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11.03.2015 Bezirksvertretung Alt-Oberhausen
19.03.2015 Planungsausschuss
23.03.2015 Rat der Stadt

A
V
B

Beratungsgegenstand

Bebauungsplan Nr. 547 - Behrensstraße / Blockstraße -
Beschluss zur Verkleinerung des Verfahrensgebietes und zur erneuten öffentlichen Auslegung

Beschlussvorschlag

Der Rat der Stadt beschließt,

1. das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 547 - Behrensstraße / Blockstraße - zu verkleinern 
(siehe Punkt II.);

Gesetzliche Grundlage: § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.11.2014 (BGBl. I,
S. 1748).

2. den geänderten Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 547 - Behrensstraße / Blockstraße - vom 
20.02.2015 nebst Begründung (einschließlich Umweltbericht) erneut öffentlich auszulegen;

3. die Dauer der Auslegung auf zwei Wochen zu verkürzen.

Gesetzliche Grundlage: § 4a Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 
(BGBl. I, S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20.11.2014 (BGBl. I,
S. 1748).

1 von 78 in Zusammenstellung



Stadt
Oberhausen

Drucksache Nr.

B/16/0668-01

Termin

23.03.2015 Rat der Stadt

Drucksache Nr.: B/16/0668-01 / Seite 2 von 12

1 Bezug
2
3 - Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 547 - Behrensstraße / Blockstraße - vom 
4 14.03.2005 (Drucksache Nr. B/14/0372-01).
5
6 - Beschluss zur Vergrößerung des Verfahrensgebietes und zur öffentlichen Auslegung des 
7 Bebauungsplans Nr. 547 - Behrensstraße / Blockstraße - vom 11.02.2008 (Drucksache
8 Nr. B/14/3049-01).
9

10
11 Konsequenzen
12
13 a) Finanzielle
14
15     keine [ ]
16
17     ja [ X ]
18
19 Der Stadt Oberhausen entstehen keine Herstellungskosten, da die Verkehrsflächen auf Kosten des 
20 Initiators der Planung erstellt und anschließend kostenfrei an die Stadt übertragen werden. 
21 Entsprechende Formulierungen werden in einen städtebaulichen Vertrag zum Bebauungsplan 
22 einfließen.
23
24 Die Kosten zur Unterhaltung der Verkehrsflächen betragen ca. 700 Euro/Jahr. Hierbei handelt es 
25 sich um geschätzte Kosten, die erst im Rahmen der Ausführungsplanung bzw. Verwirklichung der 
26 Maßnahme konkretisiert werden können.
27
28 b) Sonstige Keine
29
30 Begründung
31
32 I. Bisheriger Verfahrensablauf
33
34 Am 14.03.2005 wurde durch den Rat der Stadt der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan 
35 Nr. 547 -Behrensstraße / Blockstraße- gefasst.
36
37 Die Veröffentlichung des Beschlusses erfolgte am 15.04.2005.
38
39 Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der 
40 Neufassung vom 23.09.2004 und nach den “Verfahrensgrundsätzen für die vorgezogene 
41 Beteiligung der Bürger an der Bauleitplanung” der Stadt Oberhausen hat der städtebauliche 
42 Vorentwurf zum Bebauungsplan Nr. 547 -Behrensstraße / Blockstraße-
43
44 - in der Zeit vom 08.01.2007 - 22.01.2007 einschließlich öffentlich ausgelegen
45 (Darlegung der Planung);

46 - am 23.01.2007 hat die öffentliche Anhörung (Bürgerversammlung) stattgefunden.
47
48 Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit 
49 Schreiben vom 23.08.2007 bei der Aufstellung des Bebauungsplans beteiligt worden.
50
51
52
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53
54 Während der Öffentlichkeitsarbeit sind folgende Anregungen und Hinweise sowie Stellung-
55 nahmen der Behörden bzw. Träger öffentlicher Belange zum Bebauungsplan Nr. 547 einge-
56 gangen:
57
58 A. Behörden bzw.Träger öffentlicher Belange
59
60 1. Bezirksregierung Arnsberg
61 Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW
62 Postfach
63
64 44025 Dortmund
65
66 2. RAG Aktiengesellschaft
67 Deutsche Steinkohle
68 Postfach
69
70 44620 Herne
71
72 3. Energieversorgung Oberhausen AG
73 Postfach 10 04 20
74
75 46004 Oberhausen
76
77 4. Ruhrverband
78 Abteilung „Regionalbereich West“
79 Postfach 10 32 42
80
81 45032 Essen
82
83 5. Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH (RWW)
84 Postfach 10 16 63
85
86 45466 Mülheim an der Ruhr
87
88 6. Bezirksregierung Düsseldorf
89 Dezernat 53 - Umweltüberwachung -
90 Cecilienallee 2
91
92 40474 Düsseldorf
93
94 7. Bezirksregierung Düsseldorf
95 Dezernat 54.1 - Gewässerschutz -
96 Cecilienallee 2
97
98 40474 Düsseldorf
99

100 B. Private
101
102 1. Bürgerversammlung am 23.01.2007
103 im Wilhelm-Meinicke-Haus
104 Behrensstraße 44
105
106 46049 Oberhausen
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107
108 Der Rat der Stadt hat am 11.02.2008 den Beschluss zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 
109 Abs. 2 BauGB gefasst.
110
111 Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit 
112 Schreiben vom 25.02.2008 zum Planentwurf und zur Begründung erneut beteiligt worden.
113
114 In der Zeit vom 11.03.2008 bis 11.04.2008 einschließlich haben der Entwurf des Bebauungs-
115 plans Nr. 547 nebst Begründung (einschl. Umweltbericht) und die umweltrelevanten Infor-
116 mationen öffentlich ausgelegen.
117
118 Während der öffentlichen Auslegung sind Stellungnahmen eingegangen von:
119
120 C. Behörden bzw.Träger öffentlicher Belange
121
122 1. RWE Westfalen-Weser-Ems Netzservice GmbH
123 Postfach 10 44 51
124
125 44044 Dortmund
126
127 2. Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH (RWW)
128 Postfach 10 16 63
129
130 45466 Mülheim an der Ruhr
131
132 Alle abwägungsrelevanten Stellungnahmen und die Niederschrift über die öffentliche Anhörung 
133 sind den Anlagen 2 und 3 zu entnehmen.
134
135 II. Verkleinerung des Verfahrensgebietes
136
137 Für die Bestandsflächen der Wassersportvereine besteht kein weiterer Planungsbedarf. Auch 
138 hat sich im Laufe des Verfahrens gezeigt, dass durch eine fehlende Bereitschaft eines Teils der 
139 betroffenen Grundstückseigentümer die Planung für die Wohnbebauung in der ursprünglich 
140 beabsichtigten Abgrenzung nicht umgesetzt werden kann. Das Bebauungsplangebiet soll 
141 deshalb entsprechend verkleinert werden.
142
143 Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Alstaden, Flur 11, und erfasst nunmehr folgende 
144 Flurstücke:
145
146 Flurstücke Nr. 172, 245 (teilweise), 273, 884 (teilweise), 885 und 907 (teilweise).
147
148 Die genaue zukünftige Abgrenzung des Bebauungsplans ergibt sich auch aus der als Anlage 1 
149 beigefügten Übersichtsskizze (neues Verfahrensgebiet).
150
151 III. Planungsanlass und -ziele
152
153 Der Bereich des Plangebiets war Bestandteil des Verfahrens zum Bebauungsplan Nr. 137 D, 
154 mit dem die stadtplanerische Zielsetzung der Ergänzung der Wohnbebauung des östlich 
155 gelegenen Sanierungsgebiets Alstaden verfolgt werden sollte. Das Verfahren zum Bebauungs-
156 plan Nr. 137 D ist seinerzeit aufgrund fehlender Akzeptanz von einem Großteil der betroffenen 
157 Grundstückseigentümer eingestellt worden.
158
159
160

4 von 78 in Zusammenstellung



Stadt
Oberhausen

Drucksache Nr.

B/16/0668-01

Termin

23.03.2015 Rat der Stadt

Drucksache Nr.: B/16/0668-01 / Seite 5 von 12

161 Zwischenzeitlich war absehbar, dass sich auf den vorliegenden Flächen eine Wohnbebauung 
162 realisieren ließe. Um eine sinnvolle städtebauliche Einordnung und abstimmende Koordinierung 
163 der Planungsabsichten zu gewährleisten, war die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 547 
164 erforderlich.
165
166 Die planerischen Entwicklungsabsichten gingen dahin, im Plangebiet eine behutsame 
167 Ergänzung des vorhandenen Siedlungsansatzes der Bebauung zwischen der Verlängerung der 
168 Behrensstraße sowie der Straße „Am Ruhrufer“ vorzunehmen und mit einer aufgelockerten und 
169 gering verdichteten Form einer Einfamilienhausbebauung als Einzel- oder Doppelhäuser einen 
170 räumlichen Siedlungsabschluss zu definieren.
171
172 Mit Beschluss zur öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfes, wurden Änderungen in 
173 der Abgrenzung des Geltungsbereiches vorgenommen und weitere Flächen in den 
174 Bebauungsplan aufgenommen.
175
176 Im Laufe des Verfahrens hat sich jedoch gezeigt, dass durch eine fehlende Bereitschaft eines 
177 Teils der betroffenen Grundstückseigentümer die Planung für die Wohnbebauung in der 
178 ursprünglich beabsichtigten Abgrenzung nicht umgesetzt werden kann.
179
180 Der Bebauungsplan soll nunmehr mit verkleinertem Plangebiet die planungsrechtlichen 
181 Voraussetzungen für die Errichtung von maximal 4 Einzel- bzw. Doppelhäusern schaffen.
182
183 Mit dem verkleinerten Bebauungsplan Nr. 547 - Behrensstraße / Blockstraße - werden im 
184 Einzelnen weiterhin folgende Hauptplanungsziele verfolgt:
185
186  Neuordnung und Aktivierung nicht optimal genutzter Flächen für eine arrondierende 
187 Wohnbebauung;
188
189  Erschließung des Verfahrensgebietes.
190
191 Die Beschreibung der konkreten Ziele, Zwecke und Festsetzungen des Bebauungsplans sind 
192 der Begründung (Anlage 4) zu entnehmen. Die Begründung enthält auch den erforderlichen 
193 Umweltbericht.
194
195 IV. Städtebauliches Konzept
196
197 Das Plankonzept sieht eine aufgelockerte Siedlungsform mit vier maximal zweigeschossigen 
198 Einzel- bzw. Doppelhäusern innerhalb eines Reinen Wohngebiets vor. Die Siedlungsdichte, die 
199 Geschossigkeit und die Anzahl der zulässigen Wohneinheiten der Gebäude soll begrenzt 
200 werden, um dem Anspruch eines gehobenen Wohnens und der im Umfeld des Bebauungsplans 
201 vorhandenen Bebauung gerecht zu werden.
202
203
204
205
206
207
208
209
210
211
212
213
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214 V. Stellungnahme der Verwaltung zu den zu den Eingaben aus der frühzeitigen Öffentlich-
215 keitsbeteiligung und 1. Behördenbeteiligung
216
217 Zu II.A1 Bezirksregierung Arnsberg
218 Abteilung 6 Bergbau und Energie in NRW
219 Postfach
220
221 44025 Dortmund
222
223 Das Plangebiet liegt über dem Bergwerksfeld „Alstaden“, für das in der Vergangenheit 
224 grundstücksunabhängige Bergbauberechtigungen in Form von Bergwerkseigentum verliehen 
225 wurden. Die Bezirksregierung Arnsberg empfiehlt daher die Ruhrkohle AG - Deutsche 
226 Steinkohle - in Herne und die Minegas GmbH in Essen zu beteiligen.
227
228 Eine Kennzeichnung des Bebauungsplans gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 2 BauGB kommt in Betracht, 
229 sofern die Bergbauberechtigten (insbesondere die Eigentümerin der Steinkohleberechtigung) 
230 hierauf nicht ausdrücklich verzichten.
231
232 Stellungnahme der Verwaltung:
233
234 Die Ruhrkohle AG -Deutsche Steinkohle- und die Minegas GmbH wurden beteiligt. 
235
236 Aufgrund des Hinweises der Ruhrkohle AG - Deutsche Steinkohle -, dass im Bereich des 
237 Plangebiets in der Vergangenheit bergbauliche Einwirkungen aufgetreten sind, wurde im 
238 Bebauungsplan vorsorglich folgende Kennzeichnung nach § 9 Abs. 5 Nr. 2 BauGB in den 
239 Bebauungsplan aufgenommen:
240
241 Der gesamte Planbereich gehört zu den Gebieten, unter denen der Bergbau umging und zum 
242 Anpassungsbereich gemäß § 110 Bundesberggesetz vom 13.08.1980. Bei einer Bebauung des 
243 Gebietes sind möglicherweise besondere Sicherungsmaßnahmen erforderlich. Bauherren 
244 werden gebeten vor Baubeginn Kontakt mit der RAG Aktiengesellschaft in Herne aufzunehmen.
245
246 Seitens der Minegas GmbH bestehen gegen die Planung keine Einwände.
247
248 Zu II.A2 Ruhrkohle AG
249 - Deutsche Steinkohle -
250 Postfach
251
252 44620 Herne
253
254 Die Ruhrkohle AG -Deutsche Steinkohle- regt an, in den Bebauungsplan die Information 
255 aufzunehmen, dass im Bereich des Plangebiets in der Vergangenheit bergbauliche Ein-
256 wirkungen aufgetreten sind.
257
258 Stellungnahme der Verwaltung:
259
260 Der Bebauungsplan enthält gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 2 BauGB folgende Kennzeichnung:
261
262 Der gesamte Planbereich gehört zu den Gebieten, unter denen der Bergbau umging und zum 
263 Anpassungsbereich gemäß § 110 Bundesberggesetz vom 13.08.1980. Bei einer Bebauung des 
264 Gebietes sind möglicherweise besondere Sicherungsmaßnahmen erforderlich. Bauherren 
265 werden gebeten vor Baubeginn Kontakt mit der RAG Aktiengesellschaft in Herne aufzunehmen.
266
267
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268 Zu II.A3 Energieversorgung Oberhausen AG
269 Postfach 10 04 20
270
271 46004 Oberhausen
272
273 Da der Standort der vorhandenen Transformatorenstation (N 81 Am Ruhrufer) nicht in das 
274 geplante Bebauungskonzept der Stadt Oberhausen passt, bittet sie eine Versorgungsfläche
275 (ca. 3 x 6 m) auf der gegenüberliegenden Straßenseite vorzusehen.
276
277 Stellungnahme der Verwaltung:
278
279 Das Plankonzept wurde m
280 ittlerweile überarbeitet. Die vorhandene Trafostation kann am bisherigen Standort verbleiben. 
281 Der Bebauungsplan setzt gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 12 Bauge-setzbuch hier eine Fläche für 
282 Versorgungsanlagen mit der Zweckbestimmung - Elektrizität - fest.
283
284 Zu II.A4 Ruhrverband
285 Abteilung „Regionalbereich West“
286 Postfach 10 32 42
287
288 45032 Essen
289
290 Der Ruhrverband hat keine grundsätzlichen Bedenken. Jedoch sollte, um die Kläranlage 
291 hydraulisch nicht zu überlasten, eine separate Ableitung des Regenwassers erfolgen. Aus 
292 diesem Grund sind für das Gelände Vorkehrungen zur Rückhaltung bzw. Versickerung des 
293 Oberflächenwassers vorzusehen und die Versiegelung von Verkehrsflächen zu minimieren.
294
295 Stellungnahme der Verwaltung:
296
297 Im Hinblick auf eine alternative Niederschlagswasserbeseitigung gemäß den Vorgaben des
298 § 51 Landeswassergesetz NW wurde die Möglichkeit der Versickerung von gesammeltem 
299 Niederschlagswasser gutachterlich überprüft. Die Versickerung von gesammeltem Nieder-
300 schlagswasser ist jedoch nicht möglich. Sowohl die Auffüllböden als auch die Hochflut-
301 ablagerungen sind für gezielte Versickerungsmaßnahmen nicht geeignet. Ausreichende Durch-
302 lässigkeiten bieten erst die Sande und Kiese der Terrassenablagerungen. Diese Sedimente 
303 sind allerdings bei hohen Grundwasserständen vollständig wassergesättigt, so dass sie keine 
304 Sickerwässer aufnehmen können.
305
306 Da auch eine Ableitung des Niederschlagswassers in das westlich gelegene Feuchtbiotop 
307 aufgrund der großen Entfernung sowie der baulichen Enge durch bereits vorhandene 
308 Versorgungs- und Produktleitungen wirtschaftlich nicht vertretbar ist, wird es mit dem Schmutz-
309 wasser über eine noch zu verlegende Mischwasserleitung in die bestehende Vorflut Blockstraße / 
310 Behrensstraße eingeleitet.
311
312 Flächenhafte Versiegelungen auf privaten Grundstücken (z. B. Stellplätze und deren Zufahrten 
313 oder Terrassen) sind mit versickerungsfähigem Pflaster zu gestalten.
314
315 Zur Minimierung des Niederschlagswasserabflusses werden außerdem die Dachflächen von 
316 Garagen, Carports und anderen Nebenanlagen begrünt.
317
318
319
320
321
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322 Zu II.A5 Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH (RWW)
323 Postfach 10 16 63
324
325 45466 Mülheim an der Ruhr
326
327 Die Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH weist ausdrücklich darauf hin, dass 
328 die Lage und Tiefe der in ihren Planunterlagen eingetragenen Wasserrohrleitungen von der 
329 tatsächlichen Lage und Tiefe abweichen kann. Vor Beginn von Arbeiten sollte deshalb die Lage 
330 der Versorgungsleitungen durch einen Mitarbeiter der RWW vor Ort aufgezeigt werden. 
331 Außerdem ist die Schutzanweisung für erdverlegte Anlagen bei Arbeiten im Bereich ihrer 
332 Anlagen unbedingt zu beachten.
333
334 Sie merkt an, dass zur Versorgung des Bebauungsplangebiets eine Rohrnetzerweiterung 
335 erforderlich ist.
336
337 Einer Überpflanzung der vorhandenen und geplanten Leitungstrassen wird sie in keinem Fall 
338 zustimmen, da Überpflanzungen bzw. Überbauungen des Trassenbereichs Risiken für den 
339 Betrieb und die Unterhaltung beinhalten und ferner den allgemeinen Regeln der Technik nach 
340 DIN 1998 und dem DVGW-Regelwerk GW 125 widersprechen. 
341
342 Stellungnahme der Verwaltung:
343
344 Die zurzeit vorhandenen Leitungen liegen innerhalb der umliegenden öffentlichen Verkehrs-
345 flächen. Auswirkungen aus den Hinweisen ergeben sich für das gegenwärtige Bebauungs-
346 planverfahren nicht. Die weitere Vorgehensweise nach den einschlägigen Regelwerken ist für 
347 die Umsetzung des Projektes verpflichtend.
348
349 Die Baumaßnahme wird den Leitungsträgern rechtzeitig angezeigt, so dass mit der not-
350 wendigen Rohrnetzerweiterung frühzeitig begonnen werden kann. Eine Überbauung oder 
351 Überpflanzung der Leitungen ist nicht vorgesehen.
352
353 Zu II.A6 Bezirksregierung Düsseldorf
354 Dezernat 53 -Umweltüberwachung-
355 Cecilienallee 2
356
357 40474 Düsseldorf
358
359 Die Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 53 - Umweltüberwachung - bringt aus Sicht des 
360 vorbeugenden Immissionsschutzes keine Bedenken vor. Nachdem ermittelt wurde, dass die 
361 Vereinsaktivitäten sehr gering und damit nicht geräuschbelästigend für die zukünftige 
362 Wohnnachbarschaft sind, empfiehlt sie, dieses in den Planunterlagen darzulegen.
363
364 Die Angaben zur Entwässerung des Plangebiets, die für eine abschließende abwasser-
365 technische Beurteilung benötigt werden, reichen in den vorgelegten Planunterlagen noch nicht 
366 aus.
367
368 Des Weiteren verweist sie auf die Deichschutzzonen. Dazu liegt auch eine Eingabe ihres 
369 Dezernats 54.1 - Gewässerschutz - vor. Auf den nachfolgenden Punkt zu II.A7 wird verwiesen.
370
371 Stellungnahme der Verwaltung:
372
373 Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 547 wurde mittlerweile verkleinert. Die Flächen der 
374 Wassersportvereine liegen außerhalb des Plangebietes.
375
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376 Die seinerzeitige Bestandsaufnahme erfolgte durch eine telefonische Befragung der beiden 
377 Vereinsvorsitzenden der Wassersportvereine und wurde in einem Vermerk dokumentiert. Der 
378 Vermerk wurde am 30.11.2007 dem Dezernat 53 zugesandt und dahingehend beurteilt, dass 
379 eine weitere externe Begutachtung aufgrund der geringen lärmerzeugenden Aktivitäten nicht 
380 erforderlich ist. Der Umweltbericht zum Bebauungsplan enthält in Kapitel 8.4.2 entsprechende 
381 Aussagen.
382
383 Im Hinblick auf eine alternative Niederschlagswasserbeseitigung gemäß den Vorgaben des
384 § 51 Landeswassergesetz NW wurde die Möglichkeit der Versickerung von gesammeltem 
385 Niederschlagswasser gutachterlich überprüft. Die Versickerung von gesammeltem Nieder-
386 schlagswasser ist jedoch nicht möglich. Sowohl die Auffüllböden als auch die Hochflutab-
387 lagerungen sind für gezielte Versickerungsmaßnahmen nicht geeignet. Ausreichende Durch-
388 lässigkeiten bieten erst die Sande und Kiese der Terrassenablagerungen. Diese Sedimente 
389 sind allerdings bei hohen Grundwasserständen vollständig wassergesättigt, so dass sie keine 
390 Sickerwässer aufnehmen können. 
391
392 Da auch eine Ableitung des Niederschlagswassers in das westlich gelegene Feuchtbiotop 
393 aufgrund der großen Entfernung sowie der baulichen Enge durch bereits vorhandene 
394 Versorgungs- und Produktleitungen wirtschaftlich nicht vertretbar ist, wird es mit dem Schmutz-
395 wasser über eine noch zu verlegende Mischwasserleitung in die bestehende Vorflut Block-
396 straße / Behrensstraße eingeleitet.
397
398 Bezüglich der angeführten Deichschutzzonen wird auf die Stellungnahme zu II.A7 verwiesen.
399
400 Zu II.A7 Bezirksregierung Düsseldorf
401 Dezernat 54.1 -Gewässerschutz-
402 Cecilienallee 2
403
404 40474 Düsseldorf
405
406 Gemäß einem Hinweis der Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 54.1 -Gewässerschutz-, liegt 
407 die geplante Bebauung in den Deichschutzzonen II und III. Deichschutzrechtliche Ge-
408 nehmigungsbehörde ist die Bezirksregierung Düsseldorf. In der Schutzzone III sind die Bauten 
409 genehmigungsbedürftig, in Schutzzone II verboten. Inwieweit für eine Befreiung in Schutzzone 
410 II die Voraussetzungen vorliegen (nicht beabsichtigte Härte / Wohl der Allgemeinheit) wäre in 
411 den Anträgen darzulegen. 
412
413 Stellungnahme der Verwaltung:
414
415 Das Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 547 wurde mittlerweile verkleinert. Es liegt weitgehend 
416 nur noch in der Deichschutzzone III.
417
418 Die Deichschutzzone III gemäß § 2 Abs. 4 der Deichschutzverordnung (DSchVO) vom 
419 01.09.2000 wurde zeichnerisch in den Bebauungsplan nachrichtlich übernommen. Außerdem 
420 enthält der Plan dazu folgenden Text:
421
422 Im Bebauungsplan ist gemäß § 2 der Deichschutzverordnung (DSchVO) vom 01.09.2000 zum 
423 Schutz des südlich des Plangebietes befindlichen Deiches die Schutzzone III nachrichtlich 
424 übernommen worden. Die Schutzzone III umfasst einen sich an die Schutzzonen I und II 
425 anschließenden Streifen, dessen äußere Grenze 100 m vor dem land- bzw. wasserseitigen Fuß 
426 des Deiches verläuft.
427
428 Innerhalb der Schutzzone III bedürfen gemäß § 3 der Deichschutzverordnung der 
429 Genehmigung:
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430
431 Wesentliche Eingriffe in die Deckschicht, insbesondere
432
433 1. die Errichtung, der Abriss oder die wesentliche Veränderung von baulichen Anlagen,
434 2. die Errichtung oder Veränderung von Anlagen zur Sand-, Kies- oder Tongewinnung,
435 3. Bohrungen, Vertiefungen der Erdoberfläche und die Entnahme von Erde oder sonstigem 
436 Material
437
438 Über die Erteilung von Genehmigungen entscheidet gemäß die Bezirksregierung Düsseldorf 
439 Dezernat 54.1 - Gewässerschutz - unter Beteiligung des zuständigen Hochwasser-
440 schutzpflichtigen.
441
442 Der vollständige Text der Deichschutzverordnung ist als Anlage der Begründung zum 
443 Bebauungsplan beigefügt.
444
445 Die Ruhr wurde mittlerweile im Rahmen der Umsetzung der Hochwasserrisikomanagement-
446 Richtlinie als Gewässer mit signifikantem Hochwasserrisiko (Risikogebiet) bewertet. Für die im 
447 Rahmen des Hochwasserrisikomanagements ermittelten Risikogebiete wurden bis Ende 2013 
448 auch Hochwassergefahren- und Hochwasserrisikokarten für verschiedene Hochwasser-
449 szenarien erstellt.
450
451 Der Bebauungsplan enthält bezüglich der danach nicht auszuschließenden Hochwasser-
452 gefährdung im Plan und in der Begründung folgenden Hinweis: 
453
454 „Das Plangebiet befindet sich gemäß den Hochwassergefahren- und Hochwasserrisikokarten 
455 der Bezirksregierung Düsseldorf bei einem mittleren oder extremen Hochwasser d. h. bei 
456 Versagen oder Überflutung des Hochwasserdeiches in einem Gefahren- bzw. Risikobereich für 
457 potentielles Hochwasser durch die Ruhr. Von einer häufigen Hochwasserwahrscheinlichkeit ist 
458 das Plangebiet nicht betroffen.
459
460 Die Hochwassergefahrenkarten und -risikokarten (Blatt B002) sind für das Plangebiet unter 
461 folgendem Link abrufbar: 
462
463 http://www.flussgebiete.nrw.de/index.php/HWRMRL/Gebietsansicht/TEZG_Ruhr“
464
465 Zu II.B1 Bürgerversammlung am 23.01.2007
466 im Wilhelm-Meinicke-Haus
467 Behrensstraße 44
468
469 46049 Oberhausen
470
471 Im Rahmen der Bürgerversammlung wurden den mittlerweile verkleinerten Bereich des 
472 Bebauungsplans Nr. 547 betreffend insbesondere folgende Themen diskutiert:
473
474 - Art der Bebauungsmöglichkeit und evtl. Beschränkungen;
475 - Altlastensituation;
476 - Sicherung der umliegenden Biotoplandschaft;
477 - Erschließungskosten;
478 - Anbindung an den regionalen Grünzug A.
479
480 Die Stellungnahmen zu den angesprochenen Themen sind der Niederschrift über die Bürger-
481 versammlung (Anlage 3) zu entnehmen.
482
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483 VI. Stellungnahme der Verwaltung zu den Eingaben aus der Offenlage und 2. Behörden-
484 beteiligung
485
486 Zu II.C1 RWE Westfalen-Weser-Ems GmbH
487 Postfach 10 44 51
488
489 44044 Dortmund
490
491 Die RWE Westfalen-Weser-Ems Netzservice GmbH weist auf die im Plangebiet befindliche 
492 unterirdische Gasfernleitung (Leitungsnummer 502/004/000) von Thyssengas hin. Die 
493 Gasfernleitung liegt innerhalb eines grundbuchlich gesicherten Schutzstreifens, in dem 
494 aufgrund technischer Vorschriften bestimmte Nutzungen und Tätigkeiten untersagt sind.
495
496 Sie bittet, die Leitungstrasse nachrichtlich in den Entwurf des Bebauungsplanes zu über-
497 nehmen, das beigefügte Merkblatt für die Aufstellung von Flächennutzungs- und Bebauungs-
498 plänen zu berücksichtigen und um Beteiligung im Rahmen von Detailplanungen.
499
500 Stellungnahme der Verwaltung:
501
502 Die Leitungstrasse ist nachrichtlich in den Bebauungsplanentwurf Nr. 547 übernommen worden. 
503 Die Leitung einschließlich Schutzstreifen liegt innerhalb der im Bebauungsplan Nr. 547 
504 festgesetzten Verkehrsfläche.
505
506 Außerdem enthält der Plan folgenden Text:
507
508 Innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung - Verkehrsberuhigter 
509 Bereich - verläuft die unterirdische Ferngasleitung Nr. 502/004/000 der Thyssengas AG (DN 
510 300). Die Schutzstreifenbreite beträgt beiderseits jeweils 3,0 m. Leitung und Schutzstreifen 
511 wurden anhand der Bestandspläne in den Bebauungsplanentwurf nachrichtlich übernommen. 
512 Abweichungen sind im Einzelfall nicht gänzlich auszuschließen. Deshalb ist bei Arbeiten in 
513 Leitungsnähe eine eindeutige Situationsfeststellung in Abstimmung mit dem Leitungsträger 
514 erforderlich. Das Merkblatt zur Berücksichtigung der unterirdischen Gasfernleitung ist als 
515 Anlage der Begründung beigefügt.
516
517 Auswirkungen auf die Plankonzeption ergeben sich dadurch nicht.
518
519 Im Rahmen der Behördenbeteiligung und bei der Straßenausbauplanung sollen die Leitungs-
520 träger (u. a. Thyssengas GmbH) beteiligt werden.
521
522 Zu II.C2 Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH (RWW)
523 Postfach 10 16 63
524
525 45466 Mülheim an der Ruhr
526
527 Gleichlautende Eingabe wie Punkt II.A5.
528
529 Stellungnahme der Verwaltung:
530
531 Siehe zu Punkt II.A5.
532
533
534
535
536
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537
538 VII. Weiterer Verfahrensablauf
539
540 - Einverständnis des Rates mit dem Entwurf des Bebauungsplans Nr. 547 sowie Beschluss 
541 des Rates gemäß § 4a Abs. 3 BauGB betreffend die erneute öffentliche Auslegung dieses 
542 Entwurfes;
543
544 - 2. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange;
545
546 - Erneute öffentliche Auslegung gemäß § 4 a Abs. 3 BauGB für die Dauer von zwei Wochen;
547
548 - Entscheidung des Rates über vorgebrachte Stellungnahmen sowie Satzungsbeschluss 
549 gemäß § 10 Abs. 1 BauGB;
550
551 - Rechtskraft des Bebauungsplans durch Veröffentlichung des Satzungsbeschlusses.
552
553 VIII.Kurzzusammenfassung
554
555 Der Rat der Stadt beschließt die Verkleinerung des Verfahrensgebietes sowie die erneute 
556 öffentliche Auslegung des Bebauungsplans Nr. 547 - Behrensstraße / Blockstraße -.
557
558 Mit der Planung von maximal 4 Einzel- bzw. Doppelhäusern in aufgelockerter Siedlungsform 
559 innerhalb eines festgesetzten Reinen Wohngebiets soll der Nachfrage nach Einfamilienhaus-
560 grundstücken des gehobenen Bedarfs im Wohnsiedlungsbereich Alstaden-Süd entsprochen 
561 werden.
562
563
564 Anlagen
565
566 Anlage 1: Skizze
567
568 Anlage 2: Abwägungsrelevante Stellungnahmen
569
570 Anlage 3: Niederschrift der Bürgerversammlung
571
572 Anlage 4: Begründung (einschließlich Umweltbericht)
573
574
575 Die umfangreichen Anlagen 2 - 4 werden aus Kostengründen und damit als Beitrag zur Haus-
576 haltskonsolidierung nicht in Papierform beigefügt. Sie liegen aber während der Sitzung zur 
577 Einsichtnahme aus und können darüber hinaus vorab über das Ratsinformationssystem ALLRIS 
578 heruntergeladen werden. Im Übrigen sind wesentliche Aussagen der Anlagen bereits Bestandteil 
579 dieser Vorlage.
580
581
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Bezirksregierung Arnsberg 

Bergverwaltung Gelsenkirchen 


BezIrksregierung Amsberg. Kurt...schumachef..str.313. 46897 Gelsenkirchen 

Per E-Mail an 
peter. krause@oberhausen.de 

Stadt Oberhausen 

Fachbereich 5-1..Q0 

z. Hd. Herr Krause 

46042 Oberhausen 

Dienstgebäude 
Kurt-Schumacher-Str.313 
46897 Gelsenkirehen 
Auskunft erteilt 
OBRNiessen 
Telefon 
Tel. (0209) 9197 3-1811 
Telefax 
(0209) 9597 3-1830 
E-Mail: 
Johannes.Niessen@bezreg-amsberg.nrw.de 
Mein Zeichen (bitte stets angeben) 
hier -52-2007-71­
Datum 

01.10.2007 

Bauleitplanung der Stadt Oberhausen -Behördenbeteiligung; 
201. Flächennutzungsplanänderung und Bebauungsplan Nr. 547 - Behrensstraße 
I Blockstraße 

hier: Bergbehördliche Stellungnahme 

Ihr Schreiben vom 23.08.2007 -5-1-001kra/ha-

Sehr geehrte Damen und Herren, 
sehr geehrter Herr Krause 

das Plangebiet liegt über dem Bergwerksfeld "Alstaden" , für das in der Vergangenheit 
grundstücksunabhängige Bergbauberechtigungen in Form von Bergwerkseigentum ver­
liehen wurde. Dieses befindet sich laut den Eintragungen in die bei den zuständigen 
Amtsgerichten geführten Berggrundbücher im Eigentum der Ruhrkohle AG, C/O RAG 
AG, Rellinghauser Str. 1, 45128 Essen ist (Bodenschätze: Steinkohle, Eisenerz, Sole). 
Die Bergwerkseigentümerin lässt sich in Bergbauangelegenheiten von der Deutschen 
Steinkohle AG (DSK), Shamrockring 1, 44623 Herne vertreten. 

Ebenfalls als grundstücksunabhängige Bergbauberechtigung besteht dort nach den 
amtlichen Berechtsamsunterlagen die mit dem 20.03.2011 befristete Erlaubnis zu Auf­
suchung von Kohlenwasserstoffen (Grubengas) im Feld "Altstaden-Gas". Rechtsinhabe­
rin ist die Minegas GmbH, Rüttenscheider Str. 1-3, 45128 Essen. 

Zur Wahrung des Grundrechtsschutzes der Eigentumsbelange der Bergbauberechtig­
ten sollten diese an der Bauleitplanung beteiligt werden. 

Der gesamte Planbereich hat in der Vergangenheit vermutlich Einwirkungen durch 
Steinkohlentiefbau der stillgelegten Schachtanlage Alstaden unterlegen (Anmerkung: 
das amtliche Grubenbild für stillgelegte Bergwerke befindet sich bei der Bezirksregie-

Telefon: Internet: Konlo der LandeslalSse Amsberg 
Verrnitllung 0209/95 97 ~ hIIp:/Iwww.bezIeg-amsbe.lPlrw.deI Westl.B 0üssekI0tf 4008 017 BlZ 300 500 00 

E-Mail: IBAN: DE27 3005 0000 0004 0080 17 
posIsII!Ile@bezIeg-amsberg.nrw.de BIC: WELADEOO 
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Geschäftszeichen hier -52-2007-71 Seite 2 

rung Arnsberg, Abteilung Bergbau und Energie in NRW, Goebenstraße 25, 44135 
Dortmund). Über bergbauliche Tätigkeiten auf die übrigen Bodenschätze und die Zu­
kunftspläne der Bergbauberechtigten in ihren Feldern liegen hier keine Kenntnisse vor. 

Zum Steinkohlebergbau wird angemerkt, dass der Bereich nördlich der Verlängerung 
der Behrensstraße, auf dem sich das Vereinsheim und die Bootshäuser des Kanu­
Clubs befinden, sowie der sich westlich an das Plangebiet anschließende Feuchtbio­
topbereich ist in in der Vergangenheit bergbaulich als Kohlenlager- und als Bergehalde 
für die 1972 stillgelegte Steinkohlenzeche Alstaden genutzt wurden. Bergwerksunter­
nehmer war zuletzt in Rechtsfolge die DSK, unter deren Verantwortung in der Mitte der 
70-er Jahre das bergrechtliche Abschlussbetriebsplanverfahren durchgeführt wurde. 
Nach dem Ende der Bergaufsicht ist die ordnungsbehördliche Zuständigkeit für die der 
Flächen in die Verantwortung der Stadt Oberhausen übergegangen. Zur Klärung mögli­
cher Altlastenfragen und zur heutigen Einwirkungsrelevanz bzw. den Nachwirkungen 
des ehemaligen Steinkohlebergbaus sollte die DSK um Stellungnahme gebeten wer­
den. Hinweise auf bestehende Altlasten sind im von der Bergbehörde geführten Berg­
bau-Altlastenverdachts-Kataster (BAV-Kat) nicht enthalten. 

Eine Kennzeichnung des Flächennutzungsplans im Änderungsbereich gern. § 5 Abs. 3 
Ziffer 2 BauGB bzw. des Bebauungsplans gern. § 9 Abs. 5 Nr. 2 BauGB kommt in Be­
tracht, sofern die Bergbauberechtigten (insbesondere die Eigentümerin der Steinkohle­
berechtigung) hierauf nicht ausdrücklich verzichten. 

Andere von hier aus wahr zu nehmende öffentliche Belange sind zurzeit nicht betroffen. 
Grundsätzliche Bedenken gegen die vorgesehene Änderung der Bauleitplanung besta­
hen deshalb von hier aus nicht. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag: 

gez. 

(Niessen) 

Oberbergrat 
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Deutsche Steinkohle AG . Postfach . 44620 Herne 

Stadt Oberhausen 
46042 Oberhausen 

Im Namen und für Rec[)nung 

der RAG Akfengesellschaft 

Ihre Zeichen Ihre Nachricht vom Unsere Zeichen Telelon/Durchwahl Datum 

5-1-00/kra/ha 23.08.2007 BGM 3 The/Re 02323/15-3906 08.10.2007 
Th 276 07 OB BP547, Fax: 02323/15-2615
FNP,201.Ä.- ­

Bebauungsplan Nr. 547 - Behrensstraße/Blockstraße - und 
201. Änderung des Flächennutzungsplanes 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

zu den o. g. Bauleitplanverfahren werden seitens unserer Gesellschaft keine Bedenken 

vorgebracht. 

Wir regen an, in den Bebauungsplan die Information aufzunehmen, dass im Bereich des 

Plangebietes in der Vergangenheit bergbauliche Einwirkungen aufgetreten sind. 

Mit freundlichem Glückauf 

DEUTSCHE STEINKOHLE AG 

M. 


Deutsche Ste,nkohle AG Vors.tzender des Aufsichtsrates Vorstand Sitz der Gesellschaft: Herne 

Shomrocknng : Dr, Werner Muller Bernd Tönjes, Vors. Registergericht· D'e Deutsche Steinkohle AG 

44623 ,'erne Jurgen Eikhoff Af'1tsgericht BoChuf'1 ist ein Unternehmen im RAG­

Telefon (0 23 23) 15-0 DL Jürgen-Johann Rupp Handelsregister B 9416 Konzern 

Telefex (0 23) 15-2020 Pe'er Schnmpf 

hnp f fwww deutsche-steinkohle de 

post@deutsche-steinkohle,de 17 von 78 in Zusammenstellung



BBP 547 Behrendsstr.lBlockstr. Änderung der vorh. Versorgungsfläche Seite 1 von 1 

Krause, Peter 
.~-------------_.__._--------­
Von: Zoch, Rainer [r.zoch@evo-energie-netz.de} 

Gesendet: Mittwoch, 5. September 200713:20 

An: Krause, Peter 

Ce: Tosch, Werner 

Betreff: BBP 547 Behrendsstr./Blockstr. Änderung der vorh. Versorgungsftäche 

Anlagen: Trafostation.doc 

Sehr geehrter Herr Krause 

Vielen Dank fOrdie Möglichkeit einer Stellungnahme zum BBP 547. 

Da der derzeitige Standort, der vorhandenen Transformatorenstation (siehe Datei), 

nicht in das geplante Bebauungskonzept passt, die Trafostation aber weiterhin benötigt wird, 

bitten wir um eine Versorgungsftäche aufder gegenOber1iegenden Straßenseite (siehe Datei). 

Ansonsten bestehen keine Bedenken gegen den B-Plan in vor1iegender Form. 

«Trafostation.doc» 

Mit freundlichen GrOßen 

Rainer Zoch 

evo Energie-Netz GmbH 
ND - Netzdokumentation 
Danziger Straße 31 
46045 Oberhausen 
T intern 24 07 
Textern +49(0)208/8 35-24 07 
F extern +49(0)208/8 35-25 47 

ml[lilto:r-,~ocb~~o-ell~-9~ .de 
httJELI'!f'!I'!j-"eYQ:.ellemie..Ae. 

evo Energie-Netz GmbH, Danziger Straße 31, 46045 Oberhausen 
Sitz der Gesellschaft: Oberhausen (Rhld.) 
Amtsgericht Duisburg - HR B 18886 
Geschäftsführer: DrAng. GOnter Zahn 
Ust-ldNr. OE 251 036 895 

-* Diese E-Mail ist allein für den bezeichneten Adressaten bestimmt. Sie kann vertrauliche Informationen 
enthalten, so dass jede Form der Kenntnisnahme, Veröffentlichung, Vervielfältigung und Weitergabe des 
Inhalts dieser E-Mail unzulässig ist. Wenn Sie diese E-Mail irrtümlich erhalten haben, informieren Sie bitte 
unverzüglich den Absender per E-Mail und löschen diese E-Mail von Ihrem Computer, ohne Kopien 
anzufertigen. Vielen Dank ... ,.,. 

< 

5.9.2007 
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JJ 


Ruhrverband 

Kronprinzenstraße 37 


45128 Essen 

(Zufahrt: Steinstraße) 


Telefon 0201/178-0 (Zentrale) 


Ruhrverband . Postfach 10 32 42 . 45034 S$sen : Telefax 0201 f178-1425 (Zentrale) 
, 
; ",'1 I 

Stadt Oberhausen ·l'
f 

... 
, : ­Fachbereich 5-1-00 

Herrn Krause 
Bahnhofstr. 66 
46042 Oberhausen / 
Ihre blichen Ihre Nachricht vom Regionalbereich West 
5-1-00/kra/ha 23.08.2007 

Unsere Zeichen/Sachbearbeiter Durchwahl eMail Datum 

R-W/OI-Dro 'Iir- 2241 - 2235 mol@ruhrverband.de 10.09.2007 

Hr. Olszewski 


Beteiligung bei der Aufstellung von Bauleitplänen gem. § 4 Baugesetzbuch (BauGB) in Verbin­

dung mit § 1 Abs. 5 BauGB 

Hier: Bebauungsplan Nr. 547- Behrensstraße/Blockstraße - und 201. Änderung des Flächennut­

zungsplanes 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


sehr geehrter Herr Krause, 


gegen die o.g. Aufstellung des Bebauungsplanes bestehen unsererseits grundsätzlich keine Be­


denken. 


Jedoch sollte, um die Kläranlage hydraulisch nicht zu überlasten, eine separate Ableitung des 

Regenwassers erfolgen. Aus diesem Grund sind für das vg. Gelände Vorkehrungen zur Rückhal­

tung und möglichst Versickerung des Oberflächenwassers (Regenwassers) durchzuführen und 

eine Minimierung der Versiegelung von Verkehrsflächen zur Forderung zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ve:r'b.;:ilHjt.~(~'ff DL !3crnhafd VOlsiL~ünder 

VorstflrJ-eJ Prof Dr -:ng Harro V{')rsitzennnr Norben Frece 

Oe" K()'~I) 2CKJ 113 Dllubcl1e BU'K18sbarli<.. Filia!e Essen {BLZ360 000 00) Ko,rro 360 019 04· W.","ldeutscr~, L1"lesbank Ollsseldort (BLZ 300 liOO Oel 
"41XJ 183· SEBAG Es.sen(BLZ:l60 101 1()i)G:,3D, 

Postbank E~';€;r1 (BLZ'~'IJ 
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RWW. Postfach 101663.45466 Mülheim an der Ruhr 

Stadt Oberhausen "'---"~~;;'7,~"-::':" 	 Ihre Zeichen 
Ihre Nachricht vom 46042 OberhauSe~ Fe., .~.; , 
Unsere Zeichen RN07-649/Lü

I 
Name Herr Niemietz ,I Telefon (02 08) 44 33-875 
Telefax (02 08) 44 33-4 45 

')(H/1
!:.. ,><,' E-Mail 	 andre,niemietz 

@rww,de
. i 

• 
Mülheim an der Ruhr, 30. August 2007 

Bebauung.plan Nr. 547 -Behren.-I BIOCk.6 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Sie erhalten einen Ausschnitt aus unserem Planwerk mit den eingetragenen 
Linienführungen unserer vorhandenen Versorgungsleitungen. Über die von 
unseren Leitungen abzweigenden Hausanschlussleitungen, die im Eigentum 
unserer Anschlussnehmer stehen, besitzen wir keine Planunterlagen. Die Lage 
dieser Einrichtungen kann Ihnen unser Service-Point Oberhausen, Telefon +49 
208 668182, den Sie bitte auch bei Rückfragen ansprechen, nach vorheriger 
Terminabsprache in der Örtlichkeit aufzeigen. 

Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass die Lage und Tiefe der in den PIanun­
terlagen eingetragenen Wasserrohrleitungen und Kabel von der tatsächlichen 
Lage und Tiefe abweichen kann. Eine Haftung der RWW für unrichtige PIanunter­
lagen ist ausgeschlossen. Vor Beginn von Arbeiten ist die Lage der Versorgungs­
leitungen durch einen Mitarbeiter der RWW vor Ort aufzeigen zu lassen. Weiter­
hin verweisen wir auf die Schutzanweisung für erdverlegte Anlagen der RWW 
Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft mbH, die bei Arbeiten im Be­
reich unserer Anlage unbedingt zu beachten ist. 

Gegen den Bebauungsplan bestehen von Seiten unserer Gesellschaft keine 
grundsätzlichen Bedenken, Für die Versorgung neu entstehender Gebäude ist 
die Erweiterung unserer Versorgungsanlagen erforderlich. Diese Erweiterung 
erfolgt bedarfsorientiert im Zuge der allgemeinen Erschließung. Genauere Anga­
ben können erst nach Vorlage von Detailplänen gemacht werden. 

RWW Rheinisch-Westfälische 
Wasserwerksgesellschaft mbH 

/\rn Schlo:1 8iOich : - 3 
i1:)4Y9 MLhl!~lm der Ru~r 

+49 (01208/44 3.JJ 
f .,19 (0)20814433-233 
i '·,\WI/\/,r'A"/>j,(Je 

dF><, /Hlf<;lchtc,rates: 

L-;! ,'~'IJI~dt Nf'l:fld!l'> 

(('<:'etHh"hihrN 

Lotll'-I~ Arnoki :Sprt'cher) 
rrdnh' 

ß 11235 

r1dnk vf'rbindllnqen: 
SP;:HK.1S'-;.P MtJlhe111 1 dfl der Ruhr 
Fl/ '361.' ~';OO 00 

K':l['l,O·i\:r. 300 03b 
(;);n:llf'flhJr~k {\(1 

\!l\,jhf:Hlt der Rultr 
,10045 

i<ol::e;·Nr .t.:39900 

";:i;ucr~Nr, l?O/S/SO/0393 
LJo I·Ic;f·l1t~Nr.. Df: 120348219 

~ 
RWE GRDUP 
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Seite 2 zum Schreiben an Stadt Oberhausen vom 30. August 2007 

Einer Überpflanzung bzw. Überbauung unserer Leitungstrassen werden wir In 

keinem Fall zustimmen. Überpflanzungen bzw. Überbauungen des Trassenbe­
reiches unserer Einrichtungen beinhalten Risiken für den Betrieb und die Unter­
haltung unserer Versorgungsleitungen und widersprechen gleichzeitig eindeutig 
den allgemein geltenden Regeln der Technik der DIN 1998 und dem DVGW­
Regelwerk GW 125. 

Freundliche Grüße 

RWW Rheinisch-Westfälische 
Wasserwerksgesellschaft mbH 

i. V. Erbel 

~RWW 


RWW Rheinisch-Westfälische 
Wasserwerksgesellschaft mbH 

,49 (0)20<3144 )j-l 
> ,49 (O)208i44 33-2 11 

\)or'.;ilLenc)(>r elf?"::' r'\ufsichtsratps: 
/'i,rndt ~~(,lJht1w; 

Jhsfuhrt:r: 

LoHn; f\rf'uld {f)precherj 
(,,>r1 Fr;HlkJ:' 

i<t'qist('rqt q ;ctli 

D'ii'\~)wq 

k J423, 

Bel n ~~\'f:' rf J! nn U!1 gen' 
~~rnrk(j<:;<;i' M(ilheim an dN Ruhr 
bt 1 'HJ2 1,)00 00 

K"nto-N,. "lOO 036 325 
(on~rrH'uhdnk AC 
1;:;LJ 1hc';rn ,jfl der Ruhr 
fit? lb? 400 45 
l<ol)tfJ~t~r. 761 459900 

\il:L,(·;-Nt .. 120/571)0/0393 
Hdt'nt-Nr.: DE 1203482i9 

~ 
RWE GROUP 
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Bezlrf<sregierung DOsseIdorf, postfach 30 08 65, 40408 DOsseldorf 

Der OberbOrgermeister 
·Fachbereich 5-1-00­
Technisches Rathaus 
Bahnhofstr.66 

46042 Oberhausen 

Bebauungsplan Nr. 547 - BehrensstraBe I BlockstraBe 
201. Änderung des Flächennutzungsplanes 

Ihr Schreiben Az.: 5-1-o0lkraJha vom 23.08.2007 

Zu der o.g. Planung wird unter Zugrundelegung der mit Bezugsschreiben 
Obersandten Unterfagen wie folgt Stellung genommen: 

Immissionsschutz: 

Aus der Sicht des vorbeugenden Immissionsschutzes sind Bedenken 

nicht vorzutragen. Es wird aber darauf hingewiesen, dass die zukOnftige 

Wohn nutzung mit den sportlichen und freizeitlichen Nutzungen (in Ruhr· 

nähe und auf dem Fluss) verträglich zu gestalten sind. Daher wird ange. 

regt, eine Bestandsaufnahme der örtlich vorhandenen Vereinsaktivitäten 

durchzuführen und diese schalltechnisch begutachten zu lassen. Die 

schalltechnische Beurteilung hängt u.a. davon ab, ob die Ruhr in diesem 

Bereich als Wettkampfstätte (Sportstätte im Sinne der 18. BlmSchV) ga. 

nutzt wird. 

(ROckfragen an Herrn Krusenbaum, Durchwahl: -3(6) 


347 

Telefon:0203 3052 - 306 

Fax 02033052-2245 

joachim.krusenbaum@ 

bn:trvw.de 

Zimmer 222 

AusIwnft erteilt: 

Herr Krusenbaum 

Akten:zeichen: 

53.14.2-SL. 1972107 -Kb 

bei AnlvtOrt bitte angeben 

Datum: 20.09.2007 

OIenstgebäude und 

Ueferanschrift: 

Am Freischütz 10-12 

47058 Duisbt.I'g 

Postanschrift: 

Cedlienallee 2 

40474 DOsseIdorf 

Te/etiJn 0211475-0 

Fax0211475-2671 

ooststelle@brd.nrw·de 

W'oYW.brd.de 

0trenIIiche Verkehrsmittel: 

NJ Duisbt.Fg Hbf 

901 - Mülheim oder 

901 - ZooIUni 

bis Schweizer Straße 

ZahIoogen an: 

Landesk.asse 00sseId0If 

Konto-Nr.: 4100 012 

BLZ: 300 500 00 West LB AG 

IBAN: 

DE41300500000004100012 

sIe: WELADEDD 
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Seite 2 /20.09.2007 

Abwasserbeseitigung: 

Die Angaben zur Entwässerung des Plangebietes, die im fortge­

schrittenen Planverfahren fOr eine abschließende abwassertechnische 

Beurteilung benötigt werden, reichen in den vorgelegten Planunterlagen 

noch nicht aus. 


Art und Umfang der fOr die wasserwirtsdlaftliche Beurteilung der Ent­

wässerung des Plangebietes notwendigen Angaben gehen aus der 

wasserwirtschaftlichen Checkliste des Dezernates 53.2 der Bezirks­

regierung Düsseldorf hervor, die dieser email als Anhang beigefOgt 

wurde. 

(ROckfragen an: Herrn Odenthai, Durchwahl: -133) 


Im Auftrag: 


gez.: 


Krusenbaum 


Seite 2 
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~ 

Bezirksregierung Düsseldorf 

Bezlrksregierung Düs&eldorf, Postfach 30 08 65. 40408 Dl.iSBeldorf 

Der Oberbürgenneister 
-Fachbereich 5-1-00­
Technisches Rathaus 
Bahnhofstr.66 

46042 Oberhausen 

201. Änderung des Flächennutzungsplans 

Bebauungsplan Nr. 547 - Behrensstraße I Blockstraße • 

Ihr Schreiben Az.: 5-1-OO/kralha vom 08.11.2007 

Zu der o.g. Planung wird unter Zugrundelegung der mit Bezugsschreiben 
übersandten Unterlagen wie folgt Stellung genommen: 

Immissionsschutz: 

Aus der Sicht des vorbeugenden Immissionsschutzes sind Bedenken 
nicht vorzubringen. Nachdem ennittelt wurde, dass die Vereinsaktivitaten 
sehr gering und damit nicht geräuschbelästigend für die zukünftige 
Wohnnachbarschaft sind, wird empfohlen, dieses in den Planunterlagen 
darzulegen. 
(Rückfragen an Herrn Krusenbaum, Durchwahl: -306) 

Abwasserbeseitigung: 

Die Angaben zur Entwässerung des Plangebietes, die im fortge­
schrittenen Planverfahren für eine abschließende abwassertechnische 

470 

Telefon:0203 3052 - 306 

Fax 02033052-2245 

joachim.krusenbaumO 

brd.nrw.de 

Zimmer 222 

Auskunft erteilt: 

Herr Krusenbaum 

Aktenzeichen: 

53.14.2-BL 2022107 -Kb 

bei Antwort bitte angeben 

Datum: 05.12.2007 

Dienstgebäude und 

LieferanschrIft: 

Am Freischütz 10-12 

47058 Duisburg 

Postanschrilt: 

Cecilienallee 2 

40474Dl.iSBeidorf 

Telefon 0211 475-0 

Fax 0211 475-2671 

poststelle@brd.nrw.de 

www.brd.de 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

Ab Duiaburg Hbf 

901 - Mülheim oder 

901 - Zoo/Unl 

bis Schweizer Straße 

Zahlungen an: 

Landeskasse Dl.iSBeldorf 

Konto-Nr.: 4100 012 

BLZ: 300 500 00 West LS AG 

ISAN: 

DE413005000000041 00012 

SIC: WELADEDD 
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Beurteilung benötigt werden, reichen in den vorgelegten Planunterlagen 


noch nicht aus. 


Art und Umfang der für die wasserwirtschaftliche Beurteilung der Ent­

wässerung des Plangebietes notwendigen Angaben gehen aus der 

wasserwirtschaftlichen Checkliste des Dezernates 53.2 der Bezirks­

regierung Düsseldorf hervor, die dieser email als Anhang beigefügt wur­


de. 

(Rückfragen an: Herrn Odenthai. Durchwahl: -133) 


Gewässerausbau I Hochwasserschutz: 

Die Bauten liegen in der Deichschutzzone 11 und 111. 
GenehmigungsbehOrde ist die Bezirksregierung Düsseldorf (Dez. 54). In 
Schutzzone 111 sind die Bauten genehmigungsbedürftig, in Schutzzone 11 
verboten. Es ist im Einzelnen darzulegen, inwieweit für eine Befreiung in 
Schutzzone 11 die Voraussetzungen vorliegen (nicht beabsichtigte Härte I 
Wohl der Allgemeinheit). 
(Rückfragen an: Frau Daube, Durchwahl: - 122) 

Im Auftrag: 

gez.: 

Krusenbaum 

Seite 2/05.12.2007 
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Eingegangene Stellungnahmen zur 
öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 
bzw. im Rahmen der Behördenbeteiligung 
nach § 4 Abs. 2 BauGB 
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RWE Westfalen-Weser-Ems Netzservice RW~ 
RWE Westfalen-Weser-Ems Netzseryjce GmbH Postfach 104451 44044 Portmund 

Stadt Oberhausen Asset-Service Transportnetz Gas 

Bauleitplanverfahren und 
Konstruktion 

Ihre Zeichen 
Ihre Nachricht 

5-1-00/0b 
25. Februar 2008 

46042 Oberhausen Unsere Zeichen ERNN-T-PD/An/Ku 
Name Herr Anke 

. Tefefo/1 0231 438-6431 
Telefax 0231 438-38-6431 
E-Mail peter.anke 

( 
::s. ,I, 

@rwe.com 

Dortmund, 28. Februar 2008 

• 
201. Änderung des Teilflächennutzungsplanes - Behrensstraße/Blockstraße­
Bebauungsplan Nr. 547 - Behrensstraße/Blockstraße ­
Gasfernleitung LNr. 502/004/000, BI. 2 und 3, Schutzstreifen 6,0 m 

Sehr geehrte Damen und Herren 

aufgrund einer Konzernumstrukturierung werden seit dem 1. Juli 2004 Planungen 

der Träger öffentlicher Belange zu Leitungen und Anlagen des Gastransportlei­

tungsnetz der RWE Rhein-Ruhr (u. a. zum Leitungsnetz der Thyssengas AG) 

durch die RWE Westfalen-Weser-Ems Netzservice GmbH beantwortet. 

Von der 201. Teilflächennutzungsplanänderung sowie dem Bebauungsplan Nr. 547 

wird die o. g. der öffentlichen Versorgung dienende Gasfernleitung betroffen, die wir 

in einem Übersichtsplan Maßstab 1 : 2 500 eingetragen haben. Beiliegend über­

senden wir Ihnen Auszüge aus dem Planwerk zum Gastransportnetz (2 x 

Bestandspläne zu Transportleitungen). 

Die Gasfernleitung liegt innerhalb eines grundbuchlich geSicherten Schutzstreifens, 

in dem aufgrund technischer Vorschriften bestimmte Nutzungen und Tätigkeiten 

untersagt sind. 

Wir haben gegen die Flächennutzungsplanänderung und den Bebauungsplan keine 

grundsätzlichen Bedenken, wenn 

i:\rwe-westfalen-weser-ems-netzserviceln-ernn\t-pldldatenlkuhlmannly-laufwerk\2008\briefelanke\stadt obemausen, b-plan 547. behrensstraße­

blockstraße.doc 

RWE Westfalen-Weser-Ems 
Netzservice GmbH 

Freistuhl 7 
44137 Dortmund 

T +49 231 438-060 
F +49 231 438-3060 
I www.rwe.com 

Geschäftsführung: 
Klaus Engelbertz 
Winfried Meens 

Sitz der Gesellschaft: 
Dortmund 
Eingetragen beim 
Amtsgericht Dortmund 
Handelsregister-NT. 
HR B16043 

Bankverbindung: 
Commerzbank Dortmund 
BlZ 440 400 37 
Kto.-Nr. 352 083000 
BIC: COBADEFF440 
IBAN: 
DE81 44040037 0352 0830 00 

USt.-IdNr. DE 8137 61 348 
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RW~RWE Westfalen-Weser-Ems Netzservice 

Seite 2 

1. 	 die Leitungstrasse nachrichtlich in den Flächennutzungsplan und einschließ­

lich Schutzstreifen in den Bebauungsplan übernommen wird, 

2. 	 das beiliegende Merkblatt für die Aufstellung von Flächennutzungs- und Be­

bauungsplänen berücksichtigt wird, 

3. 	 wir an den Detailplanungen beteiligt werden . 

• 
Für weitere Informationen und Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

RWE Westfalen-Weser-Ems 


Netzservice GmbH 


i.A.(2C.e- :.A.~..) 
i. A. Ank~-~-' 	 i. A. Glaremin-Voges 

Anlagen 

~ I. '12lA""ir':Jc I,~" flrr/f'1 1711 ke 

('( m or;". OJ J. C(!b\.' 

,';1JCt'JCftrl ! 
'J 

3.~)"r1 ,Iew(,!J (eL), t J ",''1,,1 
v 

GCIJ I.", )~JJ . 

i:1!We.westfalen--weser-ems-netzserviceln-ernnlt-pldldatenlkuhlmannly-laufwerl<\2006lbriefelankelstadt oberhausen, b·plan 547, behrensstraße· 
blockstraße.doc 
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RWE Westfalen-Weser-Ems Netzservice 

Merkblatt 

Berücksichtigung von unterirdischen Gasfernleitungen bei der Aufstellung von 

Flächennutzungs- und Bebauungsplänen 


Die Gasfernleitungen dienen der öffentlichen Energieversorgung. Sie sind bei der Aufstellung 
von Flächennutzungs- und Bebauungsplänen und bei den sich daraus ergebenden Folge­
maßnahmen zu berücksichtigen. 

Unterirdische Gasfernleitungen sind im Allgemeinen mit einer Erdüberdeckung von etwa 0,8 
- 1,0 m verlegt. In vielen Fällen verläuft ein Fernmeldekabel parallel zu den Leitungen in 
unterschiedlichen Abständen und geringer Überdeckung. Bestimmte Leitungsarmaturen 
treten an die Erdoberfläche und sind durch Straßenkappen geschützt. 

Gegen Außenkorrosion sind die Leitungen kathodisch geschützt. 

Die Leitungen und Kabel liegen innerhalb eines Schutzstreifens, der 2 bis 15 m breit sein 
kann. Leitungsverlauf, zutreffende Schutzstreifenbreite und weitere Einzelheiten ergeben 
sich aus unseren Betriebsplänen. 

Leitungsrechte für unsere Gasfernleitungen bestehen grundsätzlich in Form von be­
schränkten persönlichen Dienstbarkeiten (§§ 1090 ff. BGB), die im Grundbuch eingetragen 
sind, bzw. in schuldrechtlichen Verträgen. 

Berühren die Flächennutzungs- und Bebauungspläne oder die sich aus Ihnen ergebenden 
Folgemaßnahmen den Schutzstreifen, bitten wir, folgende Punkte zu beachten: 

Der Verlauf der Gasfernleitung ist mit entsprechender Signatur in den Bebauungsplan 
zu übernehmen. Lagepläne - wenn erforderlich mit Einmessungszahlen - werden bei 
Bedarf zur Verfügung gestellt oder die Leitungen werden von uns in eine Kopie des 
Bebauungsplanes eingetragen. 

In der Legende des Planes oder an sonst geeigneter Stelle ist auf die jeweilige 
Schutzstreifenbreite hinzuweisen. 

2. Grundsätzlich nicht zulässig sind innerhalb des Schutzstreifens 

die Errichtung von Gebäuden aller Art sowie Mauern parallel über bzw. 
unmittelbar neben den Gasfernleitungen, Oberflächenbefestigungen in Beton, 
Dauerstellplätze, z. B. für Campingwagen, Verkaufswagen usw., sowie das 
Lagern von schwertransportablem Material. 

sonstige Einwirkungen, die den Bestand oder den Betrieb der Leitung gefähr­
den oder beeinträchtigen. 

3. 	 Niveauänderungen im Schutzstreifen dürfen nur mit unserer besonderen Zustim­
mung vorgenommen werden. 

4. 	 Zur Vermeidung unzulässiger Einwirkungen bitten wir außerdem, die Anlage von 
kreuzenden oder parallel führenden Straßen, Wegen, Kanälen, Rohrleitungen, 
Kabeln, Hochspannungsfreileitungen und Gleichstromleitungen, sofern eine 
Leitungsbeeinflussung nicht ausgeschlossen werden kann, rechtzeitig mit uns ab­
zustimmen. 

~ \RWE·GAS\iJ'\G\!If\I\'N522Vermessu"guf1dWegerech~sel'wefb\Aus!(Unft\Mel')(blaller\Me~b!atl ehern. Thyssenglls.doc 
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5. 	 Vor Beginn von Baumaßnahmen in Leitungsnähe - auch außerhalb des 
Schutzstreifens - bitten wir, uns in jedem Falle zu benachrichtigen, damit erforder­
lichenfalls die Lage der Leitung und des Kabels sowie die mit der Leitung verbun­
denen oberirdischen Armaturen durch uns in der Örtlichkeit angezeigt werden 
können (besonders wichtig bei Einsatz von Raupenfahrzeugen). 

6. 	 Der Schutzstreifen kann landwirtschaftlich und gärtnerisch genutzt werden. Dabei 
darf Strauchwerk bis zu 2,0 m Höhe in solchen Abständen gepflanzt werden, dass 
auf Dauer Kontrollbegehungen der Leitungstrasse ohne Beeinträchtigung möglich 
sind. Baumstandorte sind gemäß DVGW-Hinweis 125 so zu wählen, dass 
zwischen Stammachse und Leitungsaußenkante ein Abstand von mindestens 
2,5 m eingehalten wird. 

7. 	 Wir bitten, uns im beiderseitigen Interesse - bereits bei der Planung über alle 
Maßnahmen und Vorhaben an oder innerhalb des Schutzstreifens zu unterrichten, 
damit Schutzmaßnahmen rechtzeitig vereinbart werden können. Wir verweisen in­
soweit als Träger öffentlicher Belange auf § 4 Abs. 1 des Baugesetzbuches vom 
8. Dezember 1986 (BGBI. I S. 2253). 

RWE 	 I \RWE-GAS';OIGWli\',;vS22VennessungundWegerechtseiwerb\Aus!<.untl\Mert:.blatter\Merkblat\ ehern Thyssengas dae 
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@RWW 


RlNW • Postfach 10 16 63 • 45466 Mülheim an der Ruhr 

Stadt Oberhausen Ihre Zeichen 5-1-00 , 

46042 Oberhausen , 
Ihre Nachricht vom 
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:25.02.08 
RN08-190/Lü 

Name Herr Niemielz 
Telefon (02 08) 44 33-8 75 
Tel,efax (02 08) 44 33-4 45 
E-Mail andre.niemietz 

@rww.de 

Mülheim an der Ruhr, 6. März 2008 

• Bebauungsplan Nr. 547 Behrensstraßel Blockstraße 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

Sie erhalten einen Ausschnitt aus unserem Planwerk mit den eingetragenen 
Linienführungen unserer vorhandenen Versorgungsleitungen. Über die von 
unseren Leitungen abzweigenden Hausanschlussleitungen, die im Eigentum 
unserer Anschlussnehmer stehen, besitzen wir keine Planunterlagen. Die Lage 
dieser Einrichtungen kann Ihnen unser Service-Point Oberhausen, Telefon +49 
208 668182, den Sie bitte auch bei Rückfragen ansprechen, nach vorheriger 
Terminabsprache in der Örtlichkeit aufzeigen. 

Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass die Lage und Tiefe der in den PIanun­
terlagen eingetragenen Wasserrohrleitungen und Kabel von der tatsächlichen 
Lage und Tiefe abweichen kann. Eine Haftung der RWW für unrichtige PIanunter­
lagen ist ausgeschlossen. Vor Beginn von Arbeiten ist die Lage der Versorgungs­
leitungen durch einen Mitarbeiter der RWW vor Ort aufzeigen zu lassen. Weiter­
hin verweisen wir auf die Schutzanweisung für erdverlegte Anlagen der RWW 
Rheinisch-Westfälische Wasserwerksgesellschaft rnbH, die bei Arbeiten im Be­
reich unserer Anlage unbedingt zu beachten ist. 

Gegen die Baumaßnahme bestehen von Seiten unserer Gesellschaft keine 
grundsätzlichen Bedenken. Für die Versorgung neu entstehender Gebäude ist 
die Erweiterung unserer Versorgungsanlagen erforderlich. Diese Erweiterung 
erfolgt bedarfsorientiert im Zuge der allgemeinen Erschließung. 

Einer Überpflanzung bzw. Überbauung unserer Leitungstrassen werden wir in 
keinem Fall zustimmen. Überpflanzungen bzw. Überbauungen des Trassenbe­
reiches unserer Einrichtungen beinhalten Risiken für den Betrieb und die Unter­
haltung unserer Versorgungsleitungen und widersprechen gleichzeitig eindeutig 
den allgemein geltenden Regeln der Technik der DIN 1998 und dem DVGW­
Regelwerk GW 125. 

RWW Rheinisch-Westfälische 
Wasserwerksgesellschaft mbH 

Am Schlo~ Broich 1 3 
45479 Mülhelm an der Ruhr 
T +49208/4433-1 
F +49 208/4433-233 
I www.rww.de 

Vorsitzender des 
AufslChtsrates: 
Dr. Arndt Neuhaus 

Geschäftsfuhrer: 
lothar Arnold (Sprecher) 
Gert Franke 

Regislergencht: 
DUlsburg 
Reg.-Nr. B 14235 

Bankverbincungen: 
Sparkasse Mulhelm an der Ruhr 
Bll 362 500 00 
Konto-Ne. 300036 325 

Commerzbank AG 
Mülheim an der Ruhr 
Bll 36240045 
Konto-NI. 763 765500 

S~ue~~r 120/5750/0393 
USt.-Id~r. DE 1203 48 279 

DVG~ 
GEPAU' r 
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Seite 2 zum Schreiben an Stadt Oberhausen vom 6. März 2008 

Die im Ausbaubereich vorhandenen Straßenkappen und Armaturen sind nach 
Fertigstellung der Baumaßnahme den geänderten Gegebenheiten anzupassen. 
Bitte stimmen Sie ggf. erforderliche Maßnahmen ebenfalls rechtzeitig mit unse­
rem Service-Point Oberhausen ab, damit wir die Arbeiten einplanen und das 
notwendige Material disponieren können. Des Weiteren bitten wir um Zusendung 
von detaillierten Plänen. 

Freundliche Grüße 

RWW Rheinisch-Westfälische 
Wasserwerksgesellschaft mbH 

jP~ 
i. V. Drozda 

@RWW 
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Commerzbank AG 
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Niederschrift 
 
 

über die öffentliche Anhörung (Bürgerversammlung) vom 23.01.2007 zum 
Vorentwurf des Bebauungsplanes Nr. 547 -Behrensstraße/Blockstraße- 
 
Die Bürgerversammlung wurde durchgeführt gemäß § 3 (1) Baugesetzbuch und 
nach den „Verfahrensgrundsätzen für die vorgezogene Beteiligung der Bürger an 
der Bauleitplanung“ der Stadt Oberhausen. 
 
 
Tagungsort:  Wilhelm-Meinicke-Haus 
    Behrensstraße 44 
    46049 Oberhausen 
 
 
Teilnehmer:  siehe Anwesenheitsliste 
 
 
Die Leitung der Anhörung hatte der Bezirksvorsteher des Stadtbezirkes Alt-
Oberhausen, Herr Loege. 
 
Durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Oberhausen und durch die 
Verteilung von Handzetteln wurden die im Bereich/Umfeld des Plangebietes 
wohnenden Bürgerinnen und Bürger zur Teilnahme an dieser öffentlichen 
Anhörung eingeladen. 
 
Der Bezirksvorsteher eröffnete die Versammlung und begrüßte die anwesenden 
Bürgerinnen und Bürger und die politischen Mandatsträger sowie die Vertreter der 
Stadtverwaltung Oberhausen. 
 
Sinn und Zweck der heutigen Bürgerversammlung ist es, die Bürgerinnen und 
Bürger möglichst frühzeitig über die Planung zu unterrichten und deren 
Anregungen und Hinweise aufzunehmen. Zuvor bestand in der Zeit vom 
08.01.2007 bis 22.01.2007 einschließlich die Möglichkeit, sich die vorgesehene 
Planung erläutern zu lassen. 
 
Herr Krause, Bereich 5-1 -Stadtplanung-, erläuterte das Verfahren zur Aufstellung 
eines Bebauungsplanes und gegebenenfalls auch zur Änderung des 
Flächennutzungsplanes und wies insbesondere darauf hin, dass es sich hier 
zunächst um die Vorstellung eines Vorentwurfes handelt und in der noch 
folgenden einmonatigen öffentlichen Auslage nochmals Gelegenheit besteht, sich 
zu der Planung zu äußern und hierzu eine Stellungnahme abzugeben. 
 
Anhand des im Versammlungsraum ausliegenden Faltblattes „ Beteiligung der 
Öffentlichkeit an der Bauleitplanung“ in dem unter anderem auch eine schema- 
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tische Darstellung des Bebauungsplanverfahrens abgebildet ist, konnten sich die 
Anwesenden zusätzlich über den Verfahrensablauf informieren. 
 
Da der rechtswirksame Flächennutzungsplan der Stadt Oberhausen teilweise 
nicht mit den beabsichtigten Planungszielen übereinstimmt, ist auch eine 
Flächennutzungsplanänderung erforderlich. 
 
Herr Lehmbrock, Bereich 5-1 -Stadtplanung-, ging in seinen Ausführungen 
zunächst auf die Einbindung des Plangebietes in den Ortsteil Alstaden ein. 
Aufgrund der stadtnahen Lage und gleichzeitiger Nähe zu Freizeit- und 
Erholungsflächen der Ruhraue hat dieser Bereich eine hohe Qualität als 
Wohnstandort. 
 
Der Bereich des Plangebietes war Bestandteil des eingestellten Verfahrens zum 
Bebauungsplanes Nr. 137 D, mit dem die stadtplanerische Zielsetzung der 
Ergänzung der Wohnbebauung des östlich gelegenen Sanierungsgebietes 
Alstaden verfolgt werden sollte. 
 
Dieses Verfahren ist aufgrund fehlender Akzeptanz durch ein Großteil der 
betroffenen Grundstückseigentümer eingestellt worden. 
 
Nunmehr ist absehbar, dass sich im Bereich des Bebauungsplangebietes eine 
Wohnbebauung realisieren läßt. Hierzu hat es mit den betroffenen 
Grundstückseigentümern Gespräche gegeben. 
 
Die Erschließung des Plangebietes erfolgt zur Zeit über einen provisorisch 
ausgebauten Erschließungsweg von der Block- / Behrensstraße aus und über die 
Straße „Am Ruhrufer“. 
 
Nördlich des Erschließungsweges liegen das Clubhaus und die Bootslager des 
Alstadener Kanu - Club Oberhausen e.V., während die im südlichen Bereich 
befindlichen Flächen durch eine unterschiedliche Nutzung bestehend aus Wohnen 
und Garten- bzw. Brachland gekennzeichnet sind. 
 
Am südöstlichen Ende des Planbereiches befindet sich eine gewerblich genutzte 
Lagerplatzfläche, deren Nutzung aufgegeben werden soll. 
 
Mit der Planung von maximal 11 Doppelhäusern in aufgelockerter Siedlungsform 
soll der Nachfrage nach Einfamilienhausgrundstücken des gehobenen Bedarfs in 
dem Wohnsiedlungsbereich Alstaden-Süd entsprochen werden. 
 
Der Bebauungsplanvorentwurf setzt dementsprechend ein allgemeines 
Wohngebiet mit einer eingeschossigen, offenen Bauweise fest. Mit der Festlegung 
der Trauf - und Firsthöhe soll die Höhenentwicklung der Gebäude eingeschränkt 
und die Maßstäblichkeit der Neubebauung zu dem vorhandenen Gebäudebestand 
gewährleistet werden. 
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Die baulichen Anlagen des Alstadener Kanu-Clubs werden in ihrem Bestand 
gesichert und als Fläche für Sport- und Spielanlagen -Vereinsheim u. 
Bootshäuser- festgesetzt. 
 
Mit einer Breite von ca. 8,5m ist die künftige Verkehrsfläche ausreichend 
dimensioniert und erhält auf ihrer Südseite einen mit Baumpflanzungen 
versehenen Parkstreifen. 

 
 Der vorhandene Baumbestand im Plangebiet soll soweit als möglich erhalten werden. 

 
In der sich anschließenden Diskussion erkundigte sich Herr Limburg, 
Volmestraße 9, nach der Art der Bebauungsmöglichkeit und an wen man sich 
wenden muß, wenn man ein Baugrundstück erwerben möchte. Zudem 
interessierte es ihn, wann mit dem Beginn der Bebauung gerechnet werden kann. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Der Vorentwurf des Bebauungsplanes sieht eine Bebauungsmöglichkeit in Form 
von freistehenden eingeschossigen Einfamilienhäusern oder von Doppel-
haushälften vor. 
 
Die für eine Neubebauung vorgesehenen Grundstücke befinden sich in privatem 
Besitz. Hier wären der jeweilige Grundstückseigentümer der Ansprechpartner. 
 
Der Beginn der Bebauung setzt zunächst einmal die Rechtskraft des 
Bebauungsplanes voraus (Verfahrensdauer ca. 1 Jahr). Daneben muß auch die 
Erschließung (Straße und Entwässerungskanal) gesichert sein. 
 
 
Herr Karschti, Mitglied der Bezirksvertretung Alt-Oberhausen, machte auf die 
unterschiedlichen Plangebiete im Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan Nr. 
547 und zur Bürgerversammlung aufmerksam. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Im Rahmen der Erörterung der Planung mit den betroffenen 
Grundstückseigentümern hat es sich gezeigt, dass es sinnvoll erscheint, das 
ursprüngliche Verfahrensgebiet um angrenzende Bereiche zu erweitern. Deshalb 
ist der Vorentwurf bereits für das größere Verfahrensgebiet erarbeitet worden. 
 
Die Planungsverwaltung wird daher im Beschluss zur öffentlichen Auslegung des 
Bebauungsplanes Nr. 547 (voraussichtlich im IV. Quartal 2007) dem Rat der Stadt 
die Erweiterung des Verfahrensgebietes vorschlagen. 
 
 
Auf eventuell vorhandene Altlasten durch den ehemaligen Betrieb der Zeche 
Alstaden wurde durch Herrn Look, Volmestraße 13, hingewiesen. 
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Stellungnahme der Verwaltung : 
 
In der weiteren Bearbeitung des Bebauungsplanes wird neben dem städtischen 
Bereich Umweltschutz auch das Staatliche Umweltamt Duisburg, welches jetzt der 
Bezirksregierung Düsseldorf angegliedert ist, beteiligt und um Stellungnahme zu 
der vorgesehenen Planung gebeten. 
 
Notwendige Schutzmaßnahmen können dann im Bebauungsplanentwurf 
gegebenenfalls festgesetzt werden. 
 
 
Herr Büschken, Behrensstraße 111, hätte gerne sichergestellt, dass in Zukunft 
zum Schutz der Biotoplandschaft die Zufahrt zu diesem Gelände für 
Kraftfahrzeuge gesperrt wird. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Der Bebauungsplanvorentwurf sieht am Ende der neuen Erschließungsstraße eine 
Wendeanlage vor. Die bereits vorhandene Absperrung mit Poller soll auch 
zukünftig beibehalten werden, wobei der Zugang für Berechtigte (z.B. für die 
beiden Wassersportvereine ) ermöglicht wird. 
 
 
Die Frage von Herrn Horzella, Blockstraße 62, bezog sich auf die Möglichkeit 
der Errichtung eines freistehenden Bungalows. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Zwecks Anpassung an die umgebende Wohnbebauung sind für die Neubebauung 
keine Flachdächer vorgesehen, wobei für die vorhandenen Bungalows 
Bestandsschutz besteht. Durch gestalterische Festsetzungen soll eine 
Einheitlichkeit der Bebauung angestrebt werden. 
 
 
Da es sich bei dem Bebauungsplan Nr. 547 nicht um einen vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan handelt, sondern um einen sogenannten Angebotsplan, fragte 
Herr Grefermann, Stadtverordneter, nach, wer die Kosten für die neue 
Erschließungsstraße trägt. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Im Allgemeinen erfolgt die Herstellung der öffentlichen Straßen durch den Bereich 
Tiefbau der Stadt Oberhausen, wobei die Herstellungskosten zu 90% auf die 
angrenzenden Grundstückseigentümer umgelegt werden können. 
 
Darüber hinaus besteht auch die Möglichkeit, durch einen Erschließungsvertrag 
die Herstellung der Straße Privaten zu übertragen, die diese nach endgültiger 
Fertigstellung der Stadt kostenneutral übergeben. 
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Herr Karschti erkundigte sich nach den planerischen Einschränkungen für die 
Bebauung und die Anbindung des neuen Baugebietes an den Regionalen 
Grünzug A. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Das Maß der baulichen Nutzung liegt mit überwiegend 0,3 / 0,6 für die Grund- und 
Geschoßflächenzahl deutlich unter den zulässigen Höchstwerten ( 0,4/1,2 ) der 
Baunutzungsverordnung. 
 
Mit der Begrünung des Straßenraumes der neuen Erschließungsstraße soll die 
Anbindung an den westlich des Plangebiets verlaufenden Grünzug A erfolgen. Im 
näheren Umfeld ist es zudem beabsichtigt, die aufgegebene Bahntrasse im 
Rahmen des Programmes Emscher Landschaftspark 2010 für einen Rad- und 
Fußweg vorzusehen. 
 
 
Herr Motschull, Mitglied der Bezirkvertretung Alt-Oberhausen, erkundigte sich 
nach der Wendeanlage an der Straße Am Ruhrufer. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Straße Am Ruhrufer , die noch um ein kurzes Stück verlängert werden soll, ist 
eine verhältnismäßig enge Straße. Um aber Ver- und Entsorgungsfahrzeugen 
ausreichend Platz zum Rangieren zu geben, ist die Anlage eines Wendehammers 
erforderlich. 
 
 
Gegen die Wendeanlage sprechen sich Helga und Rudolf Schipper, Am 
Ruhrufer 43 b als auch Herr Kallenberg, Am Ruhrufer 45 aus, da sie hier eine 
Beeinträchtigung durch Verkehrslärm befürchten. 
 
 
Von mehreren Bürgern (Herr Börger, Blockstraße 65, Frau Eisgruber, 
Volmestraße 16, Herr Nagel, Fährstraße 22) wurde die Beeinträchtigung des 
Wohngebietes durch parkende Kraftfahrzeuge angesprochen. Da es sich bei der 
Ruhraue um ein Naherholungsgebiet handelt, werde dieses auch von auswärtigen 
Besuchern insbesondere aus Mülheim und Duisburg angefahren. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Innerhalb der neuen Erschließungsstraße sind auch öffentliche Parkplätze 
vorgesehen. Darüberhinaus steht es jedem frei, die in den angrenzenden Straßen 
zulässigen Parkmöglichkeiten zu nutzen. 
 
 
Herr Börger und Herr Fiedler, Blockstraße 45, sehen in der 
Verkehrsbeeinträchtigung auch einen Verlust der Wohnqualität und des Wohn- 
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wertes, für die sie im Rahmen der Sanierung des ehemaligen Zechengeländes 
Alstaden auch zu Ausgleichsbeträgen herangezogen wurden. 
 
Da keine weiteren Wortmeldungen vorlagen, beendete Herr Loege die 
Bürgerversammlung. 
 
 
Oberhausen, den 13.02.2007 
        gez. P. Krause 
       ………………………………….. 
       Protokollführer, Bereich Stadtplanung 
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1. Räumlicher Geltungsbereich und Eigentumsverhältnisse 

1.1 Räumlicher Geltungsbereich 

Das Plangebiet umfasst insgesamt 0,42 ha und befindet sich im Südwesten des Stadtteils Alsta-
den in einem Bereich zwischen der Straße „Am Ruhrufer“ und der westlichen Verlängerung der 
Behrensstraße.  

Es liegt in der Gemarkung Alstaden, Flur 11 und umfasst die Flurstücke Nr. 172, 245 (teilweise), 
273, 884 (teilweise), 885 und 907 (teilweise).  

Die genaue Abgrenzung des Plangebietes ergibt sich aus der folgenden Übersichtsskizze: 

 

 
Abb. 1: Räumlicher Geltungsbereich, ohne Maßstab 

1.2 Eigentumsverhältnisse 

Die Flächen, der oben genannten Flurstücke, stehen überwiegend im Privateigentum. Die Flächen 
der zukünftigen Erschließungsstraße mit den Flurstücken Nr. 245 und 907 gehören der Stadt 
Oberhausen. Das Flurstück Nr. 172 steht dagegen noch im Privateigentum. 

2. Planungsanlass und -ziele 

2.1 Anlass zur Aufstellung des Bebauungsplanes 

Der Bereich des Plangebiets war Bestandteil des Verfahrens zum Bebauungsplan Nr. 137 D, mit 
dem die stadtplanerische Zielsetzung der Ergänzung der Wohnbebauung des östlich gelegenen 
Sanierungsgebiets Alstaden verfolgt werden sollte. Das Verfahren zum Bebauungsplan Nr. 137 D 
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ist seinerzeit aufgrund fehlender Akzeptanz von einem Großteil der betroffenen Grundstückseigen-
tümer eingestellt worden. 

Zwischenzeitlich war absehbar, dass sich auf den vorliegenden Flächen eine Wohnbebauung rea-
lisieren ließe. Um eine sinnvolle städtebauliche Einordnung und abstimmende Koordinierung der 
Planungsabsichten zu gewährleisten, war die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 547 erforder-
lich. 

Die planerischen Entwicklungsabsichten gingen dahin, im Plangebiet eine behutsame Ergänzung 
des vorhandenen Siedlungsansatzes der Bebauung zwischen der Verlängerung der Behrensstra-
ße und der Straße „Am Ruhrufer“ vorzunehmen und mit einer aufgelockerten und gering verdichte-
ten Form einer Einfamilienhausbebauung als Einzel- oder Doppelhäuser einen räumlichen Sied-
lungsabschluss zu definieren. 

Mit Beschluss zur öffentlichen Auslegung des Bebauungsplanentwurfes, wurden Änderungen in 
der Abgrenzung des Geltungsbereiches vorgenommen und weitere Flächen in den Bebauungsplan 
aufgenommen. 

Im Laufe des Verfahrens hat sich jedoch gezeigt, dass durch eine fehlende Bereitschaft eines Teils 
der betroffenen Grundstückseigentümer die Planung für die Wohnbebauung in der ursprünglich 
beabsichtigten Abgrenzung nicht umgesetzt werden kann. 

Der Bebauungsplan soll nunmehr mit verkleinertem Plangebiet die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für die Errichtung von maximal 4 Einzel- bzw. Doppelhäusern schaffen. 

2.2 Hauptplanungsziele 

Mit dem Bebauungsplan Nr. 547 „Behrensstraße / Blockstraße“ werden im Wesentlichen folgende 
Hauptplanungsziele verfolgt: 

- Neuordnung und Aktivierung nicht optimal genutzter Flächen für eine arrondierende Wohnbe-
bauung; 

- Erschließung des Verfahrensgebietes. 

2.3 Ziele und Grundsätze der Raumordnung / Vorbereitende Bauleitplanung 

Ziele der Raumordnung sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 Raumordnungsgesetz (ROG) verbindliche 
Vorgaben in Form von räumlich und sachlich bestimmten oder bestimmbaren, vom Träger der 
Landes- oder Regionalplanung abschließend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Festle-
gungen in Raumordnungsplänen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raums. Sie sind 
von den in § 4 Abs. 1 ROG aufgeführten Adressaten zu beachten. D. h., es handelt sich um Fest-
legungen, die eine strikte Bindung auslösen und nicht durch Abwägung überwindbar sind. 

Grundsätze der Raumordnung sind Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des 
Raums als Vorgaben für nachfolgende Abwägungs- und Ermessensentscheidungen. Sie sind ge-
mäß § 4 Abs. 1 Satz 1 ROG zu berücksichtigen. D. h., sie sind mit dem ihnen zukommenden Ge-
wicht in die Abwägung einzustellen und können bei der Abwägung mit anderen relevanten Belan-
gen überwunden werden. 

Sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind unter anderem in Aufstellung befindliche Ziele der 
Raumordnung; diese sind bei raumbedeutsamen Planungen in der Abwägungsentscheidung zu 
berücksichtigen (§ 3 Abs. 1 Nr. 3, § 4 Abs. 1 Satz 1 ROG). 

Landesentwicklungsplan 

Im Teil A des Landesentwicklungsplans (LEP NRW) vom 11.05.1995 als landesweiter Raumord-
nungsplan wurde erstmalig die europäische Metropolregion Rhein-Ruhr konkretisiert. Oberhausen 
ist dabei im Rahmen der zentralörtlichen Gliederung als Mittelzentrum im Ballungskern Ruhrgebiet 
dargestellt. 

Der Teil B des LEP NRW enthält für das Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 547 keine Darstel-
lungen.  

Die textlichen Bestandteile des LEP NRW enthalten unter Abschnitt C. I. 2 Ziele für die Wohnbau-
landversorgung und Verbesserung der Wohnstandorte. Als Ziel wird formuliert, dass die Bauleit-
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planung durch Festsetzung ausreichender Wohnsiedlungsbereiche, Bauflächen und Baugebiete in 
den Bebauungsplänen die Baulandversorgung für den kommunalen Bedarf sicherzustellen hat. 

Weiterhin wird als Ziel formuliert, dass vor der Inanspruchnahme von Freiflächen im Außenbereich 
für wohnbauliche Nutzungen die Möglichkeiten zur Mobilisierung von Bauland auf innerstädtischen 
Flächen ausgeschöpft werden sollen. 

Ebenso sind Maßnahmen der Innenentwicklung, insbesondere die Nutzung brachliegender oder 
ungenutzter Grundstücke und die Arrondierung vorhandener Wohnstandorte Vorrang vor der Inan-
spruchnahme von Freiflächen im Außenbereich einzuräumen. 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat am 25. Juni 2013 beschlossen, einen neuen 
Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) zu erarbeiten. Zu dem Entwurf des 
neuen LEP NRW wurden vom 30. August 2013 bis zum 28. Februar 2014 die Öffentlichkeit und die 
in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen beteiligt. 

Der zeichnerische Teil des LEP-Entwurfs vom 25.06.2013 enthält für das Plangebiet die 
nachrichtliche Darstellung Siedlungsraum. 

Regionaler Flächennutzungsplan (RFNP) 

Die Stadt Oberhausen hat sich mit den Städten Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Herne und Mül-
heim an der Ruhr zu einer Planungsgemeinschaft „Städteregion Ruhr“ zusammengeschlossen. Die 
Planungsgemeinschaft hat einen Regionalen Flächennutzungsplan gemäß § 25 Landesplanungs-
gesetz (LPlG) in der Fassung vom 03.05.2005 erarbeitet, der als integraler Bestandteil des Regio-
nalplans aufgestellt wurde und zugleich die Funktion eines Regionalplans und eines gemeinsamen 
Flächennutzungsplans gemäß § 204 BauGB übernimmt. 

Der RFNP ist mit der Bekanntmachung am 03.05.2010 in Kraft getreten und damit gemäß § 25 
Abs. 4 LPlG Ziel der Raumordnung geworden. Er enthält für das Plangebiet des Bebauungsplans 
Nr. 547 folgende Darstellungen: 

Bauleitplanung / Regionalplanung 

 Wohnbaufläche / Allgemeiner Siedlungsbereich (W/ASB) 

Der Bebauungsplan Nr. 547 ist im Sinne des § 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele und Grundsätze der 
Raumordnung angepasst und im Sinne des § 8 Abs. 2 BauGB aus dem RFNP entwickelt. 

2.4 Stadtentwicklungskonzept Oberhausen 2020 (STEK 2020) 

Das Stadtentwicklungskonzept Oberhausen 2020 (STEK 2020) wurde am 27.10.2008 vom Rat der 
Stadt Oberhausen als informelle Planung beschlossen. Im STEK 2020 ist der Geltungsbereich des 
Bebauungsplanes im Plan „Flächennutzung“ als Wohnbaufläche dargestellt. 

Im Maßnahmenplan ist der Geltungsbereich als Wohnbaupotenzial dargestellt. Ziel ist es, durch 
die Schaffung von attraktivem Wohnbaulands die Zuwanderung vor allem junger Familien zu erhö-
hen. 

Der Bebauungsplan Nr. 547 stimmt damit mit den Darstellungen des STEK 2020 überein. 

2.5 Angrenzende Bebauungspläne 

Östlich an das Plangebiet grenzen die Bebauungspläne Nr. 137 A (Rechtskraft: 11.09.1980) und 
137 B (Rechtskraft: 08.03.1985). Der Bebauungsplan Nr. 137 A setzt für den angrenzenden nord-
östlichen Eckbereich der Behrensstraße / Blockstraße allgemeine Wohngebiete mit einer zulässi-
gen Ein- bis Dreigeschossigkeit fest. 

Der Bebauungsplan Nr. 137 B weist südlich der Blockstraße unmittelbar an das Plangebiet gren-
zend eine über 20 m breite öffentliche Grünfläche aus. Daran anschließend ist ein allgemeines 
Wohngebiet mit maximal 2 zulässigen Vollgeschossen festgesetzt. 
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2.6 Landschaftsplan Oberhausen 

Das Bebauungsplangebiet Nr. 547 liegt nicht in dem Geltungsbereich des Landschaftsplanes der 
Stadt Oberhausen. 

2.7 Leitfaden zum Klimaschutz in der Bauleitplanung 

Mit der Klimaschutz-Novelle des Baugesetzbuches im Juli 2011 ist zur Stärkung des Anliegens der 
klimagerechten Stadtentwicklung § 1 a BauGB um einen 5. Absatz ergänzt worden: "Den Erfor-
dernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwir-
ken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen 
werden. Der Grundsatz nach Satz 1 ist in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 zu berücksichtigen." 

Um klimaschützende Aspekte zukünftig verstärkt zu berücksichtigen, hat der Rat der Stadt Ober-
hausen am 13.12.2010 beschlossen, den „Oberhausener Leitfaden Klimaschutz in der Bauleitpla-
nung“ ab sofort im Rahmen der Bauleitplanung anzuwenden. Abgeleitet wurde dieser Beschluss 
aus den Zielen des Stadtentwicklungskonzeptes Oberhausen 2020 (STEK 2020). 

Mit der Aufstellung von Bauleitplänen werden die Weichen für eine nachhaltige Flächennutzung 
gestellt. Die Bauleitplanung kann somit Einfluss auf die Nutzung von regenerativen Energien, aber 
auch auf die Reduzierung des Energieverbrauchs von Gebäuden haben. Umgekehrt kann sie bei 
Nichtbeachtung energetischer Gesichtspunkte, z. B. die Nutzung von Sonnenenergie, de facto 
verhindern oder zu einem unnötigen Energiemehrverbrauch der Gebäude führen. Maßgeblich für 
den Energieverbrauch sind dabei insbesondere die Ausrichtung von Gebäuden, die Bauformen 
und die Berücksichtigung von möglichen Verschattungen. 

Mit dem Leitfaden werden folgende Ziele verfolgt: 

- Schaffung wichtiger Voraussetzungen für eine energieeffiziente Stadt; 
- Reduktion des CO2-Ausstoßes gemäß den nationalen Zielen und z. B. denen des kommuna-

len Klimabündnisses; 
- frühzeitige Berücksichtigung der Klimaschutzbelange im Planungsprozess; 
- energetische Optimierung von Planungen; 
- Erschließung von Energiesparpotenzialen und damit auch Senkung von Energiekosten; 
- Verwendung als internes Instrument zur Entscheidungsvorbereitung in der Stadtverwaltung; 
- Bestandteil der gesetzlich vorgeschriebenen Abwägung; 
- Vorbildwirkung der Kommune durch Etablierung zukunftsweisender energetischer Standards; 
- Information von Bauträgern, Planenden und Öffentlichkeit. 

In diesem Zusammenhang sollte Ziel einer Planung sein, zunächst den Energiebedarf für Gebäude 
zu reduzieren. Das heißt, die Planung energieeffizienter Gebäude und Strukturen (u. a. Gebäude-
stellung, Kompaktheit) sollte Vorrang vor der Frage der Energieversorgung eines Gebäudes bzw. 
Wohngebietes haben. Die Optimierung einer klimaschonenden Energiebereitstellung, einschließ-
lich der Nutzung erneuerbarer Energien, ist dann als weiterer Schritt anzustreben. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass Klimaschutz in der Bauleitplanung neben 
den Festsetzungsmöglichkeiten nach dem Baugesetzbuch (BauGB) auch auf vertraglichen Ver-
einbarungen beruhen kann. Für den Klimaschutz maßgebliche Regelungen, wie z. B. konkrete 
Energiestandards von Gebäuden, Heizsysteme oder Energieversorgung lassen sich im Wesentli-
chen durch entsprechende städtebauliche Verträge sichern. 

Zur Beurteilung der Klima- und Energieeffizienz der städtebaulichen Planung ist der Begründung 
eine Checkliste als Anlage 1 beigefügt, die zur Berücksichtigung des Klimaschutzes in der Bauleit-
planung eine Beurteilung der Grundlagen und Anforderungen an die Planung in einem -in sechs 
Schritten- abgestuften System darlegt. Die gewonnenen Erkenntnisse sind in die Planung einge-
flossen. 

3. Bestand im Plangebiet 

Das Plangebiet selbst besteht jeweils zur Hälfte aus ruderalen und gärtnerisch genutzten Freiflä-
chen. Die gärtnerisch angelegten Flächen befinden sich im westlichen Teil, die ruderalen Flächen 
hauptsächlich im östlichen Teil des Plangebietes. Ein als Lagerplatz genutztes Grundstück liegt am 
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östlichen Rand des Bebauungsplangebietes. Auf dieser Fläche gibt es auch mehrere genutzte Ge-
bäude/Schuppen aus Metall. 

3.1 Bauliches Umfeld 

Das Siedlungsbild des Stadtteils Alstaden ist nördlich entlang der Blockstraße geprägt durch eine 
gewachsene Baustruktur, die hauptsächlich durch Einzelhausbebauung mit großen Gärten charak-
terisiert ist. Des Weiteren befinden sich nördlich des Plangebietes ein leerstehender SB-Markt, der 
in Kürze abgerissen und durch Einfamilienhäuser ersetzt wird, und eine Grünfläche, die als Weide-
land genutzt wird. 

Nördlich des Plangebietes befindet sich das Gelände des Alstadener Kanuclubs und westlich ein 
Wassersportverein. Östlich an das Plangebiet grenzend sind auf ehemaligen Industrieflächen der 
Zeche Alstaden in den 70er und 80er Jahren Einfamilienhausgebiete entstanden, die durch die 
Bebauungspläne Nr. 137 A + B planungsrechtlich gesichert wurden. 

Nach Süden geht dieser Bereich in eine Blockrandstruktur mit teilweiser Altbebauung (Zechenhäu-
ser) und 2-3geschossiger Neubebauung über. 

Im Süden besteht eine unmittelbare Raumbeziehung zur Ruhr mit ihren Grünflächen sowie Deich-
anlagen. Das Plangebiet weist somit eine besondere Lagequalität auf. 

Westlich des Plangebietes befindet sich die Fläche der ehemaligen Bergehalde der Zeche Alsta-
den, der heutigen Biotopfläche “Am Ruhrufer“. Sie wurde im Zuge der Haldensanierung als Natur-
fläche mit wertvollen wechselfeuchten Wasserflächen, Wiesen und Gehölzen angelegt. Durch 
Wegeerschließungen sind die neu angelegten Naturflächen in die Naherholungsflächen der Ruhr-
auen einbezogen worden. 

3.2 Infrastruktur 

Für den Ortsteil Alstaden bildet das ca. 1 km entfernte Nahversorgungszentrum Alstaden die Ver-
sorgungsfunktion für den Stadtraum. Es umfasst den Bereich der Bebelstraße zwischen Flocken-
feld und Rehmer und verfügt über wesentliche Versorgungs- und Dienstleistungsangebote der 
Grundversorgung. 

Das Nebenzentrum Bero-Center mit weiteren Versorgungseinrichtungen ist in ca. 2 km Entfernung 
zu erreichen. Die Hauptzentren Alt-Oberhausen sind ca. 2 km und die Neue Mitte (CentrO) ca.  
5 km vom Plangebiet entfernt. 

In Bezug auf die Versorgung im Bereich der sozialen Infrastruktur befinden sich im unmittelbaren 
Umfeld die erforderlichen Einrichtungen wie Kindergärten, Grundschulen sowie Sportstätten. In 
den benachbarten Ortsteilen sind weiterführende Schulen vorhanden und mit dem Angebot des 
ÖPNV zu erreichen. 

Damit ist insgesamt von einer ausreichenden Versorgung des Plangebietes mit den erforderlichen 
Infrastruktureinrichtungen auszugehen. 

Westlich des Plangebietes befindet sich das Landschaftsschutzgebiet Nr. 1.2.18 „Ruhr-
park/Ruhraue“, welches neben wichtiger ökologischer Funktion auch ein Naherholungsgebiet für 
den Oberhausener Süden darstellt. Mit der direkten Nachbarschaft trägt dieser Erholungsraum zu 
einem hohen Freizeit- und Wohnwert bei. 

3.3 Verkehr 

Die äußere Erschließung des Plangebietes ist durch den Anschluss an die Behrensstraße gesi-
chert. Es besteht über die Bebelstraße eine direkte Anbindung an das ca. 1 km nördlich gelegenen 
Nahversorgungszentrum Alstaden. Die Autobahnen A 3 und A 40 sind in ca. 3 bis 3,5 km zu errei-
chen. Somit ist das Plangebiet gut an das überregionale Verkehrsnetz angebunden. Über die K 5 
Bebelstraße (Nord-Süd-Verlauf) und die K 14 Alstadener Straße / Grenzstraße (West-Ost-Verlauf) 
können die sonstigen Stadtteile im Oberhausener Stadtgebiet erreicht werden. 
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3.4 ÖPNV – Öffentlicher Personennahverkehr 

Das Bebauungsplangebiet ist über die Bushaltestellen „Blockstraße“ (Linie SB 98) und Fröbelplatz 
(Linien 143, SB 92, SB 93 und SB 98) an das Netz des öffentlichen Personennahverkehrs ange-
schlossen. 

4. Planverfahren 

Am 14.03.2005 wurde durch den Rat der Stadt der Aufstellungsbeschluss zum Bebauungsplan 
Nr. 547 „Behrensstraße / Blockstraße“ gefasst. Die Veröffentlichung des Beschlusses erfolgte am 
15.04.2005. 

Im Rahmen der Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der 
Neufassung vom 23.09.2004 und nach den “Verfahrensgrundsätzen für die vorgezogene Beteili-
gung der Bürger an der Bauleitplanung” der Stadt Oberhausen hat der städtebauliche Vorentwurf 
zum Bebauungsplan Nr. 547 „Behrensstraße / Blockstraße“ 

- in der Zeit vom 08.01.2007 – 22.01.2007 einschließlich öffentlich ausgelegen (Darlegung der 
Planung); 

- am 23.01.2007 hat die öffentliche Anhörung (Bürgerversammlung) stattgefunden. 

Im Rahmen der Bürgerversammlung wurden insbesondere folgende Themen diskutiert: 

- Art der Bebauungsmöglichkeit und evtl. Beschränkungen; 

- Altlastensituation; 

- Sicherung der umliegenden Biotoplandschaft; 

- Erschließungskosten; 

- Anbindung an den regionalen Grünzug A; 

Die Stellungnahmen zu den angesprochenen Themen sind der Niederschrift über die Bürgerver-
sammlung zu entnehmen. 

Gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (TÖB) mit 
Schreiben vom 23.08.2007 bei der Aufstellung des Bebauungsplans beteiligt worden. 

Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange mit 
Schreiben vom 25.02.2008 zum Planentwurf und zur Begründung erneut beteiligt worden. 

In der Zeit vom 11.03.2008 bis 11.04.2008 einschließlich haben der Entwurf des Bebauungsplans 
Nr. 547 nebst Begründung (einschl. Umweltbericht) und die umweltrelevanten Informationen öf-
fentlich ausgelegen. 

Nachfolgend sind die weiteren Verfahrensschritte aufgeführt: 

 Einverständnis des Rates mit dem Bebauungsplanentwurf sowie Beschluss des Rates gemäß 
§ 4 a Abs. 3 BauGB betreffend die erneute öffentliche Auslegung dieses Entwurfs; 

 Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 a Abs. 3 
BauGB; 

 Erneute öffentliche Auslegung gemäß § 4 a Abs. 3 i. V. mit 3 Abs. 2 BauGB für die Dauer von 
zwei Wochen; 

 Beschluss des Rates gemäß § 10 Abs. 1 BauGB (Satzungsbeschluss); 

 Rechtskraft des Bebauungsplans durch Veröffentlichung des Satzungsbeschlusses. 

5. Erläuterung der Planung 

Das Plangebiet besitzt wegen seiner stadtnahen Lage und gleichzeitigen Nähe zu Freizeit- und 
Erholungsflächen eine hohe Qualität als Wohnstandort. 

In der Stadt Oberhausen besteht nach den Ergebnissen der Wohnungsmarktanalyse aus dem Jahr 
2012 auch weiterhin Bedarf an Wohnbauflächen für Einzel-, Doppel- und Reihenhäuser. Gemäß 
den Ergebnissen der Wohnungsmarktanalyse liegt die Wohnflächenversorgung in Oberhausen 
weiterhin unter der Wohnflächenversorgung der Einwohner in benachbarten Ruhrgebietsstädten 
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und deutlich unterhalb der Versorgung mit Wohnraum in den nördlich an Oberhausen grenzenden 
Umlandgemeinden. 

Die Stadt Oberhausen hat es sich deshalb zum Ziel gesetzt, zur Erhaltung einer attraktiven Stadt 
ein bedarfsgerechtes Angebot für zeitgemäßen Wohnungsbau zu schaffen. Das bisherige Angebot 
an Bauland für gehobenen Wohnungsbau ist nicht ausreichend. Der Bebauungsplan Nr. 547 dient 
der Deckung dieses Bedarfs. Um flexibler den Bedürfnissen der Bauherren bzw. den Marktbege-
benheiten folgen zu können, sollen neben Einzelhäusern auch Doppelhäuser zulässig sein. 

Das Plankonzept sieht eine aufgelockerte Siedlungsform mit vier zweigeschossigen Doppelhäu-
sern bzw. -einzelhäusern vor. Die Siedlungsdichte, die Geschossigkeit und die Anzahl der zulässi-
gen Wohneinheiten der Gebäude soll begrenzt werden, um den Anspruch eines gehobenen Woh-
nens gerecht zu werden. Die vorhandene Trafostation wird planungsrechtlich bestätigt. 

5.1 Energie- und klimaschonende Optimierung 

Wie in Kapitel 2.7 bereits verdeutlicht, ist der Entwurf einer energieoptimierenden Überprüfung un-
terzogen worden, um dem Entwicklungsziel, eine energetisch optimierte Bebauung und daraus re-
sultierend, einer emissionsarmen und klimaschonenden Bebauung gerecht zu werden. 

Bei der Überprüfung sind in diesem Zusammenhang folgende Aspekte von besonderem Interesse: 

- Städtebauliche Kompaktheit; 

- Stellung der Baukörper (Orientierung von Fassade / Fensterflächen zur Sonne); 

- Dachformen und –ausrichtung; 

- Anordnung von Baukörpern (Vermeidung gegenseitiger Verschattung); 

- Anordnung von Bepflanzung (Vermeidung von Verschattung). 

Kompaktheit 

Energetisch lassen die relativ großen Einzel- oder Doppelhäuser mit 1 bis 2 Wohneinheiten keine 
sehr günstige energetische Bewertung der Kompaktheit erwarten. Jedoch ist es ausgesprochenes 
Ziel des Bebauungsplanes eine hochwertige Bebauung in Form einer großzügigen Einzel- oder 
Doppelhausbebauung zu ermöglichen. 

Stellung der Baukörper 

Die in dem, dem Bebauungsplanentwurf zugrunde liegenden, städtebaulichen Konzeptvorschlag 
dargestellte Ausrichtung der Hauptfassaden mit fast ausschließlicher Südausrichtung ist hinsicht-
lich des passiven solaren Gewinns sehr günstig. Lediglich das geplante westliche Haus, direkt an 
der Verlängerung der Behrensstraße hat mit einer Ost-West-Ausrichtung eine ungünstigere Stel-
lung, die sich aus der zur Verfügung stehenden Grundstücksfläche ergibt. Allerdings ist in diesem 
Zusammenhang auch auf eine mögliche Verschattung aufgrund der vorhandenen Gehölze im 
Plangebiet und auf den benachbarten Grundstücken hinzuweisen (s. weiter unten). 

Dachformen und -ausrichtung 

Für die aktive Solargewinnung ist neben der Ausrichtung der Gebäude auch deren Dachform und 
die Dachneigung eine wesentliche Voraussetzung. Der Neigungswinkel zur Installation bzw. 
Integration einer Solaranlage spielt hierbei eine wesentliche Rolle für den Ertrag. Grundsätzlich ist 
ein möglichst senkrechtes Auftreffen der Sonnenbestrahlung auf die Module oder Kollektoren am 
günstigsten. Unter Berücksichtigung des Jahresmittels ergibt sich ein optimaler Neigungswinkel 
von 30°, für eine thermische Solaranlage ein Neigungswinkel von bis zu 45°. Die vorgeschriebene 
Satteldachbauweise sowie die Ausrichtung sind mit Ausnahme des nordwestlichsten Baugrund-
stücks daher für die aktive Solarnutzung gut geeignet. Über die Festsetzung der Dachform 
(Satteldach) hinaus, ist im Bebauungsplan für das Reine Wohngebiet auch die Dachneigung 
festgesetzt (s. textliche Festsetzung Nr. 8.3). Diese bewegt sich mit 30o – 40o innerhalb der 
empfohlenen Variationsbreite. Außerdem ist für drei überbaubare Grundstücksflächen die Haupt-
firstrichtung festgelegt. Damit ist die Orientierung einer kompletten Dachhälfte nach Süden 
gewährleistet. Aufgrund der besonderen Lage und Erschließungssituation des nordwestlichen 
Baugrundstücks wird dort auf die Festlegung der Hauptfirstrichtung verzichtet. 

54 von 78 in Zusammenstellung



Begründung zum Bebauungsplan Nr. 547  Seite 11 

“Behrensstraße/Blockstraße“ in Oberhausen-Alstaden 

Essen, 16.02.2015  atelier stadt & haus 

Verschattung 

Die bei derzeitiger Planung zu erwartende geringfügige Verschattung aufgrund der Stellung der 
Baukörper im Westen des Plangebietes wirkt sich in der Heizperiode voraussichtlich negativ auf 
das Potenzial für den passiven und aktiven solaren Gewinn aus. 

Die mögliche Verschattung des in der Mitte des Plangebietes geplanten Einzel- bzw. Doppelhau-
ses wirkt sich während der Heizperiode durch die dort zum Erhalt festgesetzten Bäume möglich-
erweise negativ aus. 

Weitere Potenziale 

Da aufgrund der örtlichen Gegebenheiten (vorhandene Gehölze, teilweise Verschattungsprobleme, 
Ausrichtung des Grundstückes) die Möglichkeiten der klima- und energieschonenden Optimierung 
im Rahmen der Bauleitplanung nur bedingt weiter optimiert werden können, liegt ein weiteres Au-
genmerk in der Umsetzung von energieschonenden Maßnahmen im Rahmen der Realisierung der 
Gebäude. Diese Maßnahmen, wie z. B. entsprechende Dämmstandards, der Einsatz von Wärme-
pumpen und Brennwertkesseln oder die Nutzung des Erdwärmepotenzials können gegenüber her-
kömmlichen Heiz- bzw. Dichtungskonzepten einen höheren Beitrag zur Energieeinsparung und 
Verringerung des CO²-Ausstoßes beitragen. Die Möglichkeiten sind vielfältig und reichen bis zu ei-
ner intelligenten Haussteuerung im Zusammenspiel mit einer optimierten Belüftung der Gebäude in 
die eine passive Lüftung integriert sein kann. Insgesamt werden aufgrund der zunehmenden Be-
deutung diese Aspekte im Rahmen der Vermarktung der Grundstücke und bei der Entwicklung der 
Gebäude durch den Initiator der Planung als zusätzliche Maßnahmen der Ausstattung zur Gebäu-
detechnik und als Bestandteil der Energiekonzepte den späteren Kaufinteressenten angeboten. 

5.2 Nachhaltigkeit und Familienfreundlichkeit 

Die Bauleitplanung soll gemäß § 1 Abs. 5 BauGB eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung 
gewährleisten, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in 
Verantwortung gegenüber künftigen Generationen miteinander in Einklang bringt. Der Abschluss-
bericht der Zweiten Konferenz der Vereinten Nationen über menschliche Siedlungen (HABITAT II) 
erklärt, dass eine nachhaltige Siedlungsentwicklung dadurch gekennzeichnet ist, dass sie wirt-
schaftliche Entwicklung, Beschäftigungsmöglichkeiten und sozialen Fortschritt in Einklang mit der 
Umwelt gewährleistet. 

Die genannten allgemeinen Anforderungen erfüllt diese Bauleitplanung, indem sie ökonomische, 
soziale und ökologische Belange zu einem auf Dauer angelegten Interessensausgleich bringt und 
die Bauleitplanung in einem Verfahren durchgeführt wird, das die Mitwirkung der Bürger ermög-
licht, insbesondere die Mitwirkung der in Oberhausen bzw. in den plangebietsangrenzenden Sied-
lungsbereichen lebenden und arbeitenden Menschen. 

Folgende Gesichtspunkte haben bei der vorliegenden Bauleitplanung unter den Kriterien einer 
nachhaltigen und familienfreundlichen Stadtentwicklung eine besondere Rolle gespielt: 

- Sicherung ökologisch hochwertiger Freiflächen und Gehölzbestände; 

- Entwicklung einer derzeit untergenutzten Fläche als Beitrag zur Aufwertung des gehobenen 
Wohnquartiers im Bereich der Behrensstraße; 

- Städtebaulich hochwertige und qualitätsvolle Siedlungsentwicklung zur Ergänzung des ge-
wachsenen Wohnquartiers als Beitrag der Innenentwicklung im Bereich Alstaden; 

Die Ausweisung der Bauflächen als zweigeschossiges, reines Wohngebiet für den Eigenheimbau, 
der großzügige Grünbestand im Wohnumfeld, die Einbettung des Wohngebiets in den umgeben-
den Bebauungszusammenhang der Block- und Behrensstraße sowie der Straße „Am Ruhrufer“, 
die Nähe zu Versorgungszentren und die Nähe zu Schulen, Kindertagesstätten und weiteren so-
zialen Versorgungseinrichtungen garantieren die besondere Prägung und Eignung der zukünftigen 
Wohnsiedlung für Familien. 
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5.3 Art und Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

Reines Wohngebiet (WR) gemäß § 3 BauNVO 

Der Bebauungsplan sieht die Errichtung einer Wohnsiedlung für den gehobenen Eigenheimwoh-
nungsbau vor. 

Die zukünftige Bebauung soll von einer aufgelockerten Bebauung in Form von Einzel- und Dop-
pelhäusern geprägt sein. Zur Realisierung dieses Anspruchs wird das Baugebiet als Reines Wohn-
gebiet (WR) ausgewiesen. 

Um im Plangebiet eine weitgehend ungestörte Wohnnutzung sicherzustellen, setzt der Bebau-
ungsplan entsprechend § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO fest (textliche Festsetzung Nr. 1.1), dass die 
gemäß § 3 Abs. 3 Nr. 1 und 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) ausnahmsweise zulässigen 
Nutzungen, wie Läden und nicht störende Handwerksbetriebe, die zur Deckung des täglichen Be-
darfs für die Bewohner des Gebietes dienen sowie kleine Betriebe des Beherbergungsgewerbes 
und Anlagen für soziale Zwecke sowie den Bedürfnissen der Bewohner des Gebietes dienende 
Anlagen für kirchliche, kulturelle, gesundheitliche und sportliche Zwecke nicht Bestandteil des Be-
bauungsplans sind. Die Festsetzung eines Reinen Wohngebiets ermöglicht jedoch gemäß § 13 
BauNVO die Zulässigkeit von Räumen für freie Berufe (z. B. Versicherungsagentur, Heimarbeit  
o. ä.). Mit dieser Festsetzung wird der beabsichtigten Nutzung „Wohnen“ Rechnung getragen. 

Zulässige Grund- und Geschossfläche (§§ 19 und 20 BauNVO) 

Zur Umsetzung einer maßvollen Verdichtung wird für die Reinen Wohngebiete die Grundflächen-
zahl (GRZ) auf 0,3 und die Geschossflächenzahl (GFZ) auf 0,6 festgesetzt. Diese Werte liegen 
deutlich unter der in der BauNVO vorgeschlagenen Obergrenze von 0,4 bzw. 1,2. Hierdurch wird 
die versiegelte Fläche minimiert und der derzeitige Grünanteil, welcher das Gebiet prägt, gewahrt. 

Zahl der Vollgeschosse 

Weiterhin werden die in den Wohngebieten zulässigen Baukörper im Volumen begrenzt, um be-
züglich der aufstehenden Bausubstanz eine gewisse Homogenität zu schaffen und trotzdem Raum 
für Individualität zu lassen. Die Begrenzung erfolgt auf zwei Vollgeschosse. Mit dieser Höhenent-
wicklung wird insgesamt ein verträgliches und harmonisches Einfügen des baulich-räumlichen Er-
scheinungsbildes der neuen Bebauung in den Siedlungsbereich sichergestellt. Zusätzlich wird mit 
einer derartigen Geschossigkeit eine Bauweise ermöglicht, die mit ihrer Kompaktheit und einem 
günstigen A/V-Verhältnis entsprechend zur Energieeinsparung beiträgt. 

Höhe baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 3 i. V. mit § 18 BauNVO) 

Ergänzend zu der Festsetzung der Geschossigkeit werden die Maximalwerte von Trauf- (5,5 m) 
und Firsthöhe (11,0 m) in Bezug zum Straßenniveau definiert. Hierdurch soll die gewünschte Ab-
stimmung der Baukörper untereinander und damit des Gesamterscheinungsbilds sichergestellt 
werden. 

Als Traufhöhe gilt das senkrechte Maß vom Bezugspunkt bis zum Schnittpunkt der traufseitigen 
Außenwand mit der Dachhaut. Als Firsthöhe gilt das senkrechte Maß vom Bezugspunkt bis zur 
Oberkante des Firstes. 

Bezugspunkt bei der Ermittlung der Trauf- und Firsthöhe ist die gemittelte Höhe der fertig ausge-
bauten oder geplanten Verkehrsfläche an der Straßenbegrenzungslinie zwischen den Schnittpunk-
ten der Verlängerung der äußeren Seitenwände des Gebäudes mit der Straßenbegrenzungslinie. 
Zur Vermeidung von Dachhöhenversprüngen sind aneinander gebaute Gebäude bei der Festle-
gung des Bezugspunkts als eine Einheit zu betrachten. 

Vorgenannte Definition der Trauf- und Firsthöhe sowie des Bezugspunkts ist im Bebauungsplan 
als textliche Festsetzung Nr. 1.2 enthalten. 

Festlegung Erdgeschossfußbodenhöhe (EFH) 

Um die zukünftigen Gebäude vor eindringendem Grundwasser und die Grundstücke vor Vernäs-
sungen zu schützen, ist durch eine Bodenaufschüttung die Erhöhung des Geländes auf eine Min-
desthöhe von 29,20 m ü. NN vorzusehen (siehe textliche Festsetzung Nr. 5). Zur Sicherung der 
notwendigen Höhe wird im Bebauungsplan auch die Festlegung der Höhe des Erdgeschossfußbo-
dens auf mindestens 29,20 m über NN festgesetzt (siehe textliche Festsetzung Nr. 1.2). 
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5.4 Bauweise / überbaubare Grundstücksflächen / Stellung baulicher Anlagen (§ 9 Abs. 1 
Nr. 2 BauGB) 

Entsprechend der beabsichtigten Siedlungskonzeption ist eine offene Bauweise festgesetzt. Es 
sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen des neu ausgewiesenen Reinen Wohngebietes sollen ohne 
Ausnahme durch Baugrenzen festgesetzt werden, die durchgängig eine Tiefe von 14 Metern auf-
weisen. Hiermit ist eine ausreichende Toleranz in der Stellung der Gebäude möglich. Ein Vortreten 
von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß soll darüber hinaus zulässig sein. 

In diesem Zusammenhang sind Überschreitungen der Baugrenzen für Terrassenüberdachungen 
und Wintergärten zu den Gartenflächen um bis zu 3,0 Meter gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO zulässig 
(siehe textliche Festsetzung Nr. 2). Hierdurch bleibt gewährleistet, dass qualitativ eine negative 
Beeinträchtigung des öffentlichen Bereiches nicht zu befürchten ist. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen für die neu geplante Wohnbebauung sollen ausschließlich 
südlich der geplanten Erschließungsstraße platziert werden. Mit Einhaltung der seitlichen Abstän-
de der überbaubaren Bereiche soll die gewünschte aufgelockerte Siedlungsstruktur unterstützt 
werden. Mittels des Bauabstands der Wohngebäude von mindestens 3,0 m zur Verkehrsfläche sol-
len Vorgärten gesichert werden, die den großflächig zusammenhängenden Grüncharakter des 
Wohngebiets unterstreichen. 

5.5 Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 i. V. mit § 12 BauNVO) 

Die städtebauliche Planung des Wohngebietes erlaubt pro Haus den Nachweis von zwei Stellplät-
zen. Dieser Nachweis erfolgt im Plangebiet in Form von Garagen, die zumeist im Grenzabstand 
der Gebäude auf den Baugrundstücken errichtet werden. Der zweite Stellplatz kann auf der Zu-
fahrt zu der Garage nachgewiesen werden. 

Im Sinne des § 1 a Abs. 2 BauGB soll die Bodenversiegelung durch die nachzuweisenden privaten 
Stellplätze/Garagen auf einen unbedingt erforderlichen Grundstücksanteil reduziert werden. Stell-
plätze, Carports und Garagen sind gemäß textlicher Festsetzung Nr. 3 daher ausschließlich inner-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen und auf den besonders dafür festgesetzten Flächen 
zulässig. 

5.6 Höchstzulässige Anzahl an Wohneinheiten (§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB) 

In dem geplanten Reinen Wohngebiet sind höchstens 2 Wohnungen je Wohngebäude zulässig 
(siehe textliche Festsetzung Nr. 4). Mit zwei Wohneinheiten wird u. a. auch der Bedarf an einer zu-
sätzlichen Wohnung für z. B. Kinder oder ältere Familienmitglieder berücksichtigt. Die Festsetzung 
soll außerdem dazu beitragen, eine einheitliche Struktur des zukünftigen Gebiets in Bezug auf die 
Wohnform zu erreichen und dauerhaft zu erhalten. 

5.7 Natur und Landschaft 

Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Die festgesetzte Begrünung von Garagendächern und Dächern von überdachten Stellplätzen so-
wie von eingeschossigen Anbauten und Nebenanlagen hat insbesondere die Aufgabe, Regenwas-
ser zu speichern, so dass es verzögert der Kanalisation zufließt. Außerdem ist durch die Begrü-
nung ein Beitrag zur geringeren Aufheizung der Luft zu leisten. Die Begrünung ist dauerhaft zu er-
halten (siehe textliche Festsetzung Nr. 6.1). 

Die Umsetzung der textliche Festsetzung Nr. 6.1 dient dazu, eine Beeinträchtigung des Natur-
haushaltes (v. a. des Bodenwasserhaushaltes) zu vermeiden bzw. die Auswirkungen auf den Na-
turhaushalt soweit wie möglich zu minimieren. Hierzu dient auch die Begrenzung der Versiegelung 
in den Wohngärten und Vorgartenbereichen sowie die Verwendung versickerungsfähiger Materia-
lien für Stellplätze und Zufahrten (siehe textliche Festsetzungen Nr. 7.1 und 7.2). 
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5.8 Öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Innere Erschließung 

Die im nördlichen Bereich des Plangebietes vorgesehene Erschließung verläuft in ost-westlicher 
Richtung und endet nach Erschließung des westlichen Doppelhausgrundstückes am Ende des 
Verfahrensgebiets. Die Erschließung weist eine Breite von weitgehend 6,4 m auf, im Bereich der 
südlich begleitenden Besucherparkplätze weitet sich der Straßenraum auf 8,4 m auf. Am westli-
chen Ende führt eine kurze Sticherschließung in südlicher Richtung zur Anbindung des geplanten 
südlichen Einzel- bzw. Doppelhausgrundstückes. Hier besteht eine Wendemöglichkeit. Die Ver-
kehrsfläche soll durch ihre bauliche Ausbildung als Mischverkehrsfläche mit der Integration von 
Parkplätzen einen attraktiven Außenraum bilden und wird als öffentliche Verkehrsfläche besonde-
rer Zweckbestimmung, verkehrsberuhigter Bereich gemäß § 9 Abs. 1Nr. 11 BauGB festgesetzt. 

In Abweichung/Weiterentwicklung zum bisherigen Bebauungsplanentwurf 547 soll die Lage der öf-
fentlichen Verkehrsfläche der Verlängerung Behrensstraße geändert und (geringfügig) nach Süden 
verschoben werden. Die nördliche Straßenbegrenzungslinie soll in etwa an der Böschungsunter-
kante im Verlauf des Flurstücks Nr. 907 verlaufen. Bei den nördlich der Erschließungsstraße lie-
genden Grundstücken (Flurstücke Nr. 907 und 825) handelt es sich um einen Anschüttungsbereich 
mit festgestellten Bodenbelastungen. Ein Eingriff soll hier vermieden werden. Weiterhin wäre bei 
einem Straßenausbau bis in den Böschungsbereich hinein eine Winkelstützwand bis zu 1,5/2,0 m 
Höhe zur künftigen Geländeabfangung erforderlich, die aus gestalterischen Gründen in dem auch 
weiterhin landschaftlich geprägten Bereich störend wirken würde. 

Die Flurstücke Nr. 884 und 885 sollen durch den Ausbau der Erschließungsstraße nicht tangiert 
werden. 

Auf Grund der vorhandenen Gastransportleitung und zu verlegenden Ver- und Entsorgungsleitun-
gen bestehen keine Möglichkeiten für Baumpflanzungen im öffentlichen Straßenraum. 

Ruhender Verkehr 

Die vorliegende städtebauliche Planung des Reinen Wohngebietes ermöglicht pro Haus den 
Nachweis von mindestens zwei Stellplätzen. Die Garagenflächen von 3 x 6 m wurden so festge-
setzt, dass die notwendige Zufahrt noch als zweiter Stellplatz dienen kann. Außerdem sind inner-
halb der öffentlichen Verkehrsfläche zwei Parkplätze in Form eines einseitigen Längsparkstreifens 
auf der südlichen Seite der Sticherschließung vorgesehen. Damit steht im Plangebiet eine ausrei-
chende Anzahl von Stell- bzw. Parkplätzen zur Verfügung. 

5.9 Gestaltung 

Zur Sicherung eines harmonischen Gestaltungsrahmens soll der Bebauungsplan gemäß § 86 
BauO NW i. V. m. § 9 Abs. 4 BauGB besondere Gestaltungsregeln vorsehen. Der Rahmen des 
baulich-räumlichen Erscheinungsbildes wird im Bebauungsplan über die Bestimmung der zu ver-
wendenden Hauptmaterialien zur Gestaltung der Gebäudefassaden geregelt. Aneinander gebaute 
Doppelhaushälften sind in Trauf- und Firsthöhe, Dachneigung und -farbe sowie in den Fassaden-
materialien und -gestaltungen einheitlich auszuführen (siehe textliche Festsetzungen Nr. 8.1 und 
8.2). 

Das baulich-räumliche Erscheinungsbild von Baugebieten wird wesentlich durch die Ausprägung 
der Dachflächen innerhalb eines festgesetzten Gestaltungsrahmens geprägt. Von besonderer Be-
deutung ist hierbei eine harmonische Gesamtgestaltung der Gebäude, die eine entsprechende Va-
riabilität und Lebendigkeit ermöglicht. Deshalb werden im Bebauungsplan textliche Festsetzungen 
(Nr. 8.3 - 8.5) für die Anwendung bestimmter Dachformen und Dacheindeckungen sowie die Aus-
bildung von Dächern (Dachgauben) aufgenommen. Entsprechend der beabsichtigten Bebauung 
sind im Reinen Wohngebiet für die Hauptbaukörper nur geneigte Dächer zulässig, die eine solare 
Nutzung der Dachflächen begünstigen. Für Garagen und überdachte Stellplätze sind auch Flach-
dächer zulässig. 

Auch aufgrund der notwendigen Mindestgeländehöhe (s. Kapitel 8.4.5, Seite 29, und textliche 
Festsetzung Nr. 5) sind Abgrabungen im Plangebiet unzulässig (s. textliche Festsetzung Nr. 8.6).  
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Zur Ausprägung eines harmonischen, gestalterischen Erscheinungsbildes der Baugrundstücke soll 
durch die Gestaltung der Einfriedungen und der Abfallanlagen sowie durch die Bemessung und die 
bauliche Ausführung von Stellplätzen, Grundstückszufahrten und -zugängen ein Beitrag geleistet 
werden. Auch hierfür sieht der Bebauungsplan einen einheitlichen Gestaltungsrahmen vor (siehe 
textliche Festsetzungen Nr. 8.7 und 8.8). 

5.10 Kennzeichnungen 

Bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen (gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB) 

Aufgrund der vorhandenen Stauwasserproblematik enthält der Bebauungsplan folgende Kenn-
zeichnung: 

Aufgrund der feuchten Bodenverhältnisse sind im Reinen Wohngebiet bauliche Vorkehrungen ge-
gen äußere Einwirkungen bzw. besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten 
erforderlich. Auf ein Kellergeschoss ist zu verzichten oder eine wasserdruckdichte Unterkellerung 
bzw. wasserdichte Wanne unter Berücksichtigung der bautechnischen Regelwerke vorzusehen. 

Bergbau (gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 2 BauGB) 

Das Plangebiet hat in der Vergangenheit Einwirkungen durch den Steinkohlenbergbau der stillge-
legten Schachtanlage Alstaden unterlegen. 

Folgende Kennzeichnung wird aufgrund des Schutzbedürfnisses der Allgemeinheit, insbesondere 
der Grundstückseigentümer, Mieter, Pächter oder sonstiger Nutzungsberechtigter, in den Bebau-
ungsplanentwurf aufgenommen: 

Der gesamte Planbereich gehört zu den Gebieten, unter denen der Bergbau umging und zum An-
passungsbereich gemäß § 110 Bundesberggesetz vom 13.08.1980. Bei einer Bebauung des Ge-
bietes sind möglicherweise besondere Sicherungsmaßnahmen erforderlich. Bauherren werden 
gebeten Kontakt mit der RAG-Aktiengesellschaft in Herne aufzunehmen. 

Altlasten (gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB) 

Auf den innerhalb des Plangebietes befindlichen Flurstücken Nr. 884 und 885 (heutiges Spediti-
onsgelände) wurden bis zu 1 m mächtige Anschüttungen aus Boden, Bauschutt und Schlacke 
erbohrt. Im Hinblick auf die geplante Wohnbaunutzung mit Kinderspielflächen ist die künstliche  
ca. 1 m mächtige Anschüttung sowohl von der Materialzusammensetzung (Boden mit minerali-
schen Fremdbestandteilen > 10 Vol. %) als auch aufgrund der Schadstoffgehalte als nicht geeig-
net einzustufen. 

Der Bebauungsplan enthält deshalb folgende Kennzeichnung: 

Bei den im Plangebiet gelegenen Flurstücken Nr. 884 und 885 handelt es sich um Flächen, deren 
Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind. 

Erläuterung: 

Es handelt sich um die Altstandortfläche einer ehemaligen Autoverwertung. Die betroffenen 
Grundstücke sind mit künstlichen Aufschüttungen aus Boden, Bauschutt und Schlacke in einer 
Mächtigkeit bis zu 1 Meter angeschüttet. Sowohl von der Materialzusammensetzung (Boden mit 
mineralischen Fremdbestandteilen > 10 Vol. %) als auch aufgrund der Schadstoffgehalte sind die 
Anschüttungen nicht für die geplante höhersensiblere Wohnnutzung geeignet (siehe auch Ergeb-
nisse einer altlastentechnischen Bodenuntersuchung durch das Ingenieurbüro Geokom vom 
16.10.2007). 

Sofern die künstliche Anschüttung nicht vollständig ausgebaut wird, ist zur Herstellung einer 
durchwurzelbaren Bodenschicht für Hausgärten mindestens 60 cm unbelasteter Boden, der die 
Vorsorgeanforderungen der Bundes- Bodenschutz und Altlastenverordnung erfüllt, über einer Gra-
besperre aufzubringen. Ausnahmen können in Abstimmung mit der Unteren Bodenschutzbehörde 
bei der Stadt Oberhausen zugelassen werden, wenn durch einen anerkannten Sachverständigen 
nachgewiesen wird, dass geringere Maßnahmen als die vorgenannten zur Sicherung der Schutz-
bedürftigkeit und Nutzungs-anforderung ausreichen. 

(Im Übrigen siehe auch Hinweise Nr. 7 u. 8) 
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5.11 Nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB) 

Deichschutzzone 

Im Bebauungsplan ist gemäß § 2 der Deichschutzverordnung (DSchVO) vom 01.09.2000 zum 
Schutz des südlich des Plangebietes befindlichen Deiches die Schutzzone III nachrichtlich über-
nommen worden. Die Schutzzone III umfasst einen sich an die Schutzzonen I und II anschließen-
den Streifen, dessen äußere Grenze 100 m vor dem land- bzw. wasserseitigen Fuß des Deiches 
verläuft. 

Innerhalb der Schutzzone III bedürfen gemäß § 3 der Deichschutzverordnung der Genehmigung: 

Wesentliche Eingriffe in die Deckschichten, insbesondere 

1. die Errichtung, der Abriss oder die wesentliche Veränderung von baulichen Anlagen, 

2. die Errichtung oder Veränderung von Anlagen zur Sand-, Kies- oder Tongewinnung, 

3. Bohrungen, Vertiefungen der Erdoberfläche und die Entnahme von Erde oder sonstigem Ma-
terial. 

Über die Erteilung von Genehmigungen entscheidet die Bezirksregierung Düsseldorf, Dezernat 
54.1 -Gewässerschutz-, unter Beteiligung des zuständigen Hochwasserschutzpflichtigen. 

Der vollständige Text der Deichschutzverordnung ist als Anlage 3 der Begründung zum Bebau-
ungsplan beigefügt. 

Unterirdische Ferngasleitung 

Innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung –Verkehrsberuhigter Be-
reich- verläuft die unterirdische Ferngasleitung Nr. 502/004/000 der Thyssengas AG (DN 300). Die 
Schutzstreifenbreite beträgt beiderseits jeweils 3,0 m. Leitung und Schutzstreifen wurden anhand 
der Bestandspläne in den Bebauungsplan-entwurf nachrichtlich übernommen. Abweichungen sind 
im Einzelfall nicht gänzlich auszuschließen. Deshalb ist bei Arbeiten in Leitungsnähe eine eindeu-
tige Situationsfeststellung in Abstimmung mit dem Leitungsträger erforderlich. Das Merkblatt zur 
Berücksichtigung der unterirdischen Gasfernleitung ist als Anlage 9 der Begründung beigefügt. 

5.12 Hinweise 

Es werden folgende Hinweise (Nr. 1 – 8) in den Bebauungsplan aufgenommen: 

Schutzmaßnahmen für Gehölze (Hinweis Nr. 1) 

Zur Sicherung aller im Plangebiet als erhaltenswert festgesetzten Gehölze sind geeignete Schutz- 
und Sicherungsmaßnahmen gemäß DIN 18920 RAS-LG 4 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbestän-
den und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ einzuhalten. Beschädigte Sprossteile oder frei-
gelegte Wurzeln sind fachgerecht zu behandeln. Schutz- und Sicherungsmaßnahmen sind vor 
Ausführungsbeginn durch die Untere Landschaftsbehörde oder durch den entsprechenden Fach-
bereich der Stadt Oberhausen abnehmen zu lassen. 

Bodendenkmalpflege (Hinweis Nr. 2) 

Auf die Meldepflicht bei der Entdeckung von Bodendenkmälern nach § 15 Denkmalschutzgesetz 
(DSchG NW) wird hingewiesen. Beim Auftreten archäologischer Bodenfunde und Befunde ist die 
Untere Denkmalbehörde der Stadt Oberhausen oder das Rheinische Amt für Bodendenkmalpfle-
ge, Augustusring 3+5 in 46509 Xanten unverzüglich zu informieren. Bodendenkmal und Entde-
ckungsstätte sind zunächst unverändert zu erhalten. 

Hochwassergefährdung (Hinweis Nr. 3) 

Das Plangebiet befindet sich gemäß der Hochwassergefahren- und Hochwasserrisikokarten der 
Bezirksregierung Düsseldorf bei einem mittleren oder extremen Hochwasser d. h. bei Versagen 
oder Überflutung des Hochwasserdeiches in einem Gefahren- bzw. Risikobereich für potentielles 
Hochwasser durch die Ruhr. 

Von einer  häufigen Hochwasserwahrscheinlichkeit ist das Plangebiet nicht betroffen. 

Die Hochwassergefahrenkarten und -risikokarten (Blatt B002) sind für das Plangebiet unter folgen-
dem Link abrufbar: 

http://www.flussgebiete.nrw.de/index.php/HWRMRL/Gebietsansicht/TEZG_Ruhr   
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Kampfmittelfunde (Hinweis Nr. 4) 

In Oberhausen hat das gesamte Stadtgebiet unter Luftangriffen gelegen. Daher muss trotz intensi-
ver Räumtätigkeit seit Kriegsende immer noch mit Bombenblindgängern gerechnet werden. Die 
Luftbildauswertung war negativ. Nach den bisherigen Erkenntnissen ist jedoch nicht auszuschlie-
ßen, dass Kampfmittel im Boden vorhanden sind. Aus diesem Grund sind alle Erdarbeiten mit ent-
sprechender Vorsicht auszuführen. 

Vor Durchführung evtl. erforderlicher größerer Bohrungen (z. B. bei Pfahlgründung) sind Probe-
bohrungen (70 bis 120 mm Durchmesser im Schneckenbohrverfahren) zu erstellen, die mit Kunst-
stoffrohren oder anderen Rohren, die nicht aus Eisen sein dürfen, zu stabilisieren sind. Die Über-
prüfung dieser Bohrlöcher übernimmt dann der Kampfmittelbeseitigungsdienst. Vor Durchführung 
der Bohrarbeiten ist ein Bohrplan zu erstellen und dem Kampfmittelbeseitigungsdienst zur Verfü-
gung zu stellen. Rechtzeitige Information (etwa eine Woche vorher) unter den Durchwahlnummern 
0208 / 825-2538 oder 2500 ist angebracht. Bohrungen sind mit Vorsicht durchzuführen. Sie sind 
sofort einzustellen, sobald im gewachsenen Boden auf Widerstand gestoßen wird. In diesem Fall 
ist unverzüglich die Ordnungsbehörde (Tel. 0208 / 825-1 oder Durchwahl 825-2538 bzw. 2500) zu 
informieren. 

Lagerung wassergefährdender Stoffe (Hinweis Nr. 5) 

Sofern Anlagen zur Lagerung wassergefährdender Stoffe (z. B. Heizöltanks) vorgesehen sind, sind 
diese gegen Aufschwimmen zu sichern. 

Grund- und Drainagewasser (Hinweis Nr. 6) 

Die Einleitung von Grund- und Drainagewasser in die Kanalisation ist nach § 4 der Entwässe-
rungssatzung der Stadt Oberhausen grundsätzlich nicht zulässig. 

Erdarbeiten / Bodenbewegungen (Hinweis Nr. 7) 

Um den ordnungsgemäßen Umgang mit Aushubmassen und die Aufbringung der geforderten Bo-
denabdeckung zu gewährleisten ist eine fachgutachterliche Überwachung sämtlicher Erdarbeiten 
erforderlich. Über die Begleitarbeiten ist eine Dokumentation mit allen Befunden und Beurteilungen 
anzufertigen und der Unteren Bodenschutzbehörde der Stadt Oberhausen vorzulegen. Die Doku-
mentation hat den Verbleib von ausgebauten Anschüttungsmaterialien und insbesondere den Eig-
nungsnachweis für einzubauendes Bodenmaterial zur Herstellung durchwurzelbarer Bodenschich-
ten in Garten– und Grünflächen mit qualitativen und quantitativen Angaben zu enthalten (siehe 
§ 12 Abs. 3 BBodSchV und DIN 19731, Nr. 5.2). 

Zur Vermeidung schädlicher Bodenveränderungen dürfen im Bebauungsplan vorhandene und neu 
anzulegende Vegetationsflächen (Straßenbegleitgrün, Hausgärten etc.), im Rahmen von Baumaß-
nahmen nicht befahren oder zu Lagerzwecken genutzt werden.  

Baugenehmigungsverfahren (Hinweis Nr. 8) 

Zur Berücksichtigung von Bodenbelastungen prüft die Bauverwaltung eingehende Bauvorhaben 
dahingehend, ob gemäß § 67 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. § 67 Abs. 3 BauO NRW, ein Genehmigungsver-
fahren für Bauvorhaben durchzuführen ist. Für den gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB gekennzeich-
neten Bereich ist von der Notwendigkeit des Genehmigungsverfahrens auszugehen, um entspre-
chende Auflagen parzellenscharf und sachgerecht erteilen zu können. Bei Änderung dieser ge-
setzlichen Bestimmung werden Maßnahmen ergriffen, die gleichermaßen wirksam sind. 

6. Sonstige Belange 

6.1 Technische Infrastruktur 

Die Versorgung des Plangebietes mit Strom, Gas, Wasser, Telekommunikation und ggf. weiteren 
Medien kann über die Erweiterung der im Umfeld vorhandenen Versorgungsnetze erfolgen. 

6.2 Wasserwirtschaftliche Belange 

Im Hinblick auf eine alternative Niederschlagswasserbeseitigung gemäß den Vorgaben des § 51 a 
Landeswassergesetz Nordrhein-Westfalen (LWG NW) wurde die Möglichkeit der Versickerung von 
gesammeltem Niederschlagswasser gutachterlich überprüft (s. Anlage 5; Bodenuntersuchung zur 
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Niederschlagswasserversickerung im Bebauungsplangebiet 547 „Behrensstraße / Blockstraße“ in 
Oberhausen, Böcke Baugrund Wasserwirtschaft, Dinslaken, Oktober 2007). 

Die Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser ist hiernach nicht möglich. Sowohl die 
Auffüllböden als auch die Hochflutablagerungen sind für gezielte Versickerungsmaßnahmen nicht 
geeignet. Ausreichende Durchlässigkeiten bieten erst die Sande und Kiese der Terrassenablage-
rungen. Diese Sedimente sind allerdings bei hohen Grundwasserständen vollständig wassergesät-
tigt, so dass sie keine Sickerwässer aufnehmen können. 

Da auch eine Ableitung des Niederschlagwassers in das westlich gelegene Feuchtbiotop aufgrund 
der großen Entfernung sowie der baulichen Enge durch bereits vorhandene Versorgungs- und 
Produktleitungen wirtschaftlich nicht vertretbar ist, wird es mit dem Schmutzwasser über eine noch 
zu verlegende Mischwasserleitung in die bestehende Vorflut Blockstraße/Behrensstraße eingelei-
tet. 

7. Flächenbilanz 

Reines Wohngebiet (WR) ca. 3.619 qm 

Öffentliche Verkehrsflächen ca.    580 qm 

Geltungsbereich gesamt ca. 4.199 qm 

 

8. Umweltbericht 

8.1 Aufgabenstellung 

Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB ist bei der Aufstellung von Bauleitplänen „für die Belange des Umwelt-
schutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a“ eine Umweltprüfung durchzuführen. Aufgabe der Um-
weltprüfung ist die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der voraussichtlichen erheblichen 
Umweltauswirkungen der geplanten Nutzungen und Vorhaben. 

Im Rahmen der Planerstellung wurden die umweltbezogenen Auswirkungen der Ziele und Festset-
zungen des Bebauungsplanes geprüft. Grundlage der Ermittlungen sind neben dem Umweltbericht 
insbesondere die folgenden plangebietsspezifischen Untersuchungen und Gutachten: 

- Bodenuntersuchung zur Niederschlagswasserversickerung im Bebauungsplangebiet 547 
„Behrensstraße / Blockstraße“ in Oberhausen, Böcke Baugrund Wasserwirtschaft, Dinslaken, 
Oktober 2007 (s. Anlage 5); 

- B-Plan Nr. 547 „Behrensstraße / Blockstraße“ in Oberhausen - Ergebnisse einer altlastentech-
nischen Bodenuntersuchung, Geokom Altlasten Wasserwirtschaft, Dinslaken, Oktober 2007 
(s. Anlage 6); 

- Gutachterliche Einschätzung zur Betroffenheit der Belange des Artenschutzes gem. § 44 
BNatSchG Vorhaben: Neubau von Wohngebäuden Behrensstraße/westlich Blockstraße, um-
weltbüro essen, Essen, Februar 2013 (s. Anlage 7). 

8.2 Darstellung der festgelegten Ziele des Umweltschutzes 

Bauleitpläne sollen nach § 1 (5) BauGB eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung, die die so-
zialen, wirtschaftlichen und umweltschützenden Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber 
künftigen Generationen sichern und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte 
Bodennutzung gewährleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu si-
chern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln, auch in Verantwor-
tung für den allgemeinen Klimaschutz, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Land-
schaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. 

In § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind die Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege als zu berücksichtigende Belange genannt, sowie in § 1 a BauGB der 
sparsame und schonende Umgang mit Grund und Boden vorgegeben. 
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Immissionsschutzrecht 

Ziele des Immissionsschutzes ergeben sich aus dem rahmensetzenden Bundesimmissionsschutz-
gesetz (BImSchG) und einer Reihe von Regelwerken, deren Anwendungsbereiche und Verbind-
lichkeitsgrade für die Bauleitplanung unterschiedlich sind. Hervorzuheben sind im Rahmen der 
Bauleitplanung die DIN 18005, die TA-Lärm und die TA-Luft. 

Naturschutzrecht 

Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und das Landschaftsgesetz Nordrhein Westfalen (LG-
NW) legen als Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege fest, dass Natur und Landschaft 
aufgrund ihres eigenen Wertes und als Lebensgrundlage des Menschen zu schützen, zu pflegen, 
zu entwickeln und soweit erforderlich wiederherzustellen sind. Besonders hervorgehoben wird, 
dass dies im besiedelten und unbesiedelten Bereich sowie in Verantwortung für zukünftige Gene-
rationen zu erfolgen hat. Beeinträchtigungen sind zu vermeiden und soweit dies nicht möglich ist, 
durch entsprechende Maßnahmen auszugleichen. 

Wasserrecht 

Das Landeswassergesetz wurde zur Ausfüllung der rahmenrechtlichen Regelungen des Wasser-
haushaltsgesetzes (WHG) erlassen. Beide Gesetze haben unter anderem die Aufgabe, den Was-
serhaushalt als Bestandteil von Natur und Landschaft und als Grundlage für die öffentliche Was-
serversorgung und die Gesundheit der Bevölkerung zu ordnen. Geregelt werden insbesondere der 
Schutz und die Entwicklung von Oberflächengewässern und Grundwasser, zum Beispiel mit einem 
Verschlechterungsverbot, sowie die Abwasserbeseitigung. 

Bodenschutzrecht 

Der Bodenschutz ist auf Bundesebene als Querschnittsmaterie in anderen Gesetzen (u. a. BauGB, 
s. o.) geregelt. Ergänzend bestimmt das Bundesbodenschutzgesetz, dass die Funktionen des Bo-
dens nachhaltig zu sichern und erforderlichenfalls wiederherzustellen sind. Im Mittelpunkt der ge-
setzlichen Regelungen steht der Aspekt der Gefahrenabwehr. Ergänzend zum BBodSchG wurde 
insbesondere hinsichtlich Verfahrensregelungen das Landesbodenschutzgesetz erlassen. 

8.3 Angaben zum Standort sowie zu Art und Umfang des Vorhabens 

Im Plangebiet sind zwei Teilflächen zu unterscheiden:  

Brachfläche 

Die westliche Teilfläche ist als Brachfläche geprägt und vorherrschend mit Japanischem Stauden-
knöterich (Fallopia japonica) und Brombeere (Rubus fruticosus agg.) bestanden. Bei den auf der 
Fläche stockenden Gehölzen handelt es sich weit überwiegend um jüngere Sträucher und Bäume 
(Stammdurchmesser ca. 10 cm) der Arten Gemeine Esche (Fraxinus excelsior), Vogelkirsche 
(Prunus avium) (Gruppe mit jungen Exemplaren 10 cm Stammdurchmesser im Nordosten der 
Brachfläche), Salweide (Salix caprea), Birke (Betula pendula), Liguster (Ligustrum spec.), Schwar-
zer Holunder (Sambucus nigra), Roter Hartriegel (Cornus sanguinea), Haselnuss (Corylus avella-
na) und Stechpalme (Ilex aquifolium). Daneben treten insbesondere verwilderte Gartenpflanzen 
wie Geranien und Immergrünes Geißblatt (Lonicera henryi) sowie Brennnesseln (Urtica dioica) in 
Erscheinung. 

Insbesondere in den randlichen Bereichen wird die Brachfläche als Abladeplatz für Gartenabfälle 
genutzt. Mehrere Trampelpfade führen in und durch die Fläche, die offenbar auch regelmäßig frei-
geschnitten wird. Die Trampelpfade sind schon älter, wie der Vergleich mit einem Luftbild von 1992 
verdeutlicht. Am südlichen Grundstücksende findet randlich eine Mitnutzung bzw. extensive, gärt-
nerische Pflege durch die Anwohner der angrenzenden Reihenhauszeile statt. 

Höhere Bäume gibt es nur in Randlage. Dabei handelt es sich insbesondere um mehrere Birken 
am westlichen Plangebietsrand. Diese Bäume weisen keine erkennbaren Höhlen auf. 

Der am geringsten überformte Bereich liegt im Südosten der Brachfläche und weist Vorkommen 
von Weißdornbäumen bei hohem Anteil an Efeu auf. 
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Gewerbefläche 

Das Gelände war bei der Begehung verschlossen und konnte nicht betreten werden. Die Gewer-
befläche wird von einem Hund bewacht.  

Es handelt sich um einen Lagerplatz, der überwiegend vegetationsfrei bzw. allgemein vegetations-
arm ist. Reste einer Hecke am nördlichen Rand bestehen aus durchgewachsenen Weißdornbäu-
men einzelnen Ligustersträuchern sowie Efeu. Die Fläche ist allseits mit Blechen und Brettern ein-
gefriedet. 

Im Eingangsbereich gibt es zwei ältere Kirschen, außerdem auf den Nachbargrundstücken unmit-
telbar angrenzend mehrere weitere Einzelbäume. 

Auf der Fläche gibt es mehrere genutzte Gebäude/Schuppen aus Metall (in einem Fall mit einer 
gemauerten Rückwand). 

Mit dem Bebauungsplan Nr. 547 -Behrensstraße / Blockstraße- werden im Wesentlichen folgende 
Hauptplanungsziele verfolgt: 

- Neuordnung und Aktivierung nicht optimal genutzter Flächen für eine arrondierende Wohnbe-
bauung; 

- Erschließung des Verfahrensgebietes. 

Das städtebauliche Konzept sieht eine Bebauung mit insgesamt vier Einfamilienhäusern in Form 
einer Einzel- oder Doppelhausbebauung der gehobenen Ausstattung vor, die über die neu auszu-
bauende Verlängerung der Behrensstraße erschlossen werden. In jeder Hauseinheit sind maximal 
zwei Wohnungen zulässig. Die GRZ liegt bei 0,3, die GFZ bei 0,6. Im Bebauungsplan soll die Art 
der baulichen Nutzung als „Reines Wohngebiet“ (WR) festgesetzt werden. 

Überwiegend im Bereich der südlichen Grundstücksflächen sollen die vorhandenen Gehölzbe-
stände durch eine Festsetzung als erhaltenswerte Einzelbäume nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB in 
ihrem Bestand gesichert werden. 

Die Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser ist, gutachterlich nachgewiesen, nicht 
möglich. Es ist deshalb vorgesehen, das anfallende Oberflächenwasser der Straße sowie der 
Dachflächen in das westlich gelegene Feuchtbiotop einzuleiten. 

8.4 Beschreibung der Umwelt, der Festsetzungen des Bebauungsplanes und ihrer zu er-
wartenden erheblichen Auswirkungen sowie der umweltrelevanten Maßnahmen 

8.4.1 Status-quo-Prognose 

Die gärtnerisch genutzten Flächen im Umfeld der vorhandenen Wohngebäude werden erhalten 
bleiben und weiterhin intensiv bewirtschaftet. Die ruderale Freifläche entwickelt sich langfristig zu 
einer Gehölzfläche, wobei die Brombeer- und die Knöterichbestände ein stabiles Zwischenstadium 
bilden. Die Bestandteile der Gehölzbestände, die nicht die Bestimmungen der Baumschutzsatzung 
erfüllen, könnten beseitigt werden. Der Zustand der Schutzgüter Wasser und Boden bleibt unver-
ändert. 

Nach den Ergebnissen der altlastentechnischen Bodenuntersuchungen der Altablagerung des Alt-
standorts „Am Ruhrufer 38“ wurden für die gegenwärtigen Nutzungen auf beiden Flächen keine re-
levanten Schadstoffbelastungen nachgewiesen. 

8.4.2 Schutzgut Mensch 

In Bezug auf schützenswerte Nutzungsansprüche des Menschen stehen im Vordergrund der Be-
trachtung die Wohnfunktion und die Erholungsfunktion eines Raumes. Hierzu ist die Ruhe- oder 
Lärmsituation beurteilt worden. 

Umweltzustand 

Gesundheitsschutz (Lärmschutz und Gerüche) 

Da es sich beim Bebauungsplan Nr. 547 –Behrensstraße/Blockstraße- um die Arrondierung eines 
vorhandenen Wohngebiets in einer Muldenlage handelt, die beiden benachbarten, ansässigen  
Wassersportvereine keinen störenden Freizeitlärm erzeugen und von der ca. 600 m entfernt ver-
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laufenden Autobahn A 3 / E 34/35 keine erheblichen Lärmimmissionen wahrgenommen werden, 
wurde auf die Erstellung eines Lärmgutachtens verzichtet. 

Die von den Wassersportvereinen ausgehenden Lärm erzeugenden Aktivitäten sind bei der Ver-
waltung dokumentiert. Vor 6 Uhr morgens und nach 20 Uhr abends finden keine mit Lärm einher-
gehenden Aktivitäten statt. Zu dem einmal jährlich stattfindenden Sommerfest und den zweijährlich 
stattfindenden Regatten des Paddelvereins auf der Ruhr wird die Lautsprecheranlage eingesetzt. 
Die Stadtmeisterschaften finden tagsüber an einem Wochenende im Jahr statt. Trainiert wird fast 
immer in den Räumlichkeiten. Da hauptsächlich Jugendliche an den Trainingseinheiten teilneh-
men, kommt es zu keinen nennenswerten Fahrzeugbewegungen. 

Eine planungserhebliche Vorbelastung ist daher auszuschließen. 

Erholung und Freizeit 

Die zum Teil hinter einer undurchdringlichen Hecke befindliche Freifläche mit ihren randlichen Ge-
hölzstrukturen, den unkontrolliert mit Brombeeren und Knöterich bewachsenen Teilbereichen im 
Süden und den Einzelgehölzen im gesamten Planbereich hat als landschaftliches Freiraumele-
ment generell eine Bedeutung für das Landschaftsbild und die naturnahe Erholung. Aufgrund der 
Unzugänglichkeit größerer Teilbereiche des Plangebietes durch Zäunungen und Hecken und der 
damit einhergehenden überwiegend privaten Nutzung haben die Flächen keine wesentliche Be-
deutung für die aktive Erholung. 

Auswirkungen 

Gesundheitsschutz (Lärmschutz und Gerüche) 

Bei städtebaulichen Neuplanungen muss aus Gründen der Vorsorge gemäß § 1 Abs. 5 BauGB der 
Schallschutz angemessen berücksichtigt werden. Anwendung findet in diesem Fall die DIN 18005 
“Schallschutz im Städtebau“. Die DIN 18005 nennt keine Grenzwerte sondern Orientierungswerte, 
deren Einhaltung angestrebt wird, damit die mit der Eigenart des betreffenden Baugebiets oder der 
betreffenden Bauflächen verbundene Erwartung auf angemessenen Schutz vor Lärmbelastungen 
erfüllt werden kann. 

Das Vorhaben wird allenfalls zu geringen Veränderungen in der Verkehrsbelastung der umgeben-
den Straßen führen und damit auch auf die Lärmbelastung nur sehr geringen Einfluss haben. 

Auf die geplanten schutzbedürftigen zukünftigen Nutzungen wirken keine erheblichen Geräu-
schimmissionen ein. Erkenntnisse für eine Belastung durch Erschütterungen, Feinstaub, Gerüche, 
Licht oder sonstige Immissionen liegen nicht vor. 

Erholung und Freizeit 

Durch das Vorhaben werden überwiegend ungestaltete Freiflächen verloren gehen, die für die 
Naherholung und somit im weitesten Sinne für die Gesundheit des Menschen keine erhebliche 
Bedeutung haben. Vorhandene Wegebeziehungen sind nicht betroffen. Auch in stadtgestalteri-
scher Hinsicht ist keine wesentliche Veränderung zu erwarten.  

Die Neubebauung wird in Flächen schonender Art und Weise und unter Berücksichtigung von Be-
grünungsmaßnahmen festgesetzt. Durch das geplante Vorhaben werden keine für die Allgemein-
heit zur aktiven Erholung geeigneten Flächen in Anspruch genommen oder zerschnitten. Die vor-
handenen Möglichkeiten der aktiven Erholung werden nicht eingeschränkt. Das Landschaftsbild 
und die passive Erholung durch Spazierengehen und Radfahren von der als Neuerschließung die-
nenden Verlängerung der Behrensstraße aus wird durch die Überbauung der Freifläche insofern 
beeinträchtigt, als dass der Blick auf eine zum Teil ruderal sich entwickelnde Freifläche mit Baum-
bestand entfällt. 

Aufgrund der Versorgung mit privatem und öffentlichem Grün in den umliegenden Siedlungsflä-
chen ist zu erwarten, dass mit einer Bebauung keine dringend erforderlichen Entwicklungspotenzi-
ale zur Verbesserung der Versorgung mit erholungswirksamem Freiraum verloren gehen. 

Geplante Maßnahmen 

Erholung und Freizeit 

Zum Erhalt des Gehölzbestands enthält der Bebauungsplan entsprechende zeichnerische und 
textliche Festsetzungen (Nr. 6.2). 
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Gesundheitsschutz (Lärmschutz und Gerüche) 

Festsetzungen, die vornehmlich dem Gesundheitsschutz dienen, sind nicht vorgesehen.  

 

Zusammenfassend sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch als nicht erheblich 
anzusehen. 

8.4.3 Schutzgut Pflanzen und Tiere 

Umweltzustand 

Im Plangebiet existieren im westlichen Teilbereich Freiflächen, die sich selbst überlassend mit 
Brombeere und japanischem Knöterich entwickelt haben und in den Randbereichen mit Bäumen, 
Sträuchern und durchgewachsenen Hecken eingefriedet sind. Im östlichen Teilbereich befindet 
sich ein Lagerplatz, überwiegend vegetationslos. Im Plangebiet stehen Einzelbäume, hauptsäch-
lich in den südlichen Randbereichen. 

Im Rahmen der örtlichen Erhebungen wurden keine gefährdeten, geschützten oder besonders 
schützenswerten Pflanzen- oder Tierarten vorgefunden; daher wurden weitere floristische oder 
faunistische Untersuchungen nicht durchgeführt. 

Im Plangebiet befinden sich keine Schutzgebiete (NSG, LSG) und –objekte (Naturdenkmale).  

Eine Beurteilung der Lebensraumfunktion ergibt für die Biotoptypen des Plangebietes eine mittlere 
ökologische Wertigkeit. Das Plangebiet ist gering strukturiert. Die Ersetzbarkeit im Falle von Ein-
griffen ist aufgrund der geringen Reife und der nicht an bestimmte Standortbedingungen gebunde-
nen Biotoptypen als grundsätzlich gut zu beurteilen. 

Unter Biotopverbundgesichtspunkten kommt dem Plangebiet keine erkennbare Bedeutung zu, da 
es sich um eine vergleichsweise kleine und allseits von Siedlungsflächen umschlossene Fläche 
handelt. Auf der Fläche befinden sich einige Laubbäume, die erhalten werden sollen. 

Auswirkungen 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes werden die Freiflächen südlich der verlängerten Beh-
rensstraße vollständig überplant. Die durchgewachsene, zum großen Teil aus Weißdornsträuchern 
bestehende Hecke entlang dieser Trasse wird beseitigt, ebenso einige in dieser Zone befindlichen 
Bäume. 

Alle Freiflächen im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind eingriffsrelevant. Für die Eingriffe im 
Sinne des § 21 Bundesnaturschutzgesetz und § 1 a BauGB in den Naturhaushalt und das Land-
schaftsbild wurde auf diesen Flächen eine Eingriffsermittlung in Anlehnung an die Methodik von 
Adam/Nohl/Valentin (1986) durchgeführt und landschaftspflegerische Ausgleichsmaßnahmen ent-
wickelt. Bei der Entwicklung von Kompensationsmaßnahmen gemäß den Zielen und Grundsätzen 
der Eingriffsregelung gilt es, die zu erwartenden Beeinträchtigungen des Naturhaushalts und des 
Landschaftsbilds soweit wie möglich zu vermeiden und zu minimieren und unvermeidbare Beein-
trächtigungen auszugleichen. 

Beurteilung der artenschutzrechtlichen Belange gem. § 44 BNatSchG 

Konkrete Hinweise auf das Vorkommen sogenannter „planungsrelevanter Arten“ auf der Vorha-
bensfläche liegen nicht vor. 

In einer Entfernung von ca. 100 bis 180 m liegt westlich die Biotopkatasterfläche BK-4506-0015 
(Feuchtgebiet an der Ruhr in Alstaden) innerhalb derer sich auch ein als geschütztes Biotop aus-
gewiesenes Stillgewässer befindet. 

Ergänzend zu den Untersuchungen auf dem Grundstück wurde das Fachinformationssystem (FIS) 
des LANUV ausgewertet, das Angaben zum möglichen Auftreten planungsrelevanter Arten auf der 
Ebene des 25.000er Messtischblattes (Fläche von ca. 100 km²) macht. Dabei ist zu beachten, 
dass das FIS wegen der geringen räumlichen Genauigkeit allenfalls erste Hinweise liefert und we-
der genauere faunistische oder floristische Kartierungen ersetzen kann, noch sich aus Angaben 
des FIS ergibt, dass Kartierungen zwingend erforderlich sind. 
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Das FIS verzeichnet im Plangebiet 44 Tierarten, die potenziell auftreten könnten: es handelt sich 
um 33 Vogelarten (darunter zahlreiche Tag- und Nachtgreife), sechs Fledermausarten und drei 
Amphibienarten sowie jeweils eine Reptilien- und Libellenart. 

Für die im Fachinformationssystem des Landes NRW verzeichneten Libellen-, Amphibien- und 
Reptilienarten gibt es auf der Vorhabenfläche entweder keine Hinweise auf ein Vorkommen oder 
die Struktur der Fläche schließt ein Vorkommen dieser Arten ohnehin aus. 

Bei den Gebäuden auf dem gewerblich genutzten Grundstücksteil sind aufgrund ihrer Bauweise 
(Metallwände und Metalldach) sowie der stattfindenden Nutzung keine Fledermausquartiere anzu-
nehmen. Auf eine genauere Untersuchung wurde daher verzichtet. 

Die große offene Brachfläche bietet aufgrund des erkennbar hohen Störungsgrades und der im 
zentralen Teil geringen Gliederung (fast flächendeckend Brombeere und Staudenknöterich) für 
keine der im FIS verzeichneten Vogelarten die notwendigen Voraussetzungen für eine Fortpflan-
zungs- oder Ruhestätte. Für die in diesem Bereich sicherlich vorkommenden Ubiquisten unter den 
Vögeln gilt, dass diese nicht dem strengen Schutzregime des § 44 BNatSchG unterliegen und eine 
Schädigung von Einzeltieren durch die Einhaltung der einschlägigen Schutzzeiten gewährleistet 
ist. Außerdem gilt, dass die im Plangebiet angetroffenen Biotopstrukturen und somit auch alle the-
oretisch vorhandenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten planungsrelevanter Arten im räumlichen 
Zusammenhang weiterhin vorhanden und ökologisch funktionsfähig wären. Ein Verstoß gegen die 
Verbote des § 44 (1) BNatSchG in Verbindung mit § 44 (5) BNatSchG liegt somit nicht vor. 

Dem Vorhaben stehen somit nach derzeitigem Kenntnisstand keine artenschutzrechtlichen Belan-
ge entgegen. Weitere Untersuchungen sind nicht erforderlich. Die gutachterliche Einschätzung des 
Umweltbüros Essen ist als Anlage 7 beigefügt. 

Geplante Maßnahmen 

Maßnahmen, die speziell und vornehmlich dem Schutz oder der Entwicklung von Flora und Fauna 
bzw. dem Artenschutz dienen, sind im Plangebiet nur insoweit vorgesehen, als das die im hinteren 
und westlichen Teilbereich stehenden Bäume zum Erhalt festgesetzt werden. Ausfälle sind gemäß 
den Bestimmungen der Baumschutzsatzung aus dem Jahre 2003 zu ersetzen (siehe textliche 
Festsetzung Nr. 6.2). Die Baumschutzsatzung ist als Anlage 8 dieser Begründung beigefügt. 

Es wird folgender Hinweis Nr. 1 aufgenommen: 

Zur Sicherung aller im Plangebiet als erhaltenswert festgesetzten Gehölze sind geeignete Schutz- 
und Sicherungsmaßnahmen gemäß DIN 18920 RAS-LG 4 „Schutz von Bäumen, Pflanzenbestän-
den und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ einzuhalten. Beschädigte Sprossteile oder frei-
gelegte Wurzeln sind fachgerecht zu behandeln. Schutz- und Sicherungsmaßnahmen sind vor 
Ausführungsbeginn durch die Untere Landschaftsbehörde oder durch den entsprechenden Fach-
bereich der Stadt Oberhausen abnehmen zu lassen. 

 

Zusammenfassend sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere, da aus-
schließlich Biotoptypen mit weiter Verbreitung und teils geringer, allenfalls mittlerer Reife 
betroffen sind, nur von geringer Bedeutung. 

8.4.4 Schutzgut Boden 

Umweltzustand 

Bodenschutz-/Bodenbelastungssituation 

Soweit im Plangebiet die natürlichen Lagerungsverhältnisse des Bodens noch erhalten sind, ste-
hen hier feinsandig-lehmige Schluffe an. Diese sogenannten Gley-Braunerden sind Bildungen aus 
pleistozänen bis holozänen Hochflutlehmen und zeichnen sich durch hohe Erträge, eine mittlere 
bis hohe Sorptionsfähigkeit, eine mittlere bis hohe nutzbare Wasserkapazität und eine mittlere 
Wasserdurchlässigkeit aus. Sie werden von z.T. lehmigen und schluffigen Sanden der Niederter-
rasse unterlagert, die das oberste Grundwasserstockwerk darstellen. 
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Aufgrund ihrer hohen Ertragsfähigkeit werden die natürlichen Böden im Plangebiet als sehr schüt-
zenswert eingestuft. Tatsächlich stehen diese Böden im Plangebiet einer landwirtschaftlichen Nut-
zung nicht zur Verfügung, da sie seit Jahrzehnten als private Gartenflächen genutzt werden. Dar-
über hinaus sind sie aufgrund der bereits vorhandenen Bebauung, des Geländeprofils sowie der 
fehlenden Anbindung an benachbarte landwirtschaftliche Flächen nicht geeignet, um sinnvoll einer 
landwirtschaftlichen Nutzung zugeführt zu werden. 

Bezogen auf die natürlichen Bodenfunktionen 

- Filter-/Puffervermögen und 

- Wasserspeichervermögen 

ist den Böden eine hohe Funktionserfüllung zuzuschreiben. 

Nach der Bodenbelastungskarte werden die Prüfwerte der Bundesbodenschutzverordnung 
(BBodSchV) und die gebietsbezogenen Beurteilungswerte der Stadt Oberhausen unterschritten. 
Nur die Vorsorgewerte der BBodSchV werden überschritten. 

Die Überschreitung der Vorsorgewerte bedingt, dass die Verwendung von ausgehobenen Oberbö-
den zur Herstellung von durchwurzelbaren Bodenschichten an anderer Stelle nur innerhalb des-
selben Gebiets mit Überschreitung der Vorsorgewerte zulässig ist. 

Altlastensituation 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt eine Fläche mit Bodenbelastungsverdacht. Dabei 
handelt es sich um die Altstandortfläche einer ehemaligen Autoverwertung, die unter der Nummer 
D15.014 registriert und geführt wird. 

Zur Klärung der Bodenbelastungssituation wurde im Vorfeld des Bauleitplanverfahrens die Fläche 
und eine weitere Fläche im direkten Umfeld, welche zu Beginn des Verfahrens ebenfalls im Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes lag, untersucht und folgendes Gutachten erstellt: 

 B-Plan Nr. 547 „Behrensstraße/ Blockstraße“ in Oberhausen – Ergebnisse einer altlastentech-
nischen Bodenuntersuchung vom 16.10.2007, erstellt durch das Ingenieurbüro Geokom aus 
Dinslaken im Auftrag der Stadt Oberhausen (s. Anlage 6). 

Auf der Altstandortfläche D15.014 (heutiges Speditionsgelände) wurden bis zu 1 m mächtige An-
schüttungen aus Boden, Bauschutt und Schlacke erbohrt. Die ermittelten Schadstoffgehalte liegen 
unterhalb der für eine gewerbliche Nutzung geltenden Prüfwerte der Bundes- Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung (BBodSchV), so dass sich hieraus für die derzeitige Nutzung kein Handlungs-
bedarf ergibt. 

Auswirkungen 

Die auf die Wassergüte bzw. den Wasserhaushalt bezogenen Bodenfunktionen sind so weit wie 
möglich zu erhalten. Der durch Neuversiegelung entstehende Funktionsverlust ist im Rahmen der 
schutzübergreifenden Ausgleichsmaßnahmen zu berücksichtigen. 

Im Hinblick auf die geplante Wohnbaunutzung ist die künstliche ca. 1 m mächtige Anschüttung so-
wohl von der Materialzusammensetzung (Boden mit mineralischen Fremdbestandteilen > 10  
Vol. %) als auch aufgrund der Schadstoffgehalte nicht als geeignet einzustufen. Bei einer Umnut-
zung der Fläche in die sensiblere Wohnbaunutzung sind Maßnahmen zur Unterbindung eines Di-
rektkontakts erforderlich. Als geeignete Sicherungsmaßnahme kommt sowohl ein vollständiger Ab-
trag der künstlichen Anschüttung, als auch eine 60 cm mächtige Abdeckung mit Boden, der den 
Vorsorgeansprüchen der BBodSchV entspricht, über einer zuvor einzubauenden Grabesperre in 
Frage. 

Untersuchungen der Bodenluft zeigten keine Auffälligkeiten. 

Die Bodenluft- und Bodenuntersuchungen ergaben keine Hinweise auf relevante Belastungen. Die 
nutzungsbezogenen Prüfwerte der BBodSchV wurden in allen Proben unterschritten. 
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Geplante Maßnahmen 

Für den Menschen durch Bodenbelastungen: 

Bodenaustausch / Bodenabdeckungen 

Aufgrund der nachgewiesenen Bodenbelastungen ist die künstliche Anschüttung vollständig abzu-
tragen. danach ist das Gelände mit unbelastetem Boden, der die Vorsorgeanforderungen der Bun-
des- Bodenschutz und Altlastenverordnung erfüllt bis zu einer Geländehöhe von mindestens  
29,20 m ü. NN aufzufüllen (siehe textliche Festsetzung Nr. 5). Sofern die Anschüttung nicht aus-
gebaut werden soll, ist zur Herstellung einer durchwurzelbaren Bodenschicht für Hausgärten min-
destens 60 cm unbelasteter Boden, der die Vorsorgeanforderungen der Bundes- Bodenschutz und 
Altlastenverordnung erfüllt über einer zuvor einzubauenden Grabesperre, aufzubringen. Die ge-
mäß textlicher Festsetzung Nr. 5 vorgeschriebene Mindestgeländehöhe von 29,20 m ü. NN ist ein-
zuhalten. 

Es sind folgende Qualitätsanforderungen an einzubringende Bodenmaterialien einzuhalten: 

Bodenmaterialien, die zur Herstellung durchwurzelbarer Bodenschichten antransportiert werden, 
sind geeignet, wenn sie 

• den Vorsorgeanforderungen der Bundes-Bodenschutz und Altlastenverordnung entsprechen 

• der vor Ort vorhandenen Bodenhauptart entsprechen 

• keine Störstoffe wie z.B. Kunststoffe, Metallteile, Müll o.ä. enthalten 

• nur sehr geringe Mengen (weniger als 10 Vol.-%) unkritischer technogener Substrate, wie z.B. 
kleine Ziegel- oder Betonbruchstücke, enthalten 

• nach Augenschein und Geruch unauffällig sind 

• nach ihrer Herkunft keinem Belastungsverdacht unterliegen 

Die Eignung der Bodenmaterialien ist schriftlich zu dokumentieren (siehe nachfolgende Aus-
führungen zum Boden).  

Es sind folgende Anforderungen an Grabesperren einzuhalten: 

Grabesperren müssen so beschaffen sein, dass sie mit üblichen Handwerkzeugen für Gra-
bearbeiten (Spaten, Schaufel usw.) nicht unbeabsichtigt durchdringbar sind und tiefere Gra-
bearbeiten auch bei Absicht erheblich erschweren würden. Grabesperren müssen so beschaffen 
sein und eingebaut werden, dass sie für den Grundstücksnutzer bei Erdarbeiten eine Signalwir-
kung haben. Sie sind so zu errichten, dass die kulturfähigen Eigenschaften durchwurzelbarer Bo-
denschichten und die Versickerung von Niederschlägen nicht beeinträchtigt werden. 

 

Fachgutachterliche Begleitung von Erdarbeiten 

Erdarbeiten und die ordnungsgemäße Durchführung aller bodenbezogener Maßnahmen (Beglei-
tungen der Aushub-, Verwertungs- und Sicherungsmaßnahmen durch Bodenabdeckungen, der 
Einbau von Grabesperren und die Dokumentation der Erdbaumaßnahmen) sind durch einen 
Fachgutachter überwachen und begleiten zu lassen. Der Gutachter muss in besonderem Maße 
über Erfahrungen aus dem Altlasten- und Bodenschutzbereich verfügen und die notwendige, fach-
liche Qualifikation besitzen (Beurteilung der Eignung in Anlehnung an die Verordnung des Landes 
NRW über Sachverständige und Untersuchungsstellen für Bodenschutz und Altlasten (SU-BodAV 
NRW) in der aktuellen Fassung). 

 

Umgang mit belastetem Aushubmaterial 

Auf den Grundstücken ausgehobene Anschüttungsmaterialien können nach Entscheidung des 
Fachgutachters vor Ort umgelagert werden. Dabei dürfen keinen Gefahren im Sinne des § 4 Bun-
desbodenschutzgesetz entstehen. Dies kann unter Versiegelungen (Verkehrsflächen / Fundamen-
te/ Bodenplatten), aber auch unter geeigneten Bodenabdeckungen (s. u.) erfolgen. Die Gefahren-
vermeidung im Sinne des § 4 Bundesbodenschutzgesetzes ist durch den Gutachter sicherzustel-
len und zu belegen. Beim Antreffen von Anschüttungsmaterialien, die sich auffällig - z. B. durch 
ungewöhnliche Verfärbungen, Gerüche oder Materialkonsistenzen - von dem bekannten Erschei-
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nungsbild der Anschüttungen auf dem Grundstück abheben, empfiehlt sich eine Rücksprache mit 
der Unteren Bodenschutzbehörde der Stadt Oberhausen. 

Aushubmassen, die auf dem Grundstück nicht wieder eingebaut werden können, sind einer ord-
nungsgemäßen Entsorgung zuzuführen. 

 

Für den Boden 

Beim Umgang mit Böden und Bodenmaterialien und der Herstellung der nicht überbauten Flächen 
sind die DIN 19731, die DIN 18915 und die materiellen Anforderungen der §§ 9 und 12 der Bundes 
Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) zu beachten. 

 

Der Einbau von Bodenmaterial erfolgt 

- horizontweise, d.h. zuerst der Unterboden, danach der humose Oberboden 

- nur bei trockener Witterung und ausreichend abgetrockneten Böden 

- mit leichten Maschinen, vorzugsweise Raupenbagger, mit geeignetem Fahrwerk, die "vor 
Kopf" arbeiten können 

- unter Beachtung der Gefällesituation und Vorflut um Staunässe in Mulden zu vermeiden. 

 

Vor dem Bodenauftrag sind Unterbodenverdichtungen durch geeignete Lockerungsmaßnahmen zu 
beseitigen. Der neu aufgetragene Boden wird nicht mit Baumaschinen und Transportfahrzeugen 
befahren und wird direkt begrünt. Wenn auch der Anbau von Nutzpflanzen ermöglicht werden soll, 
erfolgt zur Einstellung des pH-Wertes auf Werte über 6,5 und ggfs. auch zur Verbesserung der 
Krume eine angemessene Kalkung. 

Durch den Baustellenbetrieb entstandene Schadverdichtungen des Bodens sind durch geeignete 
Lockerungsmaßnahmen zu beseitigen. 

Die Andienung der Baustelle erfolgt ausschließlich über die vorhandene oder die neu herzu-
stellende Zufahrt. 

Bodenmaterialien, die zur Rekultivierung und Geländegestaltung antransportiert werden sollen, 
sind geeignet, wenn sie 

- den Vorsorgeanforderungen der BBodSchV entsprechen 

- der vor Ort vorhandenen Bodenhauptart entsprechen 

- keine Störstoffe wie z.B. Kunststoffe, Metallteile, Müll o.ä. enthalten 

- nur sehr geringe Mengen (weniger als 10 Vol.-%) unkritischer technogener Substrate, wie z.B. 
kleine Ziegel- oder Betonbruchstücke, enthalten 

- nach Augenschein und Geruch unauffällig sind 

- nach ihrer Herkunft keinem Belastungsverdacht unterliegen 

Die Ergebnisse der notwendigen Untersuchungen zur Eignung von Bodenmaterialien die zur Auf- 
oder Einbringung in eine durchwurzelbare Bodenschicht oder zur Herstellung einer durchwurzelba-
ren Bodenschicht antransportiert werden sollen, sind zur Einsichtnahme aufzubewahren.  

Die Untersuchungen zur Eignung der Bodenmaterialien sind nach § 12 Abs. 3 BBodSchV vor dem 
Auf- und Einbringen durchzuführen. Die Nachweise zur Eignung der Bodenmaterialien müssen 
auch Herkunftsangaben und Beschreibungen im Sinne der DIN 19731, Nr. 5.1 und Nr. 5.2 enthal-
ten. Im Einzelfall können weitere Untersuchungen hinsichtlich der Standort- und Bodeneigenschaf-
ten erforderlich sein. In Abstimmung mit der unteren Bodenschutzbehörde können in bestimmten 
Fällen Böden zur Rekultivierung verwendet werden, deren Schadstoffgehalte über den Vorsorge-
werten der BBodSchV liegen. 

Der Baubeginn ist der Unteren Bodenschutzbehörde anzuzeigen. 
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Regelungsinstrumente zur Sicherung erforderlicher Maßnahmen: 

Kennzeichnung: 

Bei den im Plangebiet gelegenen Flurstücken Nr. 884 und 885 handelt es sich um Flächen, deren 
Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind. 

Erläuterung: 

Es handelt sich um die Altstandortfläche einer ehemaligen Autoverwertung. Die betroffenen 
Grundstücke sind mit künstlichen Aufschüttungen aus Boden, Bauschutt und Schlacke in einer 
Mächtigkeit bis zu 1 Meter angeschüttet. Sowohl von der Materialzusammensetzung (Boden mit 
mineralischen Fremdbestandteilen > 10 Vol. %) als auch aufgrund der Schadstoffgehalte sind die 
Anschüttungen nicht für die geplante höhersensiblere Wohnnutzung geeignet (s. Anlage 6; Ergeb-
nisse einer altlastentechnischen Bodenuntersuchung durch das Ingenieurbüro Geokom vom 
16.10.2007). 

Sofern die künstliche Anschüttung nicht vollständig ausgebaut wird, ist zur Herstellung einer 
durchwurzelbaren Bodenschicht für Hausgärten mindestens 60 cm unbelasteter Boden, der die 
Vorsorgeanforderungen der Bundes- Bodenschutz und Altlastenverordnung erfüllt, über einer Gra-
besperre aufzubringen. Ausnahmen können in Abstimmung mit der Unteren Bodenschutzbehörde 
bei der Stadt Oberhausen zugelassen werden, wenn durch einen anerkannten Sachverständigen 
nachgewiesen wird, dass geringere Maßnahmen als die vorgenannten zur Sicherung der Schutz-
bedürftigkeit und Nutzungsanforderung ausreichen. 

Es wird folgender Hinweis Nr. 7 aufgenommen: 

Um den ordnungsgemäßen Umgang mit Aushubmassen und die Aufbringung der geforderten Bo-
denabdeckung zu gewährleisten ist eine fachgutachterliche Überwachung sämtlicher Erdarbeiten 
erforderlich. Über die Begleitarbeiten ist eine Dokumentation mit allen Befunden und Beurteilungen 
anzufertigen und der Unteren Bodenschutzbehörde der Stadt Oberhausen vorzulegen. Die Doku-
mentation hat den Verbleib von ausgebauten Anschüttungsmaterialien und insbesondere den Eig-
nungsnachweis für einzubauendes Bodenmaterial zur Herstellung durchwurzelbarer Bodenschich-
ten in Garten– und Grünflächen mit qualitativen und quantitativen Angaben zu enthalten (siehe  
§ 12 Abs. 3 BBodSchV und DIN 19731, Nr. 5.2). 

Zur Vermeidung schädlicher Bodenveränderungen dürfen im Bebauungsplan vorhandene und neu 
anzulegende Vegetationsflächen (Straßenbegleitgrün, Hausgärten etc.), im Rahmen von Baumaß-
nahmen nicht befahren oder zu Lagerzwecken genutzt werden.  

Es wird folgender Hinweis Nr. 8 aufgenommen: 

Zur Berücksichtigung von Bodenbelastungen prüft die Bauverwaltung eingehende Bauvorhaben 
dahingehend, ob gemäß § 67 Abs. 1 Nr. 3 i. V. m. § 67 Abs. 3 BauO NRW, ein Genehmigungsver-
fahren für Bauvorhaben durchzuführen ist. Für den gemäß § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB gekennzeich-
neten Bereich ist von der Notwendigkeit des Genehmigungsverfahrens auszugehen, um entspre-
chende Auflagen parzellenscharf und sachgerecht erteilen zu können. Bei Änderung dieser ge-
setzlichen Bestimmung werden Maßnahmen ergriffen, die gleichermaßen wirksam sind. 

 

Zusammenfassend sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Boden als nicht erheblich an-
zusehen. 

8.4.5 Schutzgut Wasser 

Umweltzustand 

Oberflächengewässer 

Das Plangebiet befindet sich in unmittelbarer Nähe zur Ruhr. Die Ruhr ist ein Gewässer erster 
Ordnung und besitzt mit ihren Auen eine wichtige Funktion als Erholungsraum. Die Ruhr gehört im 
Abschnitt des Plangebiets zu den Bundwasserstraßen, wobei hier die Schifffahrt nicht über die 
Ruhr selbst, sondern über den südlich gelegenen Ruhrschifffahrtskanal läuft. Die Bundeswasser-
straßen zählen ebenfalls zu den Gewässern erster Ordnung. 
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Zwischen Ruhr und dem Plangebiet verlaufen der Hochwasserschutzdeich der Ruhr, Grundstücke 
einer Reihenhausbebauung sowie die Straße „Am Ruhrufer“. 

Zum Schutz von Deichen und sonstigen Hochwasserschutzanlagen an Gewässern erster Ordnung 
hat die Bezirksregierung Düsseldorf für ihren Zuständigkeitsbereich eine Deichschutzverordnung 
(DSchVO) erlassen. In dieser Verordnung werden Schutzzonen festgelegt, die entsprechend dem 
jeweiligen Gefährdungsgrad Genehmigungspflichten für bestimmte Maßnahmen bzw. Gebote und 
Verbote vorsehen. Das Plangebiet liegt weitgehend in der Schutzzone III. Siehe dazu auch Kapitel 
5.11. 

Das Plangebiet befindet sich gemäß den Hochwassergefahren- und Hochwasserrisikokarten der 
Bezirksregierung Düsseldorf bei einem mittleren oder extremen Hochwasser d. h. bei Versagen 
oder Überflutung des Hochwasserdeiches in einem Gefahren- bzw. Risikobereich für potentielles 
Hochwasser durch die Ruhr. 

Von einer häufigen Hochwasserwahrscheinlichkeit ist das Plangebiet nicht betroffen. 

Die Hochwassergefahrenkarten und -risikokarten (Blatt B002) sind für das Plangebiet unter folgen-
dem Link abrufbar: 

http://www.flussgebiete.nrw.de/index.php/HWRMRL/Gebietsansicht/TEZG_Ruhr  

Der Bebauungsplan Nr. 547 enthält einen entsprechenden Hinweis Nr. 3. 

Grundwasser 

Unterhalb des anthropogen geprägten Oberbodens und vorhandener Auffüllungen sind im Unter-
grund als natürlich gewachsene Bodenfolge zunächst Hochflutablagerungen anzutreffen. Diese 
Hochflutablagerungen bestehen überwiegend aus feinsandigen und tonigen Schluffen, die in ihren 
tiefsten Partien teilweise in stark schluffige Fein- und Mittelsande übergehen. Unterhalb dieser 
Hochflutablagerungen sind die sandig-kiesigen Ablagerungen der Niederterrasse von Rhein und 
Ruhr vorzufinden. Diese Terrassensedimente bilden das erste Grundwasserstockwerk. Als grund-
wasserstauende Schicht folgt der sog. Emschermergel. Die Basis der Terrassensedimente liegt 
zwischen 5 und 10 Metern unter jetziger Geländeoberfläche. 

Bei mittleren Grundwasserständen ist von einer Tiefenlage des Grundwassers zwischen 2-4 Me-
tern im westlichen und, bedingt durch höhere Geländelage, zwischen 4 und 6 Metern im östlichen 
Bereich des Plangebiets auszugehen. Durch die Nähe zur Ruhr und dem unmittelbaren Einfluss 
der Ruhr auf das Grundwasser ist insbesondere bei lang anhaltendem Ruhrhochwasser für das 
Plangebiet jedoch von einem höchsten Grundwasserstand von 28,7 m ü. NN auszugehen. Der 
höchste Grundwasserstand liegt damit im westlichen Teil des Plangebiets oberhalb des derzeitigen 
Geländeniveaus. 

Der Aufstieg des Grundwassers bis zu seiner maximalen Höhe wird durch die feinkörnigen, nur ge-
ring durchlässigen Gesteine der oberflächennahen Auffüllungen und Hochflutablagerungen wei-
testgehend gehemmt. Daher kann das Grundwasser nicht oder nur nach längeren Hochwasser-
phasen mit Verzögerung seinen höchsten Stand erreichen. Vernässungen des Geländes sind im 
westlichen Teil des Plangebietes insbesondere bei lang anhaltenden Hochwasserständen aber 
nicht auszuschließen. 

Unabhängig von diesen Grundwasserverhältnissen sammeln sich versickernde Niederschläge in 
und über den Auffüllungen und der Hochflutablagerungen als Stauwässer. 

Niederschlagswasser 

Im Hinblick auf eine alternative Niederschlagswasserbeseitigung gemäß den Vorgaben des § 51 
Landeswassergesetz NW wurde die Möglichkeit der Versickerung von gesammeltem Nieder-
schlagswasser gutachterlich überprüft (s. Anlage 5). Die Versickerung von gesammeltem Nieder-
schlagswassers ist jedoch nicht möglich. Sowohl die Auffüllböden als auch die Hochflutablagerun-
gen sind für gezielte Versickerungsmaßnahmen nicht geeignet. Ausreichende Durchlässigkeiten 
bieten erst die Sande und Kiese der Terrassenablagerungen. Diese Sedimente sind allerdings bei 
hohen Grundwasserständen vollständig wassergesättigt, so dass sie keine Sickerwässer aufneh-
men können. 
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Auswirkungen 

Es wird eine Zunahme von versiegelten Flächen und damit zu einer Reduzierung der Grundwas-
serneubildungsrate kommen. Durch die geplante, aufgelockerte Bebauung ist dieser Einfluss aber 
eher als unerheblich einzustufen. Ein Einfluss auf die Qualität des Grundwassers ist durch die be-
absichtigten Nutzungen nicht zu befürchten. 

Geplante Maßnahmen 

Da auch eine Ableitung des Niederschlagwassers in das westlich gelegene Feuchtbiotop aufgrund 
der großen Entfernung sowie der baulichen Enge durch bereits vorhandene Versorgungs- und 
Produktleitungen wirtschaftlich nicht vertretbar ist, wird es mit dem Schmutzwasser über eine noch 
zu verlegende Mischwasserleitung in die bestehende Vorflut Blockstraße/Behrensstraße eingelei-
tet. 

Um die zukünftigen Gebäude vor eindringendem Grundwasser und die Grundstücke vor Vernäs-
sungen zu schützen, ist durch eine Bodenaufschüttung die Erhöhung des Geländes auf eine Min-
desthöhe von 29,20 m ü. NN vorzusehen. Betroffen sind davon im Wesentlichen die Grundstücke 
im Westen des Plangebiets. 

Als weitere Maßnahme wird im Bebauungsplan festgesetzt: 

Die Dächer von Garagen und Carports sowie von eingeschossigen Anbauten und Nebenanlagen 
sind extensiv zu begrünen. Die Begrünung ist dauerhaft zu erhalten (siehe textliche Festsetzung 
Nr. 6 gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB). 

 

Zusammenfassend sind die Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser als nicht erheblich 
anzusehen. 

8.4.6 Schutzgut Klima und Lufthygiene 

Umweltzustand 

In Bezug auf das Klima präsentiert sich der Freiflächenkomplex im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes als Fläche, deren Bewuchs die Temperatur- und Strahlungsamplituden mehr oder we-
niger leicht dämpfen kann. Die Fläche ist bioklimatisch im Zusammenhang mit den westlich an-
grenzenden Freiflächen, in denen sich das Feuchtbiotop der ehemaligen Halde Alstaden befindet, 
bedeutsam. Die Fläche hat, isoliert betrachtet, jedoch keine bedeutende Fernwirkung. Da die be-
treffende Fläche mit anderen Freiflächen im Umfeld des Plangebiets entsprechender Qualität in 
Verbindung steht, ist die klimatisch lokal begrenzte Wirkung als sehr effektiv zu beurteilen. Von ei-
nem ausreichenden Luftaustausch und meistens guten Bioklimaten kann ausgegangen werden. 
Die Fläche hat als Vernetzungselement unterstützende Wirkung hinsichtlich der Luftregeneration, 
der Filterfunktion und als Pufferfläche. 

Auswirkungen 

Das Plangebiet wird weiterhin als Bereich mit dem Attribut Vorstadtklima zu bewerten sein. Durch 
die Nutzungsänderung von Freilandfläche zu eingeschränkter Wohnbaufläche, sind nur geringfügi-
ge kleinklimatische Beeinflussungen zu erwarten. Den Planungshinweisen der Klimaanalyse (wei-
tere Verdichtung vermeiden, Ausbau zur parkähnlichen Freifläche) wirkt die geplante Bebauung 
entgegen.  

Der von der Stadt Oberhausen 2010 entwickelte und durch einen Ratsbeschluss verabschiedete 
Leitfaden zum Klimaschutz in der Bauleitplanung wurde angewandt (siehe Anlage 1). Für die un-
terschiedlichen Entwurfsvarianten wurde eine solarenergetische Überprüfung mit dem Programm 
„SolarKompakt 2010“ durchgeführt (siehe Anlage 2). Das Ergebnis bewirkte die Entwicklung einer 
städtebaulichen Variante mit einem überwiegenden Anteil von nach Süden ausgerichteten Haupt-
fassaden der Gebäude. Die Gebäudestellung wurde größtenteils darauf ausgelegt, dass die künftig 
entstehenden Dachflächen und Haupt-Solargewinnfassaden eine günstige Orientierung zur Son-
neneinstrahlung aufweisen können, um die aktive und passive Nutzung der Solarenergie zu er-
möglichen. 
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Der mit der Punktezahl 28,5 bewertete Gesamtentwurf befindet sich damit in einer mittleren Be-
wertungsstufe und kann als verbesserte Planung mit Optimierungsbedarf eingestuft werden. Es 
sollte beachtet werden, dass zwischen den südlich und dem einen nordwestlich orientierten Bau-
körper große Bewertungsunterschiede bestehen. So erreicht das geplante westliche Gebäude bei 
einer  nordwestlichen Ausrichtung lediglich einen Wert von 18,0 Punkten. 

Durch verbindliche Vereinbarungen etwa zu einem energetischen Baustandard, der über den ge-
setzlichen Anforderungen (EnEV) liegt oder/und zur Nutzung erneuerbarer Energien über gesetzli-
che Anforderungen hinaus (EEWärmeG) könnten weitere energetische Optimierungsmaßnahmen 
und damit eine höhere Punktezahl erreicht werden. Sinnvoll wäre dafür ein integriertes Energie-
konzept für Wirtschaftlichkeit, Wertbeständigkeit und CO2-Reduktion des Bauprojektes. 

Geplante Maßnahmen  

Spezielle Maßnahmen unter stadtklimatischen Gesichtspunkten sind nicht vorgesehen. 

Der Forderung nach einem erhöhten Durchgrünungsgrad kann zum Teil durch Dachbegrünungen 
auf Garagen, Carports und Nebengebäuden nachgekommen werden. Aus großklimatischen Ge-
sichtspunkten  (Reduktion des CO2-Ausstoßes) und um eine energetische Optimierung der Pla-
nung zu erlangen, wird eine Realisierung von Doppelhäusern mit überwiegend nach Süden ausge-
richteten Hauptfassaden bzw. -dächern festgesetzt Grundsätzlich wird für alle Wohn- und Nicht-
wohngebäude ausnahmslos die Passivhausbauweise gemäß Passivhaus-Projektierungspaket 
(PHPP) empfohlen. Zur erhöhten Ausnutzung der natürlichen Sonneneinstrahlung und zum Schutz 
der zu erhaltenden Einzelgehölze ist ein möglichst großer Abstand zwischen Gehölzen und Ge-
bäuden erforderlich (s. hierzu auch solarenergetische Berechnung vom 18.02.2015; Anlage Nr. 2). 
Um eine klimafreundliche und energiesparende Mobilität zu fördern, sollen gebäudenahe und aus-
reichend große Garagen ermöglicht werden, die ein problemloses Unterstellen von Fahrrädern er-
möglichen. 

 

Zusammenfassend sind die Auswirkungen auf die Schutzgüter Klima und Lufthygiene als 
nicht erheblich anzusehen. 

8.4.7 Schutzgut Landschaft (Orts- und Landschaftsbild, landschaftsgebundene Erholung) 

Umweltzustand 

Der Planungsbereich kann, was das Landschaftsbild betrifft, in mehrere Räume aufgeteilt werden. 
Die westliche Fläche ist als eine durch natürlichen Anflug entstandene Gehölzfläche aus Brombee-
re und Knöterich charakterisiert. 

Im östlichen Bereich handelt es sich um einen Lagerplatz, der überwiegend vegetationsfrei bzw. 
allgemein vegetationsarm ist. Reste einer Hecke am nördlichen Rand bestehen aus durchgewach-
senen Weißdornbäumen einzelnen Ligustersträuchern sowie Efeu. Die Fläche ist allseits mit Ble-
chen und Brettern eingefriedet. 

Im Eingangsbereich gibt es zwei ältere Kirschen, außerdem auf den Nachbargrundstücken unmit-
telbar angrenzend mehrere weitere Einzelbäume, die alle in einem schlechten Erhaltungszustand 
sind. 

Im größeren Umfeld des Plangebiets sind als Landschaftsbildprägende Strukturen ansonsten die 
angrenzenden Freiflächen im Westen und Süden zu benennen. Im Westen befindet sich das 
Feuchtbiotop mit Wasserflächen in einer Mulde und Gehölzflächen im Randbereich. Im Süden 
fließt hinter dem Deich die Ruhr mit ausgedehnten Wiesen- und Weidenflächen im Uferbereich. 

Auswirkungen 

Das Orts- bzw. Landschaftsbild, welches für Anwohner, Nutzer der Wassersportvereine und Erho-
lung suchende Bürger über die Verlängerung der Behrensstraße erlebbar ist, wird durch die ge-
plante Neubebauung verändert. Der Blick in eine extensiv sich entwickelnde naturnahe Fläche ent-
fällt, der Ausblick ins „Grüne“ wird auf das Wohnsiedlungsgrün reduziert. 

Von den naturnah geprägten Freiflächenbereich gliedernden Gehölzstrukturen können nur einige 
Einzelbäume erhalten werden (siehe textliche Festsetzung Nr. 6.2). 
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Beeinträchtigungen von Flächen, die der landschaftsgebundenen Erholung dienen, sind durch das 
Vorhaben nicht zu erwarten.  

Geplante Maßnahmen  

Spezielle Maßnahmen zum Schutzgut Landschaft sind im Plangebiet nicht vorgesehen. 

 

Zusammenfassend sind die Auswirkungen auf die Landschaft als nicht erheblich anzuse-
hen. 

8.4.8 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Umweltzustand 

Schützenswerte und potenziell negativ betroffene Kulturgüter sind im Plangebiet oder seinem un-
mittelbaren Umfeld nicht zu verzeichnen. Sachgüter, die im Rahmen der Planung berücksichtigt 
werden müssen, sind nicht bekannt. 

Auswirkungen 

Planungserhebliche Auswirkungen auf Kulturgüter sind nicht zu befürchten. Insbesondere sind 
keine die Landschaft prägenden historischen Gebäude betroffen.  

Auswirkungen auf Sachgüter sind nicht zu erwarten.  

Geplante Maßnahmen  

Es wird folgender bodendenkmalrechtlicher Hinweis Nr. 2 aufgenommen: 

Auf die Meldepflicht bei der Entdeckung von Bodendenkmälern nach § 15 Denkmalschutzgesetz 
(DSchG NW) wird hingewiesen. Beim Auftreten archäologischer Bodenfunde und Befunde ist die 
Untere Denkmalbehörde der Stadt Oberhausen oder das Rheinische Amt für Bodendenkmalpfle-
ge, Augustusring 3+5 in 46509 Xanten unverzüglich zu informieren. Bodendenkmal und Entde-
ckungsstätte sind zunächst unverändert zu erhalten. 

8.4.9 Schutzgüter-Wechselwirkungen 

Die Wechselwirkungen werden indirekt durch die beschriebenen Auswirkungen auf die einzelnen 
Schutzgüter erfasst und beurteilt. Als Wechselwirkung ist zum Beispiel die - bezogen auf den ge-
samten Grundwasserleiter - geringfügige Veränderung der Grundwasserneubildung und des 
Grundwasserdargebotes durch die zusätzliche Versiegelung zu nennen. 

Mit darüber hinausgehenden und für die Bewertung entscheidenden Wechselwirkungen ist nicht zu 
rechnen. 

8.5 Übersicht der umweltrelevanten Maßnahmen 

Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung von Beeinträchtigungen werden, wo dieses mög-
lich ist, im Bebauungsplan benannt. 

Schutzgut Mensch 

Die passive Erholungsfunktion der Fläche wird durch die Beeinträchtigung des Landschaftsbilds 
eingeschränkt, vermieden wird jedoch eine Sperrung des Zugangs zum Landschaftsraum der 
Ruhr. 

Schutzgut Pflanzen, Tiere 

Der Bebauungsplan sichert die zu erhaltenden Bäume durch zeichnerische Darstellung und textli-
che Festsetzung (Nr. 6.2). 

Der Ausgleich für den errechneten Kompensationsbedarf von 7.268 Wertpunkten erfolgt vollstän-
dig außerhalb des Bebauungsplangebiets auf der westlich benachbarten Freifläche im Feuchtbe-
reich Alstaden (siehe Anlage 4), die sich im städtischen Besitz befindet. 

Die Maßnahme besteht aus der Pflege des Feuchtbiotops auf ca. 3.500 m² und kann das Ent-
schlammen von Wasserflächen, den Aushieb des Birkenbewuchses auf Teilflächen sowie die Pfle-
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ge der Uferbereiche und Anpflanzungen zur Besucherlenkung in Teilbereichen beinhalten, um die 
Lebensbedingungen der im Feuchtbereich lebenden Tier- und Pflanzenwelt zu optimieren und ihr 
bessere Entwicklungsmöglichkeiten zu bieten. 

Die Ausgleichsmaßnahmen werden gemäß § 9 Abs. 1 a i.V. mit § 135 a Abs. 2 und § 135 b 
BauGB den überbaubaren Grundstücksflächen zugeordnet (siehe auch textliche Festsetzung 
Nr. 9). Die Durchführung und Pflege der Ausgleichsmaßnahme übernimmt die Stadt Oberhausen 
auf Kosten des Initiators der Planung. Die Durchführung bzw. Finanzierung der Ausgleichs-
maßnahmen wird auch in einem städtebaulichen Vertrag vor Satzungsbeschluss gesichert. Nach 
Durchführung aller Maßnahmen zur Minderung und zum Ausgleich außerhalb des Geltungs-
bereichs des Bebauungsplans sind die Eingriffe vollständig ausgeglichen. 

Schutzgut Boden 

Zur Vermeidung schädlicher Bodenveränderungen dürfen im Bebauungsplan ausgewiesene vor-
handene und neu anzulegende Vegetationsflächen (Straßenbegleitgrün, Hausgärten etc.), im 
Rahmen von Baumaßnahmen nicht befahren oder zu Lagerzwecken genutzt werden. 

Gegebenenfalls unvermeidbare Bodenverdichtungen sind durch eine anschließende tiefgründige 
Auflockerung wieder rückgängig zu machen. 

Flächenhafte Versiegelungen auf privaten Grundstücken wie z.B. Stellplätze oder Zufahrten sind 
mit versickerungsfähigem Pflaster zu gestalten (siehe textliche Festsetzung Nr. 7.2). Auf diese 
Weise wird ein Teil der natürlichen Bodenfunktionen als Filter und Speicher für Niederschlagswas-
ser erhalten. 

Sofern im Zuge der Neunutzung zusätzlich Boden zur Herstellung einer durchwurzelbaren Boden-
schicht (z. B. für Gärten, sonstige Grüngestaltung etc.) aufgebracht werden soll, muss der aufzu-
bringende Boden die Vorsorgeanforderungen der Bundes- Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
erfüllen. 

Die Altstandortfläche D15.014 ist gemäß § 9 Absatz 5 Nr. 3 BauGB als Fläche, deren Boden er-
heblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet ist, gekennzeichnet. Darüber hinaus sieht der 
Bebauungsplan zur Sicherstellung der gefahrlosen Wohnbaunutzung der Fläche entsprechend der 
festgesetzten Gebietsausweisung die textliche Festsetzung Nr. 5 zur Bodenaufschüttung auf der 
Grundlage von § 9 Absatz 1 Nr. 17 BauGB vor. 

für den Boden: 
Die zusätzlich ausgewiesene Wohnbebauung führt zwangsläufig zu einer weiteren Oberflächen-
versiegelung. In den bisher naturnah genutzten Gartenflächen gehen damit die natürlichen Boden-
funktionen vollständig verloren. 

für den Menschen: 
Der nach § 9 Absatz 5 Nr. 3 gekennzeichnete Bereich weist künstliche Anschüttungen mit Schad-
stoffbelastungen auf. 

Zur Unterbindung des Direktkontakts Anschüttungsboden - Mensch während der späteren Nutzung 
sind Flächen, die nicht versiegelt bzw. überbaut werden durch vollständigen Abtrag der künstlichen 
Anschüttung oder durch eine zusätzliche Bodenabdeckung zu sichern. Für die Abdeckung sind 
ausschließlich natürliche Böden, die die Vorsorgeanforderungen der Bundes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung erfüllen, zu verwenden. 

Die Abdeckung muss in den Hausgärten wenigstens 60 cm über einer zuvor einzubringenden 
Grabesperre betragen. 

Ausnahmen von den Festsetzungen können in Abstimmung mit den zuständigen Fachbehörden 
zugelassen werden, wenn durch einen anerkannten Sachverständigen nachgewiesen wird, dass 
geringere Maßnahmen als die festgesetzten zur Sicherung der Schutzbedürftigkeit und Nutzungs-
anforderungen ausreichen. 

Um den ordnungsgemäßen Umgang mit Aushubmassen und die Aufbringung der geforderten Bo-
denabdeckung zu gewährleisten ist eine fachgutachterliche Überwachung sämtlicher Erdarbeiten 
erforderlich. Über die Begleitarbeiten ist eine Dokumentation mit allen Befunden und Beurteilungen 
anzufertigen und der Unteren Bodenschutzbehörde der Stadt Oberhausen vorzulegen. 
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Im Hinblick auf zukünftige Baumaßnahmen kann durch die Bodenbelastungssituation ein erhöhter 
Kostenaufwand für erforderliche Sicherungs- und Entsorgungsmaßnahmen entstehen. Nach ge-
genwärtigem Kenntnisstand der Unteren Bodenschutzbehörde der Stadt Oberhausen über die er-
fassten Flächen ist jedoch nicht davon auszugehen, dass diese Kosten eine Baumaßnahme 
grundsätzlich in Frage stellen. Der Bebauungsplanentwurf enthält die entsprechende Kennzeich-
nung Nr. 3, die Hinweise Nr. 7 und 8 und die textliche Festsetzung Nr. 5. 

Schutzgut Wasser 

Flächenhafte Versiegelungen auf privaten Grundstücken (z. B. Stellplätze und deren Zufahrten o-
der Terrassen) sind mit versickerungsfähigem Pflaster zu gestalten (siehe textliche Festsetzung 
Nr. 7.2). 

Zur Minimierung des Niederschlagswasserabflusses sind außerdem die Dachflächen von Gara-
gen, Carports und anderen Nebenanlagen zu begrünen (siehe textliche Festsetzung Nr. 6). 

Aus Gründen der Stauwasserproblematik ist auf eine Kellerbauweise zu verzichten oder die Keller 
sind wasserdruckdicht unter Berücksichtigung der bautechnischen Regelwerke zu errichten (siehe 
Kennzeichnung Nr. 1). 

Klima 

Die Anlage extensiv zu pflegender Dachbegrünungen auf den Garagen, Carports und Nebenanla-
gen trägt zu einer Verbesserung des Mikroklimas bei. Kleintiere (vor allem Insekten) erhalten neue 
Lebensräume und darüber hinaus dient das Gründach der Rückhaltung von Regenwasser. Die Si-
cherstellung der Durchführung der Dachbegrünung erfolgt als textliche Festsetzung Nr. 6.1 im Be-
bauungsplan gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b BauGB. 

Die Anlage von Wohngärten mit einem nicht überbauten und versiegelten Anteil der Freifläche 
(festgesetzte GRZ von 0,3; s. auch textliche Festsetzung Nr. 7.1) sowie der Erhalt von Bäumen (s. 
textliche Festsetzung 6.2) trägt ebenfalls zu einer Verhinderung von Temperatursteigerungen bei. 

Schutzgut Landschaft / Ortsbild 

Über die beschriebenen Erhaltungsmaßnahmen des Gehölzbestands hinaus sind die unter dem 
Kapitel Klima angeführten Maßnahmen vorgesehen. 

8.6 Darstellung der wichtigsten geprüften anderweitigen Lösungsvorschläge 

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplanes wurden verschiedene städtebauliche Varianten 
entwickelt, die sich jedoch in Hinblick auf die Umweltbelange nicht unterschieden. Die städtebauli-
che Planung wurde auf Umweltbelange hin soweit möglich optimiert. 

8.7 Monitoring und Schwierigkeiten bei der Ermittlung der Auswirkungen 

Auf der Grundlage des § 4c BauGB ist die Gemeinde verpflichtet, erhebliche Umweltauswirkun-
gen, die infolge der Durchführung des Vorhabens unvorhergesehen eintreten könnten, zu überwa-
chen. Die Überwachung soll die Gemeinde in die Lage versetzen, Auswirkungen frühzeitig zu er-
kennen und geeignete Gegenmaßnahmen zu ergreifen. Dieses so genannte Monitoring umfasst 
die Beobachtung, Überwachung und Kontrolle der im Bebauungsplan festgesetzten Maßnahmen 
zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen auf die Umwelt. 

Für das Monitoring wird in Bezug auf negative Umwelteinflüsse aus der Umgebung auf das Vorha-
ben (z. B. Lärm, Feinstaub) auf die kommunalen Planungsinstrumente (z. B. Luftreinhaltepläne) 
verwiesen. Der Schutz und Erhalt der festgesetzten Bäume wird nach Beendigung der Bauvorha-
ben durch eine Sichtkontrolle überprüft. Darüber hinaus sind nach § 4 Abs. 3 BauGB die Fachbe-
hörden (z. B. Untere Immissionsschutzbehörde) nach Abschluss des Bauleitplanverfahrens im 
Rahmen ihrer bestehenden Überwachungssysteme in der Verpflichtung, die Gemeinde zu unter-
richten, inwiefern nach ihnen vorliegenden Erkenntnissen bei der Realisierung des Bauleitplans 
insbesondere unvorhersehbare nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt zu erwarten sind. 

Es traten keine grundsätzlichen Schwierigkeiten bei der Ermittlung der Umweltauswirkungen auf. 
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“Behrensstraße/Blockstraße“ in Oberhausen-Alstaden 

Essen, 16.02.2015  atelier stadt & haus 

8.8 Zusammenfassung 

Mit dem Bebauungsplan werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Überplanung 
der vormals zum Teil extensiv genutzten Wiesenfläche und eine gewerblich genutzte Fläche süd-
lich der verlängerten Behrensstraße für die Ausweisung von Wohnbauflächen geschaffen. Die Er-
richtung der Wohnhäuser entlang der verlängerten Behrensstraße verursacht den Verlust dieser 
Freiflächen mit einer geringen bis mittleren ökologischen Wertigkeit. Ausgleichsmaßnahmen wer-
den für das benachbarte Feuchtbiotop Alstaden benannt. Die Planung führt insgesamt zu keiner 
erheblichen Verschlechterung der städtebaulichen und ökologischen Situation. 

Des Weiteren werden Maßnahmen zum Monitoring vorgeschlagen, die die dauerhafte Einhaltung 
der vereinbarten Standards sicherstellen. 

Abschließend kann festgestellt werden, dass nach dem derzeitigen Kenntnisstand nach Realisie-
rung der Planung und bei Umsetzung der beschriebenen Vermeidungs- und Minderungsmaßnah-
men keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. 

9. Bodenordnung 

Es ist vorgesehen, mit Realisierung der Bebauung die einzelnen, neu entstehenden Baugrundstü-
cke als privates Einzeleigentum zu veräußern. Bodenordnende Verfahren sind nicht erforderlich. 
Nach Herstellung der Erschließungsanlage geht diese vollständig in das Eigentum der Stadt Ober-
hausen über. 

10. Kosten 

Der Stadt Oberhausen entstehen keine Herstellungskosten, da die Verkehrsflächen auf Kosten 
des Initiators der Planung erstellt und anschließend kostenfrei an die Stadt übertragen werden. 
Entsprechende Formulierungen werden in einen städtebaulichen Vertrag zum Bebauungsplan ein-
fließen. 

Die Kosten zur Unterhaltung der zukünftigen öffentlichen Verkehrsflächen betragen ca.  
700 Euro/Jahr. Hierbei handelt es sich um geschätzte Kosten, die erst im Rahmen der 
Ausführungsplanung bzw. Verwirklichung der Maßnahme konkretisiert werden können. 

 

aufgestellt: 

atelier stadt & haus 

Essen, 20.02.2015 

 

 

muhs 

 

Anlagen zur Begründung: 
 

Anlage 1 Checkliste Klimaschutz 

Anlage 2 Berechnung der erzielbaren Klimapunkte mit dem Bewertungsprogramm SolarKompakt 
durch den Bereich Umweltschutz der Stadt Oberhausen vom 18.02.2015 

Anlage 3 Deichschutzverordnung (DSchVO) vom 01.09.2000 

Anlage 4 Lageplan der externen Ausgleichsmaßnahme 

Anlage 5 Bodenuntersuchung zur Niederschlagswasserversickerung, Dr. Böcke, 16.10.2007 

Anlage 6 Ergebnisse einer altlastentechnischen Bodenuntersuchung, Büro Geokom, 16.10.2007 

Anlage 7 Gutachterliche Einschätzung zur Betroffenheit der Belange des Artenschutzes gemäß 
§ 44 BNatSchG, umweltbüro essen, Februar 2013 

Anlage 8 Baumschutzsatzung (Stand: 2003) 

Anlage 9 Merkblatt zur Berücksichtigung der unterirdischen Gasfernleitung 
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